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Vom nächsten Heft ab verschwindet auf diesem Blatt der 
„Zensurenkasten“. 
Wir.sind ihm dankbar: er ist erstaunlich fleißig benutzt wor- 
den. Damit hat er sein Ziel erreicht. Wir haben in der so 
wesentlichen Aufbauzeit unserer Zeitschrift nicht nur ein 
klares Bild gewonnen über die Verteilung der Interessen in 
unserer Leserschaft, sondern darüber hinaus Bestätigung, An- 
regung und Mitarbeit. 
Vor allem aber war uns die sehr positive Kritik wertvoll. Sie 
erbitten wir auch weiterhin. Es liegt uns an einem Verhältnis 
zwischen Leser und Gestalter dieser Zeitschrift, das persön- 
licher und deshalb lebendiger ist als die sonst übliche 
Anonymität. 

Die Schriftleitung 


Ohne 


nteresse 


| x * x (Sowjetunion) 
Maurach 

| Wichterich 

| 

| 

f 


Gut Geht 


AUFSÄTZE - Heft 6 


Wilson 
BERICHTE 
SCHRIFTTUM 

Neumann 
Bi s | ; Reitzner 

Knaipp 
AUSSPRACHE 

Schibli 

Grezer 


Mueller 


Miesel 


Wagn er 


N I Mit iter aı de tüc 
Anschriften der Mitarbeiter : r Ri 


ANSCHRIFTEN DER MITARBEITER 


x * «: Anschrift über Schriftleitung — Prof. Dr. Reinhard 
Maurach, München-Solln, Friedastr. 8 — Dr. Richard 
Wichterich, Lido di Roma, Via Grimaldi Casta 24 — J.S. 
G. Wilson, The London School of Economics, Houghton 
Street, Aldwych London, W.C. 2 — Gerhard Neumann, 
Eutin-Fissaubrück, Buchenhof — Richard Reitzner, Haar 
bei München — Friedrih Knaipp, Gmunden, Oberöster- 
reich, US.-Zone, Esplanade 23/1 — Enrique S chibli, Buenos 
Aires, Argentinien, Beruti 2335 — Dr. Jacques O. Grezer, 
Karlsruhe/Baden, Hauptpostlagernd, Postfach — Dr. Herbert 
Mueller, Hamburg-Öthmarschen, Cranachstr. 19 — Hans 
Miesel, Seth über Bad Oldesloe — Prof. Dr. Friedrich 
Wagner, Ratzeburg/Lbg., Bahnhofsalle 35 


An die 


Schriftleitung der „G EOPOLITIK“ 


Heidelberg 


Wolfsbrunnenweg 36 


Die Legende von der Unüberwindlichkeit 


der Sowjetunion* 


Als größter Territorialstaat der Erde versucht Rußland, sich nach allen Seiten 
hin auszubreiten und einen Nachbarstaat nach dem anderen zu unterwerfen. Seinem 
imperialistischen Streben ist nirgends Grenze oder Ziel gesetzt, weshalb es auch 


nie einen Nebenbuhler in der Welt dulden will. 


Eigenartig ist schon seit vielen Jahrhunderten die bewußte Isolierung Rußlands. 
Noch besser als staatliche Maßnahmen sperrt die Sprache Rußland ab. Die Russen 
selbst und alle Völkerschaften ihres Staatswesens sprechen Russisch, andere Welt- 


' sprachen sind nur wenig bekannt. Die 200 Millionen Einwohner der Sowjetunion 


' sind daher einfach nicht imstande, außerrussische Völker, Sprachen und Literaturen 


zu verstehen, ein Fremder gilt in russischen Augen als „stumm“ oder gefährlich. 


Der ausländische Rundfunk ünd fremde Zeitungen sind dem Russen aus Un- 


 kenntnis der Sprache unverständlich, soweit sie ihm überhaupt zugänglich sind. 
Die Einwohner der Sowjetunion kennen nur, was im russischen Rundfunk, in 


russischen Zeitungen, in der russischen Literatur oder von amtswegen bekannt- 


gegeben wird. Das Ausland kann Rußland und das russische Wesen nur bei guter 
' Kenntnis der russischen Sprache kennenlernen. Für „Fremde mit Dolmetscher“ 


bleibt Rußland ein täuschendes und verschlossenes Buch. 


Rußland besiegt angreifende Heere 


1610 zogen die Polen unter Sigismund über Smolensk gegen Rußland, er- 


 oberten Moskau, setzten einen Zaren ein, wurden aber durch den Winter und die 


improvisierende, partisanenmäßige Kampfesweise der Russen vertrieben. An- 
schließend wurde Polen als Großmacht gestürzt, während in Rußland die Dynastie 


' Romanow den Thron bestieg. 


1708 zogen die Schweden unter Karl XII. über Smolensk gegen Rußland, 
mußten wegen der Kälte auf den Marsch nach Moskau verzichten, bogen in die 
Ukraine ab und wurden bei Poltawa geschlagen. Anschließend hörte Schweden auf, 


Großmacht zu sein, während Rußland unter Peter dem Großen Großmacht wurde., 


1812 zogen die Heere Napoleons über Smolensk gegen Rußland, eroberten 
Moskau, wurden aber durch den Winter und die improvisierende, partisanenmäßige 


' Kampfesweise der Russen vertrieben. Anschließend wurde Frankreich als Groß- 


macht gestürzt, Rußland aber wurde durch die Heilige Allianz der bestimmende 
Faktor in Europa. 

1941 zogen die Deutschen unter Hitler über Smolensk gegen Rußland, mußten 
wegen der Kälte auf den Marsch nach Moskau verzichten, bogen in die Ukraine 
ab und wurden bei Stalingrad geschlagen. Anschließend wurde Deutschland als Groß- 
macht gestürzt, während Rußland die größte Machtentfaltung in der Welt erzielte. 


* Der Verfasser dieses Aufsates war mehrere Jahre lang Regierungschef eines osteuropäischen Staates. Er 
spricht seit seiner Kindheit Russisch, hat jahrzehntelang persönliche Erfahrungen im Umgang mit Russen gemacht, 


die russische Geschichte und den russischen Staatsaufbau studiert. Seit 1917 ist er aktiver Gegner des Kommunismus. 
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Diese Beispiele kühlen jede gegen Rußland gerichtete Eroberungslust ab. Wir 
dürfen aber auch keine übertriebenen Folgerungen aus ihnen ziehen. Tatsache ist 
a... lediglich, daß Rußland durch Sommerfeldzüge von Westeuropa 
*, aus nicht zu erobern ist. Der westliche Eroberer geht mit Sommerkleidung 
“ ; und sommerlichen Transportmitteln auf Sommerwegen nach Rußland hinein und 
steht im darauffolgenden Winter Russen gegenüber, die winterlich gekleidet und 


Bi, ‘ mit winterlichen Transportmitteln versehen auf Winterwegen angreifen — es ist 
e kein Wunder, wenn die westliche Streitmacht inmitten feindlicher Umgebung und 
5’; in Unkenntnis der Sprache unterliegt. 


Europa ist wie ein Winkel mit der Öffnung nach Osten. Je weiter man gegen 
Osten geht, desto größer wird die Entfernung zwischen beiden Schenkeln — die 
Frontlinie. Die eroberte Bodenfläche wächst progressiv, und es kann im voraus 
der Zeitpunkt berechnet werden, an dem sämtliche Truppen durch den Raum ver- 
schluckt worden sind: zu diesem Zeitpunkt bleiben die Heere kampflos stehen, 
Bir alle Truppen sind auf der großen Fläche so dünn zerstreut, daß sie leicht durch 
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7 die russische improvisierende, partisanenmäßige Kampfesweise aufgerieben wer- { 
Be‘. den können. Der Raum, der Winter und die sprachliche, völkische und wesenhafte 
Isolierung sind die besten Verbündeten der Russen. 


Rußland ist ein zusammenhängender Flächenkomplex, dessen Zentrum ostwärts. 
Moskau liegt. Rußland wird zentralistisch regiert und ist zentralistisch für zentrale 
RER / Verteidigung und radiale Expansion organisiert. Wenn der Feind entlang einem 
Radius — über Smolensk — angreift, so fließt entlang allen anderen Radien die 
Verteidigungskraft nach der Mitte zusammen: es gibt keine Macht in der Welt, die 
diese Kraft vernichten kann — es sei denn, daß Rußland auf so vielen Radien 
angegriffen wird, daß keine Kräfte mehr zur Verteidigung zusammenfließen. 
he’aber, w, wenn der Feind entlang einem Radius zur Mitte vordringt: der Druck 
der übrigen "Radien wird ihn zermalmen und die Wucht der Verteidigung verwan- 
delt sich in einen Gegenangriff auf die Heimat des Angreifers! 


— — aber von innen her läßt sich die Herrschaft über Rußland gewinnen 


Die Gravitation zum Zentrum hin hat Rußland stets gerettet. Richtiger ist es 
daher, Rußland in seiner Zentrale selbst anzugreifen: 


.862 übernahmen drei Schweden unter Rurik die Organisation der Zentralmacht 
Rußlands. Das war keine territoriale, Eroberung, sondern ein Griff nach der Zen- 
tralmacht. Und der russische Koloß gehorchte bis 1220. 


1220 machte sich Dschingiskhan die zentralen Fürsten Rußlands untertan, und 
wieder gehorchte der Koloß, ohne sich Yaufzulehnen, bis 1480. 

1480 schlug der Moskauer Fürst die) Mongolen, vernichtete systematisch alle. 
kleinen Fürsten neben sich. Der Koloß wiuchs und gehorchte bis 1613. 

1613 übernahm die Dynastie Romanow) durch innere Palastrevolten die Macht, 
und der Koloß gehorchte bis 1917. Wie viele Palastrevolutionen und gewaltsame 
Machtübernahmen hat es gegeben: oft hat/ das Volk davon nichts erfahren und ge- | 
horchte doch. Beispiele sind: Peter der Große, Katharina die Große, Nikolaus I. 


N N 
Fr 4 RE 


KB ALERT SS 20 


Eh ng ; Die Legende von der Unüberwindlichkeit der Sowjetunion 343 


. 1917 übernahm die neue Dynastie Lenin-Stalin die unverändert gebliebene abso- 
_ lutistisch-despotische Herrschaft, und der Koloß gehorchte widerspruchslos! 
Die Trägheit des Kolosses ist so groß, daß man ohne Schaden am Ganzen jeder- 
' zeit den Machtkern auswechseln kann! Der General Trägheit allein hat bisher 
Rußland wiederholt besiegt. Sobald man nur das regierende Zentrum Rußlands 
physisch vernichtet, entsteht ein Vakuum, das einen zielbewußten und unter- 
nehmungslustigen Herrscher gern ansaugt. 

Als einziger hat bisher General Ludendorff im Ersten Weltkrieg diese Wahrheit 
unbewußt erfaßt. Er wollte dem revolutionär gärenden Rußland einen neuen 

‚ Machtkern geben, indem er Lenin im plombierten Wagen aus der Schweiz nach 
Rußland transportieren ließ. Er tat dies unbewußt, denn sonst hätte er den Wa- 
gen nicht plombieren lassen, sondern wäre selbst eingestiegen und hätte mit Lenin 
feste Verträge abgeschlossen, die dem Ausgang des Ersten Weltkrieges ein anderes 
Aussehen gegeben hätten. 

Sobald die Zentralmacht Rußlands aussetzt, beginnt die Anarchie, wie im Kör- 
per Verwesung eintritt, sobald das Herz aussetzt. So war es 862, 1220, 1480, 
1613 und 1917. Lenin begriff diese Tatsache, verzichtete auf die Weiterführung 
des Krieges nach außen und hetzte alle anarchistischen Kräfte unter Aufpeitschung 
primitiver Instinkte zur Vernichtung der bisherigen herrschenden Schicht. Und die 
russische Masse merkte es gar nicht, wie sie sich gehorsam selbst um das neue 
Zentrum wickelte. Nun begann ein rücksichtsloses Terrorregime, und aus der 
anarchischen Masse wurde ein gehorsames Staatsvolk. 

Man muß aus der Geschichte lernen, daß Rußland nur von innen her, und zwar 
nur durch Russen selbst, zu erobern ist, wenn auch Impuls und Hilfe von außen 
gegeben werden müssen. Wenn die Zentralgewalt durch einen Angriff von außen 
vernichtet wird, kann alles Weitere dem russischen Bürgerkrieg überlassen werden. 
Man muß nur eine Partei machtvoll unterstützen und dann Rußland in seine Ur- 
bestandteile auflösen, alle Minderheiten befreien. 


Die Raumweite als Waffe und Gefahr 


Rußland ist der größte Staat der Welt! Rußland hat die größte Infanterie der 
Welt! Rußland hat die reichsten Bodenschätze! Rußland hat die stärkste Regie- 
rung! Wie eindrucksvoll und imponierend! 


Und doch: ein großes Territorium hat lange Grenzen und viele schwache Punkte, 
wo es tödlich angegriffen werden kann! Der Kampfwert dieser größten Infanterie 
hat sich als sehr schwach erwiesen! Die Bodenschätze sind noch meist unerforscht 
und werden primitiv ausgebeutet! Und der blutige Terror in Rußland sagt uns, 
daß die starke Regierung ihrer Untertanen gar nicht sicher ist! 

Gestehen wir uns doch ehrlich, daß diese größte und tapferste Infanterie der 
Welt von einem Teil der mehr als die Hälfte kleineren Armee Deutschlands 1941 
total geschlagen wurde, wobei 3 Millionen Mann gefangen genommen wurden. 
Nicht alle wurden gewaltsam gefangen genommen, die meisten hatten selbst den 
Glauben an die eigene Sache verloren und kapitulierten. Erst die großzügige Hilfe 
Amerikas an Waffen (die ganze russische Waffenindustrie hatte es nicht fertigbrin- 
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gen können!), an Material (alle russischen Bodenschätze hatten es nicht fertig- 
bringen können!), an Lebensmitteln (die Soldaten dieses landwirtschaftlich reichsten 
Landes hungerten!) und an strategischen Mitteln (erst die alliierten Siege in Afrika, 
Italien und Frankreich ermöglichten es!) schufen die Voraussetzungen für den 
Beginn der russischen Offensive, obwohl Deutschland den Krieg schon im Winter 
1941/42 verloren hatte. Vergessen wir nicht, daß trotz des Zusammenbrüuches der 
deutschen Front die Russen kaum ein Viertel der heute besetzten Gebiete er- 
obert hätten, wenn nicht der Befehl Roosevelts den alliierten Vormarsch zu- 
gunsten der Russen angehalten hätte! 


Rußland ist groß, es ist schwer zu verteidigen. In einem Staat mit dichtem 
Eisenbahn- und Wegenetz bedeutet es wenig, wenn eine Brücke oder ein Knoten- 
punkt durch Fliegerangriff vernichtet werden: der Verkehr wird gleich auf benach- 
barte oder parallele Wege umgeleitet. Wegen der Größe Rußlands ist das Ver- 
kehrsnetz weitmaschig. Wenn in Rußland durch Fliegerangriffe eine Eisenbahnlinie 
oder Landstraße unterbrochen wird, so gibt es keinen Ersatz: eine Umleitung auf 
weit entfernte Strecken würde nur den dortigen Verkehr unterbinden und weitere 
Strecken stören. Der Neubau der unterbrochenen Strecke ist unerläßlich, und in- 
zwischen kann der Verkehr nur dürftig mit anderen improvisierten Mitteln auf- 
recht erhalten werden. Das ganze Verkehrsnetz Rußlands kann mit wenigen 
Luftangriffen lahmgelegt werden, und eine periodische Wiederholung der Angriffe 
lähmt den russischen Verkehr dauernd. 


Außerdem ist das Verkehrsnetz und Wegenetz in Rußland in größter Abhängig- 
keit von den Jahreszeiten. Nicht umsonst beginnt Rußland stets seine Offensiven im 
Winter: der Winter ist der größte Wegebauer Rußlands, alle Sümpfe und Flüsse 
frieren zu, und die glatte Schneedecke bietet überall Wege! Im Frühling und Herbst 
werden alle Wege außer den Eisenbahnen und wenigen Kunststraßen unpassierbar. 


Ein Blick auf die Karte zeigt, daß die russischen Eisenbahnen von den Haupt- 
städten aus radial auseinanderlaufen; es gibt nur sehr wenige Eisenbahnen, die 
von Ost nach West führen, und darunter verbinden nur ganz wenige die russische 
Front mit der russischen Waffenindustrie. Diese wenigen Bahnlinien sind leicht 
verwundbar. Außerdem: große Entfernungen bedeuten großen Zeitverlust, große 
Entfernungen nutzen Transportmittel ab, große Entfernungen brauchen so viele 
Lokomotiven und Wagen, daß der Ausfall jeder Lokomotive großen Schaden anrichtet. 


Die Siedlungsdichte als militärischer Faktor 


Rußland ist groß und reicht in verschiedene klimatische Gebiete hinein, deshalb 
ist die Besiedlung sehr ungleichmäßig. Das wirklich dichibesiedelte Gebiet ist gar 
nicht groß. Territorial viel größer sind polare Gebiete, Wald- und Sumpfgebiete, 
ist Sibirien. Nicht umsonst suchte Rußland ein gutes Verhältnis zu Japan zu 


bewahren. Die Gefahr von dort war so groß, daß es erst im letzten Augenblick 
in den Krieg gegen Japan eintrat. 


Alle Angreifer Rußlands haben den Denkfehler begangen, Rußland in seinem 
dichtestbesiedelten Gebiet anzugreifen. Sie hofften, alles Übrige fiele dem Sieger 


 festigungslosen Räumen des Nordens und Ostens riesige Gebiete fast kampflos 
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kampflos zu. Sie hätten sich sagen müssen, daß in den dünnbesiedelten und be- 
erobert werden können. Neben großen Reichtümern der Natur findet der Er- 


oberer dort eine Bevölkerung, die aus politischen Sträflingen, Zwangsarbeitern, 
Verschleppten und Verschickten besteht und die gern jedem Eroberer gegen die 


Moskauer Zentralmacht helfen wird. Ein Angriff durch diese Gebiete gliche einer 


Lawine, die sich gegen Moskau aus Richtungen vorwälzt, nach denen zu die Haupt- 
stadt ungeschützt ist. Es ist daher wahr, daß die dichtestbesiedelten Gebiete 
Rußlands demjenigen als Siegespreis zufallen, der vorher den Norden und Osten 
besitzt. Sibirien ist die Achillesferse Rußlands! 

Das dünne russische Verkehrsnetz kann im Kriegsfall nicht alle Aufgaben er- 
füllen: nur in Gebieten mit genügender Lebensmittelproduktion kann es für die 


Heranführung von Waffen und Munition vorbehalten werden. In Gebieten ohne 


diese Voraussetzung muß eine örtliche Kriegsindustrie geschaffen werden, damit 
das Verkehrsnetz für Lebensmittel- und Rohstofftransporte frei wird, wie das auch 
in Ostdeutschland geschieht. Innerhalb Rußlands kann daher nur eine Armee ope- 
rieren, die vom russischen Verkehrsnetz unabhängig ist, eine Armee mit Luftbrücke. 

Weil Rußland eine derartige Armee nicht besitzt, wird eine russische Angriffs- 
armee sehr schnell bei der Versorgung mit Kriegsmaterial oder mit Lebensmitteln 
oder bei beiden Problemen in unüberwindliche Schwierigkeiten geraten, sobald die 
örtlichen Vorräte verbraucht sind. Daher wird jede russische Angriffsarmee auch 
bei den schönsten Anfangserfolgen schnell „heiß laufen“ und kapitulieren müssen. 
Erinnern wir uns, die russische Offensive 1944 wurde nicht durch Kampfhandlungen 


zum Stehen gebracht, sondern mußte halten, weil Munition und Lebensmittel aus- 


gingen und der Transport noch nicht geregelt war. Eine russische Expeditionsarmee 
im Ausland ist daher kein so ernster Faktor, wie allgemein gefürchtet wird. 


Die riesige Volkszahl 


Uns schreckt die Bevölkerung von 200 Millionen im Grunde als Rekrutierungs- 
reserve für eine riesige Infanterie-Armee. Die Zahlen sind aber trügerisch. Bei 
einer Bevölkerungszahl von 213 Millionen kämen in Rußland im Durchschnitt 
10 Menschen auf den qkm. Wenn man die Ukraine und Weißrußland abrechnet, 
bleiben 167 Millionen auf 20,7 Millionen qkm, also im Durchschnitt 8 Menschen auf 
den qkm. Die große Ausdehnung Rußlands, das zentrale Regierungssystem, der 
übermäßige Bürokratismus binden für Aufgaben der MWD-MGB, der Partei, des 
Nachrichtenwesens, des Transports, der Industrie, der Landwirtschaft und der Ver- 
waltung eine Anzahl von Männern, die auch im Falle der Mobilmachung unab- 
kömmlich sind. Rechnen wir dafür 3 Mann auf den qkm, so macht dies 64 Millionen 
aus. Bei sehr großzügiger Rechnung gibt es aber nur 57 Millionen Männer zwischen 
dem 15. und 65. Lebensjahr und 62 Millionen Frauen dieses Alters. 

Wir sehen also, daß es gar nicht genug Männer gibt für alle kriegswichtigen 
Aufgaben! Dies ist der Grund, weshalb Rußland aus Menschenmangel Frauenarbeit 
und Jugendlichenarbeit unter gleichen Bedingungen mit der Männerarbeit einge- 
führt hat. Daraus ersehen wir erst, wie nachteilig sich der große Raum für Rußland 
auswirkt. Die „riesige“ Infanterie muß also mit größten Schwierigkeiten zusammen- 
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gekratzt werden: hätte Rußland nicht deutsche Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter 


aus fremden Ländern, so wäre es nicht imstande, Besatzungsarmeen im Ausland 


und eine größere stehende Armee im Inland zu unterhalten. Von 1943 an hat 


Rußland auch Fünfzehnjährige einberufen und aus Verbrechern und Häftlingen 


Bewährungsregimenter gebildet, weil Soldaten fehlten. 


Politische Gefangene und Machtapparat 


Außerdem steht fest, daß im Norden Rußlands und Sibiriens etwa 30 Millionen 
Zwangsarbeiter, Häftlinge und Verschleppte in Zwangslagern 
leben, die sämtlich erbitterte Gegner des Moskauer Regimes sind und, bewaffnet, 
eine 30-Millionen-Partisanen-Armee bilden könnten, die erbittert kämpfen würde. 
Aus diesen unbefestigten und leicht zu erobernden Gebieten würde diese Armee, 
sobald sie aus der Luft mit Infanteriewaffen und Munition versehen wird, gegen 
Moskau vordringen, und zwar aus den gefährlichsten Richtungen. Diese Fünfte Ko- 
lonne innerhalb Rußlands ist viel größer als alle kommunistischen Fünften Ko- 
lonnen der Welt zusammen. 


Das Staatsgerippe Rußlands besteht aus der kommunistischen Parteiorganisation 
und der Politischen Polizei, MWD-MGB*. Die letztere setzt sich zusammen aus der 
' Beamtenschaft des MWD und MGB, der MWD-Verfügungstruppe und der MWD- 
Grenzwache. Es dürfte anzunehmen sein, daß ihre Zahl innerhalb der Sowjetunion 
einschließlich der Lagerbewachungsmannschaften etwa 2 Millionen ausmacht. Die 
Zahl der Mitglieder der Kommunistischen Partei dürfte 5 Millionen ausmachen, 
die der Mitgliedschaftskandidaten noch einmal soviel. Das ganze Staatsgerippe be- 
steht somit aus 12 Millionen Mann. 


Die 5 Millionen Mitgliedschaftskandidaten haben keine Schlagkraft und sind 
lediglich gegen Wehrlose tapfer. Die Parteimitglieder kämpfen auch hauptsächlich 
mit dem Mund, hinter dem die Macht der MWD steht. Für den Fall eines inneren 
Aufstandes werden die Parteimitglieder kaum einen ernsten Gegner ausmachen, 
schon allein weil sie über den ganzen Staat zerstreut sind. 


Sehr ernst ist die MWD zu bewerten. Sie besteht nur aus ausgewählten Männern, 
sicheren Parteigängern oder Sadisten. Sie haben viele Vorrechte, sie haben die 
besten Wohn- und Verpflegungsverhältnisse, die beste Versorgung, Bewaffnung 
und Besoldung. Sie sind innerhalb der Sowjetunion planmäßig verteilt, bestens 
bewaffnet, motorisiert, mit Flugzeugen und besten Nachrichtenmitteln versehen, 
und ihnen müssen alle örtlichen Behörden bis zum höchsten Würdenträger gehor- 
chen. Sie sind das eigentliche Machtinstrument Stalins. Sie wissen, daß sich kein 
anderes Regime ihrer bedienen wird, daß sie wegen ihrer Verbrechen todgeweiht 
sind, und daher werden sie auf Leben und Tod für das Moskauer Regime kämpfen. 


Die MWD ist gefürchtet — und gehaßt. Sobald das zentrale Regime einen 
Augenblick aussetzt, so daß die Bevölkerung die Furcht vor der MWD verliert, 


wandelt sich die Furcht in blutige Rachsucht, und aus Rachegefühlen werden Hel- 


dentaten begangen. 


* MWD — Innenministerium, MGB — Staatssicherheitsministerium, seit 1946 getrennt. 


4 


Die Legende von der Unüberwindlichkeit der Sowjetunion 347 


Die Beamten 


Ganz anders geartet ist das Heer der Funktionäre, die Beamtenschaft. Sie haben 
inzwischen einen Standesgeist entwickelt und kleben an ihrem Amt. Sie werden 
jedem Regime gern dienen, und jedes Regime muß sich auch ihrer bedienen, weil 
keine andere Gruppe die Intelligenz hat, an ihre Stelle treten zu können. Die 
Beamtenschaft wird keinen Heroismus für Stalin entwickeln, wenn sie wittert, daß 
er verlieren wird. Und die Beamtenschaft kann viel: sie kann unmerklich Sabotage 
gegen Moskau treiben, denn in Rußland will niemand Verantwortung tragen, und 
die Verantwortlichkeit wird stets nach oben abgeschoben. 


Die praktische Vernunft gebietet, daß jede neue Macht sich die Sympathie der 
Beamtenschaft sichert, indem der Beamtenschaft volle Amnestie und Diensterhal- 
tung zugesichert wird. Beamte sind hellhörig, Nürnberger Prozesse und Entnazifi- 
zierung sind auch in Rußland bekannt — auch ein so harmloses Tier wie ein 
Hase beißt, wenn es in die Enge getrieben wird! 


Die Sowjetarmee 


Die russische Armee ist nicht mehr die Rote Armee der Arbeiter und Bauern, 
wie sie bis 1941 bestand. Der deutsche Vormarsch 1941 hat diese Rote Armee voll- 
ständig zerschlagen und vernichtet, die kläglichen Reste ergaben sich millionen- 
weise. Es ist allgemein nicht bemerkt worden, daß die durch jahrelange politische 
und militärische Schulung geschaffene Elitearmee seit 1941 nicht mehr besteht. 
Wenn nicht der kalte Winter und deutsche politische Fehler gewesen wären, so 
hätte ganz Rußland schon Ende 1941 kapitulieren müssen. 


Mit amerikanischer Hilfe mußte Stalin eine neue Armee schaffen, das ist aber 
nicht mehr die Rote Armee, sondern eine nationalgesinnte russische Armee. Sie 
wurde auch nicht mehr mit kommunistischen, sondern mit nationalistischen Lo- 
sungen in den Kampf geführt. 


Wenn wir die Namen von Sowjetmarschällen lesen, so fällt uns auf, daß es nur 
russische Namen sind, während man doch meinen könnte, auch aus anderen Völ- 
kern der Sowjetunion könnten Offiziere bis zu dieser Stufe aufsteigen. Das Offi- 
zierkorps der Sowjetarmee ist so nationalistisch gesinnt, daß es Nichtrussen nicht 
duldet! Daß dadurch böses Blut unter Offizieren der anderen Völker geschaffen 
wird, darf nicht übersehen werden. 


Bei den Offizieren der Sowjetarmee erwuchs gleichzeitig mit der Einführung 
ehemaliger zaristischer Uniformen auch das Standesbewußtsein. Sogar während des 
Krieges wurden in Frontnähe für Offiziere Tanzkurse und Kurse in guten Ma- 
nieren veranstaltet: der Offizier fühlte sich als „etwas Besseres“. Bei erster Ge- 
legenheit suchte er sich eine Uniform aus gutem Stoff bei einem guten Schneider 
zu bestellen. In Rußland ist wieder ein geschlossenes Offizierkorps entstanden, 
ein Instrument, mit dem alle russischen Palastrevolutionen getätigt worden sind! 


Auch Stalin fühlt, daß diese Armee selbständig geworden ist und seiner Macht 
entgleiten will. Deshalb hat die MWD einen umfangreichen Spitzeldienst innerhalb 
‘der Armee organisiert, und jeder Offizier fühlt sich durch zahlreiche Augen 
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beobachtet. Daher haßt die Armee die MWD als etwas Niederträchtiges, obwohl sie 
es nicht sagt —, die MWD aber ist mißtrauisch der Armee gegenüber, weil sie in 
ihr die größte Gefahr für sich selbst erblickt. 

Jede Operation gegen die Zentralmacht Rußlands muß entscheidende Faktoren 


für sich zu gewinnen suchen. Die MWD und die Partei sind nicht zu gewinnen. 
Arbeiter und Bauern sind keine entscheidenden Faktoren, sie sind und bleiben die 
Masse, die sich jedem Terror beugt und aus Trägheit jedem Herrscher gehorcht 
oder sich in Anarchie auflöst. Eine zielbewußte und organisierte Revolution der 
Massen ist in Rußland einfach unmöglich. 

Es bleiben also nur das Heer der Funktionäre (die Beamtenschaft) und die 
Armee. Beide zusammen sind auch tatsächlich fähig, über die Regimefrage in Ruß- 
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land zu entscheiden. Diese beiden muß jede neue Macht für sich gewinnen, und sie 
kann das auch, wenn sie allen Russen unmißverständlich klar macht, daß die Ope- 


ration gegen das Regime und nicht gegen Rußland gerichtet ist. Es muß eine 
russische Gegenregierung auftreten, die fähig ist, das Vertrauen der russischen 
Armee und der Beamtenschaft zu gewinnen. Der Nationalismus ist heute in Ruß- 
land der Gefühlsmotor. Mit ihm muß alles in Einklang gebracht werden, wenn 
man nicht die Gefühle der Russen feindlich stimmen will. 

Im Nationalismus liegt eine große Schwäche der sowjetischen Herrschaft: durch 
die Unduldsamkeit des russischen Nationalismus ist in allen Satellitenvölkern und 
innerrussischen Minderheiten der Nationalismus aufgeweckt worden. Und dieser 
Nationalismus erlaubt es, die nationalen Armeen der Satelliten nicht zur russischen 
Streitmacht zu addieren: sobald ein Vertrauen zum Erfolg der Sowjetgegner ent- 
steht, desertieren diese Armeen! 


Stalins Taktik 


Mit diesen labilen Elementen muß Stalin jonglieren. Er versteht es immer, sie 
im Gleichgewicht zu halten. Stalins Stärke besteht darin, daß er nirgends einen 
unsinnigen, eigensinnigen Kampf führt. Sobald er einen Mißerfolg wittert, ist er 
sofort zum Friedensschluß bereit, sogar mit großen Verlusten, um das Eintreten 
eines Mißerfolges zu verhindern. 


Zu diesem Zweck schiebt Stalin stets seine Kreaturen (Molotow, Wyschinski usw.) 
vor, die arrogante Forderungen stellen, um festzustellen, wieweit der Gegner nach- 
giebig ist. Stalin verbleibt dabei der „gute Onkel“ im Hintergrund, an den man 
sich in ausweglosen Lagen wendet und der dann „großmütig“ mit dem Wort 
ladno nachgibt — in aller Welt den Eindruck eines guten und verständnisvollen 
alten Herrn hinterlassend. Durch dieses geschickte Theaterspiel wird in der Welt 


auch tatsächlich der Eindruck erweckt, daß man sich mit Stalin einigen könnte, 


wenn nicht diese arroganten Funktionäre und das Politbüro es verhinderten! 
Wenn einer dieser arroganten „Vorschubmänner“ durch Unvorsichtigkeit aber 
wirklich in eine ausweglose Lage gerät, dann stirbt er an Angina pectoris, und so 
wird Stalin ein Rückzugsweg geöffnet. 

Unser Ergebnis ist: die Auseinandersetzung mit der Sowjetunion darf nicht nur 
mit militärischen, sondern sie muß vor allem mit politischen Mitteln geführt werden. 


REINHART MAURACH 


Spitzbergen zwischen Osten und Westen 


Die Inselgruppe Spitzbergen genießt eine latente Aktualität. Die 1945 bis 1947 
geführten sowjetisch-norwegischen Gespräche über eine gemeinsame Verteidigung 
der Inseln sind zwar verstummt. Das bedeutet aber nicht ein Nachlassen des 
sowjetischen Wunsches, sich auf diese oder eine andere Weise in Spitzbergen zu 
behaupten. Im Gegenteil, das spezifische Gewicht Spitzbergens vermehrt sich bei 
einer Klärung der Fronten und Versteifung der ost-westlichen Gegensätze. 


Im besonderen wird Spitzber- 
gens künftige Rolle durch die 
Auswirkungen des sowjetisch- 
finnischen Bündnisses von 1948, 
das die nordskandinavische Po- 
sition derSowjetunion verbessert 
hat, und durch die Einbeziehung 
Norwegens in das atlantisch- 
westeuropäische Verteidigungs- 
system bestimmt. 


Damit umreißt sich das Pro- 
blem von selbst: welcher Art ist 
das Interesse, das die Sowjet- 
union an Spitzbergen jetzt und 
künftig hegt? Was hat dieSowjet- 
union von einem ihr verschlos- 


“  senen Spitzbergen zu befürch- 
ten, was hat sie von einem von ihr kontrollierten Spitzbergen zu erwarten? Wie 
beurteilen sich die Aussichten zur Behauptung des Status quo? 


Spitzbergen norwegisches Außenland 


Spitzbergen hat nicht immer am Rande und im Schatten der Ereignisse gelegen. 
Die Bedeutung der Inselgruppe zwischen Nordpolarmeer, Barentsee und Euro- 
päischem Nordmeer mit ihren rund 62000 qkm (davon West-Spitzbergen 38 000, 
Nordostland 16500 qkm), vom Nordpol 1250 km, vom Nordkap 650 km, von 
Nowaja Semlja rund 1200 km, von Island (Langeness) 1520 km und von Ostgrön- 
land (Dover Bay) 940 km entfernt, wechselte vielmehr im Zuge der Verlagerung 
von Wirtschaftsinteressen und militärischen Kraftlinien, 


Zu Beginn des 17. Jahrhunderts war Spitzbergen Zentrum des europäischen 
Walfanges im Nordmeer und als solches bereits Gegenstand völkerrechtlicher Aus- 
_ einandersetzungen zwischen Dänemark-Norwegen einerseits, England-Holland an- 
dererseits, ohne jedoch seinen Charakter als Niemandsland zu verlieren. Die 
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Ausrottung des Wals in diesen Gewässern ließ Spitzbergen für das 18. und 19. 
R 


Jahrhundert in Vergessenheit zurücksinken. 

Erst die Entdeckung von Kohlevorkommen auf der immer noch herrenlosen 
Gruppe zu Beginn des 20. Jahrhunderts führte zu den auf Anregung Norwegens | 
einberufenen internationalen Spitzbergenkonferenzen von 1910, 1912 und 1914, 
die aber dem Anspruch Norwegens auf Zuerkennung der Souveränität nicht ent- } 
sprachen. Während des Ersten Weltkrieges wurden die Kohlevorkommen erstmals 
mit Erfolg durch amerikanische und europäische Gesellschaften ausgebeutet. 

Nach Kriegsende wurde auf Antrag Norwegens eine erneute Spitzbergenkonfe- 
renz einberufen, die 1919 in S&vres tagte. Verhandlungspartner waren die USA, 
England, Frankreich, Italien, Japan, die Niederlande und die drei skandinavischen | 
Staaten; nicht vertreten waren das Deutsche Reich und das vorläufig aus der Völ- 
kerrechtsgemeinschaft ausgeschiedene Sowjetrußland. Die norwegischen Ansprüche 
fanden, teils mit Rücksicht auf die Leistungen der norwegischen Handelsflotte 
1914/18 für die Sache der Alliierten, teils wegen des Rückganges des allgemeinen 
Interesses an der Spitzbergenkohle, günstige Aufnahme. Ergebnis der Verhand- 


lungen war der sogenannte Spitzbergenvertrag von Sevres vom 
9. Februar 1920. Er räumte Norwegen die volle politische Souveränität über die 
gesamte Inselgruppe einschließlich der südlich vorgelagerten Bäreninsel ein. Ge- 
genüber den Angehörigen und Handelsgesellschaften der Vertragsstaaten wurde 
die Politik der offenen Tür insbesondere hinsichtlich des Nutzungsrechts an den 
Kohlevorräten vereinbart, ein entsprechendes Reservat der Sowjetregierung für 
den Fall ihres späteren Beitrittes ausdrücklich vorbehalten (Artikel 10). Endlich 
wurde die volle Demilitarisierung der Gruppe vorgesehen: Verbot von Kriegshand- 
lungen in den Hoheitsgewässern, Verbot der Anlegung von Flottenstützpunkten 
und Landbefestigungen durch Norwegen und Verpflichtung Norwegens, die Errich- 
tung derartiger Anlagen durch dritte Mächte nicht zu gestatten. 

Norwegen zeigte sich auch in der Folgezeit bemüht, bei Begründung und Reali- 
sierung der ihm zugesprochenen Souveränität zurückhaltend zu verfahren. Daher 
trat es die effektive Verwaltung der Gruppe erst an, als auch die Sowjetunion 
(übrigens ohne Vorbehalt) im Jahre 1924 dem Abkommen beigetreten war (Deutsch- 
land folgte ein Jahr später). Durch das norwegische Spitzbergengesetz 
vom 17. Juli 1925 wurden die Inseln unter dem Namen Svalbard zum integrieren- 
den Bestandteil des Königreiches erklärt, wodurch das verfassungsmäßige Verbot 
der Abtretung norwegischen Landes auch für Spitzbergen wirksam wurde; am 
14. August 1925 erfolgte die Übernahme des Landes in norwegische Verwaltung. 


Um die Sicherheit der Sowjetunion 


Im Rahmen des Weltbildes von 1914 hätte wohl der Vertrag von S&vres der 
europäischen Gesamtinteressenlage als Ausgleich entsprochen. Das Jahr 1919 und 
vollends das Jahr 1925 lagen aber bereits in einer neuen Ära; dies war die Ur- 
sache der kommenden Verwicklungen. Das zaristische Rußland war an Spitzbergen 
nur sehr periphär interessiert gewesen; die Pläne des sogenannten „Archangelsker 
Komitees“ (1882) und das sogenannte „Kuropatkin-Projekt“ des russischen Gene- 
ralstabes (1900), die eine Einverleibung Nordskandinaviens vorgeschlagen hatten, 
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waren ernstlich nicht diskutiert worden; ein wirtschaftliches Interesse an Spitz- 
bergen bestand nicht, und auch die rege russische Polarforschung, deren Bahnen 
die Andreasflagge folgte, hatte stets östlichere Wege eingeschlagen. Alles dieses 
änderte sich aber mit der Lage, welche die langsam erstarkende Sowjetregie- 
rung spätestens mit dem Anlaufen der Fünfjahrespläne zu meistern hatte. 

1. Wirtschaftlich war die Sowjetunion, da das Donezbassin überbeansprucht 
war, das Moskauer Revier nicht zureichte und die Ausbeutung des Kusnezker Ge- 
bietes erst in seinen Anfängen stand, auf weit mehr Kohle angewiesen, als das 
Land produzieren konnte. Immerhin hätte dieser Faktor angesichts der geringen 
Kapazität der in Spitzbergen gebotenen Abbaumöglichkeiten ein wirtschaftliches 
Interesse an der Spitzbergenkohle kaum gerechtfertigt, wenn nicht die geogra- 
phische Lage dieser nördlichen Vorkommen ins Gewicht gefallen wäre. Hier sprach 
das Bedürfnis nach Verkehrsentflechtung und Autarkie der Nordgebiete und der 
Ausbau der Nordostpassage Rußland—Ostsibirien, des „Großen Nördlichen See- 
weges“, das entscheidende Wort. Je länger, desto stärker traten aber die Motive 
gegenüber den militärischen Belangen in den Hintergrund. 

2.Militärpolitisch hatte das Eismeer von Beginn an für die Sowjetunion 
einen gänzlich anderen Aspekt als für das Kaiserreich. Für letzteres war das Eis- 
meer von viertrangigem, und höchstens während des Ersten Weltkrieges zwar von 
großem, aber doch nur notbedingtem Interesse gewesen. Für die Sowjetunion aber 
‚bot es 20 Jahre hindurch — von 1919 bis 1939, nach der Zurückdrängung in der 
Ostsee, dem Rückzug aus Persien, der Verzichtleistung gegenüber der Türkei und 
der gebotenen Zurückhaltung im Pazifik — den einzigen unanfechtbaren Zutritt 
zur Welt. Dieses Ausfallstor (und mit ihm zusammenhängend der westliche Eck- 
pfeiler des Großen Nördlichen Seeweges) war aber für sowjetische Ansprüche und 
Befürchtungen keineswegs gesichert. 

Unbeschränkt hochseefähig waren nur Murmansk als Handels- und (später) 
Poljarnoje als Kriegshafen. Die Flankenbedrohung dieser Zufahrten war aber für 
ozeanische Raumverhältnisse bedeutend. Das norwegische Hammerfest ist von 
Murmansk 440 km Luftlinie, Kirkenes ist von Murmansk nur 150 km entfernt, 
während das bis 1945 finnische Petsamo den sowjetischen Zentren noch näher lag. 
Nach Norden wurde die Ausfahrt durch Spitzbergen (Enfernung rund 750 km) 
bedroht. Das „Wettrennen“ um die nördlichen Stützpunkte findet daher seine Er- 
klärung im Sicherungsbedürfnis der Sowjetunion. Hier hat sie, soweit es damals 


international möglich war, ihre Chancen zu nützen verstanden. 


Die Sowjets in der Arktis 


Zunächst wurde durch das Dekret vom 15. April 1926 das sowjetische sogenannte 
„Sektorenprinzip“ bezüglich der Hoheit an arktischen Gebieten proklamiert. Hier- 
durch wurde das zwischen dem Nordpol, der westlichen sowjetischen Festlands- 
grenze (32 Grad 4 Min. 35 Sek. ö6.L.) und Kap Deschnew auf der Tschuktschen- 
halbinsel (168 Grad 49 Min. 30 Sek. w.L.) enthaltene Inselgebiet, gleichgültig ob 
okkupiert, entdeckt oder unbekannt, dem russischen Aneignungsrecht als unter- 
liegend erklärt. Dieser Sektorengrundsatz ist im Ausland mangels Effektivität der 
Aneignung abgelehnt worden, ohne bisher zu Komplikationen zu führen. 


a, 


Mn 


352 Aufsätze ’ Heft6 


Die Sowjetunion führte ihn jedenfalls konsequent durch. Ende der zwanziger 
Jahre begannen (zugleich mit der Begründung der „Hauptverwaltung für die 
Nordostpassage“, dem „Glaw-Sewmorputj“) die systematischen Durchforschungen 
der Navigationsmöglichkeiten nach Ostasien. Im Jahre 1929 erfolgte in ihrem Zuge 
die Besetzung von Franz-Josefs-Land, 700km ostwärts Spitzbergen, und 
die Errichtung ständiger Stationen auf diesen Inseln; 1932 wurde die Viktoria- 


Insel zwischen Spitzbergen und Franz-Josefs-Land effektiv besetzt. 


Einem direkten Zugriff auf Spitzbergen selbst stand dagegen das Abkommen von 
Sevres entgegen; insofern mußte wirtschaftliche Festsetzung als Ersatz der Sou- 
veränitätsbegründung dienen. Hier trat die Sowjetunion, vertreten durch die 
Staatsgesellschaft „Arktik-Ugolj“, die Nachfolge einer in Zahlungsschwierigkeiten 
geratenen holländischen Kompanie an (1932). Bis zum Beginn des Zweiten Welt- 
krieges hielten sich wirtschaftliche Erschließung und militärisches Interesse unge- 
fähr die Waage. Als Zentrum der sowjetischen Ausbeutungsanlagen (etwa 10% 
des Gesamtgrubenbesitzes von Spitzbergen) wurde die Stadt Barentsburg auf 
der Westseite von West-Spitzbergen gewählt. Die Gruben wurden ausschließlich 
von sowjetischen Arbeitern ausgebeutet, deren Zahl mit 3000 Mann schon um 1937 
die der Arbeiter in den norwegischen Gruben um rund das Dreifache übertraf. 
Nach amtlichen sowjetischen Mitteilungen betrug der sowjetische Anteil an der 
Gesamtproduktion von Spitzbergen (650 000 Tonnen) vor dem Zweiten Weltkrieg 
rund 400 000 Tonnen, d.h. über 60 Prozent. 


Stützpunkt im Zweiten Weltkrieg 


Während des Zweiten Weltkrieges schiebt sich der militärische Aspekt 
unverkennbar in den Vordergrund. Die Kohlenproduktion Spitzbergens verlor für 
die Sowjetunion vorübergehend an Interesse, da angesichts der Bedrohung der 
Linie Spitzbergen—Poljarnoje mit Rücksicht auf die deutsch-finnische Garnison in 
Petsamo an eine geregelte Abfuhr ohnehin nicht zu denken war. Es wurde im 
Gegenteil mit einem deutschen Handstreich auf die Inselgruppe gerechnet. 


Andererseits glaubte England Anlaß zur Befürchtung zu haben, daß die Sowjet- 
union die infolge praktischer Ausschaltung Norwegens begründete tatsächliche 
Herrenlosigkeit der Gruppe zum Anlaß nehmen könnte, Spitzbergen mit Hilfe 
ihrer Nördlichen Eismeerflotte zu besetzen und später nicht wieder herauszugeben. 
Auf diese Befürchtung ist es wohl zurückzuführen, daß die Inseln Ende 1941 von 
britischen Einheiten angelaufen wurden, die die gesamte sowjetische Belegschaft 
nach den Kola-Häfen abtransportierten, während die norwegische Belegschaft nach 
England gebracht wurde. Die Kohlengruben blieben außer Betrieb; am 9. Septem- 
ber 1943 wurden sie bei einem Vorstoß kombinierter deutscher Land- und See-. 
streitkräfte nachhaltig zerstört. 


Das Wettrennen nach dem Norden wurde noch während des Krieges mit diplo- 
matischen Mitteln aufgenommen, als sich Finnland 1944 vom Block der Deutschland 
verbündeten Staaten lösen mußte. Jetzt galt allerdings sehr viel deutlicher ein 
militärischer und politischer Gesichtspunkt und der Umstand, daß die Sowjetunion 
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nun, da der kommende Zusammenbruch Deutschlands sich abzuzeichnen begann, 
_ mit einer neuen antisowjetischen Konstellation rechnen zu müssen glaubte. 


Die anglo-amerikanischen Abkommen über die gemeinsame Verteidigung Nord- 
ostamerikas (Neufundlandkonvention) und die amerikanisch-dänischen Vereinba- 
rungen über Grönland waren seitens des Kreml weniger als Abwehr gegenüber 
Deutschland denn als Begründung einer künftigen Riegelstellung gegenüber der 
Sowjetunion aufgefaßt worden (die Courtoisie der Bundesgenossenschaft hatte 
während des Krieges die Äußerung derartiger Vermutungen verboten, aber um so 
deutlicher wurde die Sowjetpresse nach dem Kriege). Jedenfalls schien der Sowjet- 
union die Gefahr einer dauernden Einbeziehung Norwegens in dieses System und 
die Ziehung einer Linie Spitzbergen— Hammerfest naheliegend. 


So begannen annähernd gleichzeitig mit dem Eindringen sowjetischer Truppen 
in Nordnorwegen Ende 1944 die sowjetisch-norwegischen Gespräche über die Ein- 
gliederung Spitzbergens in das sowjetische Verteidigungssystem, die sich auf die 
pachtweise Überlassung norwegischer Häfen (genannt wurde z.B. Vardö) als Stütz- 
punkte der sowjetischen Nördlichen Eismeerflotte ausdehnten. Die Verhandlungen 
blieben ohne Erfolg. Über ihre Wiederaufnahme hat man auch in den letzten 
‚Jahren nichts mehr gehört. 


Was sagt das Völkerrecht? 


In der Tat sind — von der Einbeziehung Norwegens in das atlantische Vertei- 
digungssystem jetzt ganz abgesehen — die Chancen der Sowjetunion gering, auf 
normalem völkerrechtlichen Wege eine Abänderung des Status quo in Spitzbergen 
zu erlangen und durch Einräumung eines Mitverteidigungsrechts ein Kondominium 
oder ein Servitut an der Inselgruppe zu erreichen. 


Die sowjetische Völkerrechtsdoktrin hat zwar einen Standpunkt bezogen, der 
gegebenenfalls das Revisionsverlangen tragen soll. Indes erscheint ihre Auffassung 
nicht einmal formalrechtlich haltbar. Zunächst ist behauptet worden, daß der Ver- 
trag von Sevres nicht mehr wirksam sei, weil Japan und Italien als Mitunterzeich- 
ner des Abkommens fungiert hätten, diese Staaten sich aber 1941 auf die Seite 
des deutschen Angreifers gestellt hätten. Dies Argument zerfällt in sich. 


Ferner wurde sowjetischerseits geltend gemacht, daß der Vertrag auf Grund der 
clausula rebus sic stantibus unwirksam geworden sei. Die Voraussetzungen von 
1920 seien 1945/46 endgültig entfallen, denn es habe sich gezeigt, daß die ver- 
tragsmäßige Entmilitarisierung Spitzbergens durch Norwegen sich im Kriege 1941/45 
nachteilig für die Sache der Alliierten ausgewirkt habe. Gerade in diesen Gewäs- 
sern habe die alliierte Versorgungsschiffahrt schwerste Verluste erlitten; sie wären 
bei Anlegung entsprechender Flottenstützpunkte auf Spitzbergen vermeidbar ge- 
wesen. Stichhaltig ist auch dieser zweite Beweisgrund nicht. Die militärischen Tat- 
sachen, welche die Sowjetunion heranzieht, mögen an sich zutreffen. Dennoch 
rechtfertigt der Umstand, daß ein Kollektivvertrag sich im Laufe einer bestimmten 
und einmaligen Kriegslage für einzelne der Vertragspartner belastend ausgewirkt 
hat, nicht die Anwendung der Klausel. 


N 


“ Krieges und erst recht mit der sich abzeichnenden neuen Frontenstellung wird es 
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Es ist kaum anzunehmen, daß der Kreml selbst an eine Durchschlagskraft der | 
von ihm vertretenen Theorie glaubt und insbesondere das Befestigungsverbot des 4 
Artikels 9 des Vertrages nicht mehr als geltendes Recht betrachtet. Denn wenn 
dies der Fall wäre, so bedürfte es keiner Aufhebung oder Abänderung des Ver- | 
trages; vielmehr könnte dann die Sowjetunion direkt Vereinbarungen mit Nor- | 
wegen über die gemeinsame Verteidigung der Inseln treffen. Diesen Weg hat die | 
Sowjetunion tatsächlich einzuschlagen versucht. Er führte aber nicht zum Ziel, weil I 
Norwegen, „an sich bereit, den sowjetischen Wünschen entgegenzukommen“,in den | 
Gesprächen den Standpunkt des formellen wie materiellen Fortgeltens des Vertra- | 
ges verfocht und damit seine Zuständigkeit für eine zweiseitige Abmachung bestritt. | 


Danach verblieb der Sowjetunion nur der Weg einer Revision des Vertrages; den | 
Antrag auf eine Konferenz der Signatarmächte hat sie aber nicht einmal in den dafür | 
noch relativ günstigeren Jahren 1945/47 gestellt. Heute ist dieser Zeitpunkt verpaßt. 


Wirtschaftliche oder militärische Bedeutung? 


Schon vor dem Zweiten Weltkriege pendelten die Waagschalen des wirtschaft- 
lichen und militärischen Interesses der Sowjetunion an Spitzbergen nicht mehr, 
sondern sie bewegten sich eindeutig zugunsten des letzteren. Mit dem Ende des 


unverkennbar, daß das militärische Interesse das ausschlaggebende und materielle 
ist, während die wirtschaftlichen Belange mehr und mehr zur Fassade werden. 


l. In den ersten Jahren nach dem Kriege sind sowjetischerseits tatsächlich ernst- 
liche Anstrengungen gemacht worden, den durch den Krieg unterbrochenen Kohlen- 
abbau wieder in Gang zu bringen und zu intensivieren. Im Jahre 1946 wurde eine 
umfassende Untersuchung des sowjetischen Konzessionsgebietes mit dem Ziele der 
Wiederherstellung der zerstörten und der Errichtung neuer Anlagen durchgeführt. 
Die technische Ausrüstung wurde durch die Leningrader Industrie bereitgestellt. | 
Im Jahre 1948 wurde die neue Grube „Erster II“ durch den „Arktik-Ugolj“ in | 
Betrieb genommen, deren Jahresertrag auf 150000 Tonnen geschätzt wurde. Ab 
1949 wurde mit einem Gesamtertrag der sowjetischen Gruben von 600 000 Tonnen | 
jährlich gerechnet. Weder die Förderung noch die Verschiffung der Kohle erfährt 
durch den arktischen Winter eine Unterbrechung; mit Hilfe von Eisbrechergeleit- | 
zügen kann die sowjetische Spitzbergenkohle das ganze Jahr hindurch abtranspor- 
tiert werden. Nach sowjetischen Angaben diente sie in der Hauptsache zur 
Versorgung der Häfen von Murmansk und Poljarnoje und zur Speisung der auf 
Kola errichteten industriellen Werke. | 

Dennoch ist es nicht ohne Interesse, daß die sowjetischen Erfolgsmeldungen über 
den Fortgang der wirtschaftlichen Erschließung des sowjetischen Spitzbergen- 
Anteils überwiegend in die Zeit fallen, in der für die Sowjetunion noch Chancen 
für eine legale politisch-militärische Festsetzung auf Spitzbergen zubestehen schienen. 


Dagegen mehren sich seit der Zeit des Einschlafens der sowjetisch-norwegischen 
Besprechungen und seit der Einbeziehung Norwegens in das atlantisch-westeuro- 
päische Verteidigungssystem Beobachtungen von neutraler Seite, die stark gegen 
die sowjetischen Berichte sprechen. Daß sie hierbei die Rentabilität der sowjeti- 
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‚schen Anlagen in Zweifel ziehen, mag auf sich beruhen. Wesentlicher erscheinen 
die übereinstimmenden Meldungen, daß die Gruben nur noch auf Halde abgebaut 
werden und daß die sowjetischen Frachter Barentsburg mit Ballast verlassen. Ein 
Export findet nicht oder kaum noch statt. 


Diese Berichte gewinnen an Glaubwürdigkeit, wenn man sich die seit Beginn des 
Zweiten Weltkrieges veränderte Situation bei der internen sowjetischen Kohlen- 
versorgung vergegenwärtigt. Zweifellos sind die Brennstoffanforderungen sowohl 
der Kolahäfen als auch der Kola-Industrie, als auch nicht zuletzt der sowjetischen 
Arktisschiffahrt, gewaltig angestiegen. 


Diesem erhöhten Bedarf stehen aber neu erschlossene Quellen und verbesserte Zu- 
bringermöglichkeiten entgegen. Zunächst 
besteht die Möglichkeit, Kohle aus dem 
uralisch-sibirischen Raum mittels Kanal- 
und Bahnsystem nach Archangelsk bzw. 
Murmansk zu schaffen und von dort an 
die Kohlenstützpunkte des Nördlichen 
Seeweges zu verteilen. Das in den letzten 
Ä Barentsburg " 
Glocken-SA& 


wirtschaft nach Rationalisierung und 
Entflechtung wird dieser Möglichkeit 
schwerlich entgegenstehen. 


Geo-Politik AX11/6 


Außerdem ist der Nördliche Seeweg 
im Begriff, sich auch auf diesem Wege 
autark zu machen. Schon heute haben die drei Etappen (die sogenannten „Expe- 
ditionen“) des Nördlichen Seeweges ihre Versorgungsgrundlagen im Lande selbst. 
Besonders günstig steht in dieser Hinsicht die (wehrwirtschaftlich auch als Teil- 
strecke besonders wichtige) westliche Etappe, die „Karische Expedition“. Ihre 
Versorgung mit Kohle aus dem Bassin des Petschora-Mündungsgebietes („Petschora- 
Bassin“ mit den Zentren Narjan-Mar und Workuta) ist möglich, zumal das 
Workuta-Gebiet gerade in den letzten Jahren ausbaumäßig besonders berücksich- 
tigt wurde. Außerdem hat sich die westliche Etappe der Norilsker Kohlenvor- 
kommen (östlich der Jenisseij-Mündung) erschlossen, deren Produktion jetzt schon 
im Kohlenhafen Port Dickson gestapelt wird. 


Die mittlere Etappe („Lena-Expedition“) kann mindestens ergänzend auf 
die Gruben des Lenbass zurückgreifen, deren Kohle im Hafen von Tiksi ost- 


wärts der Lena-Mündung verladen wird. 


Die östliche Etappe endlich („Kolyma-Expedition“) ist in der Lage, örtliche 
Kohle in der Ugolnaja-Bucht am Beringmeer zu übernehmen. 

Angesichts der Forcierung der nordsibirischen Ausbeute sinkt das spezifische 
Gewicht der Spitzbergenkohle schon in der Gegenwart bis zur Bedeutungslosigkeit. 
Im Falle einer kritischen Gestaltung der west-östlichen Beziehungen wird die 
Sowjetunion das Reservoir von Spitzbergen trotz gesteigerten Bedarfes der Arktis- 
schiffahrt unvergleichlich leichter entbehren können als in den Jahren 1941/45. 


Jahren so forcierte Bestreben derSowjet- 


ey 


beliebig bestimmt und hinausgeschoben werden kann, ist unter den arktischen Vor- 
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. 2. Im umgekehrten Verhältnis hierzu hat sich die militärische Bedeutung 
Spitzbergens für die Sowjetunion gewandelt. Ein nichtsowjetisches Spitzbergen | 
bedeutet in jedem Konfliktsfalle eine ernste Gefahr für die Nordostpassage und 
damit für eine wesentliche Entlastung der trotz Zweigleisigkeit immer noch eng- 
paß-ähnlichen sibirischen Magistralen. Die Inselgruppe wäre in der Hand nicht- 
sowjetischer Mächte dann ein nicht zu unterschätzender Ausgangspunkt für. 
Störungsoperationen. Spitzbergen ist der einzige Fremdkörper und die heute 
einzig effektive Flankenbedrohung der beiden westlichen (und weitaus wichtigsten) | 
Abschnitte („Expeditionen“) des sowjetischen Nördlichen Seeweges. 


Besonders verwundbar — und zwar gerade von Spitzbergen her — ist das | 
Transportwesen der Barentsee, damit praktisch der Eckpfeiler der Nordost- A 
passage. Die Barentsee wäre mit einem sowjetischen Spitzbergen fast ein sowjeti- 
sches Binnenmeer: im Süden von Kola und dem europäischen Festland begrenzt, | 
im Osten von Nowaja Semlja abgeschlossen, im Norden vom Franz-Josefs-Archipel: | 
abgeschirmt. Spitzbergen in fremder Hand dagegen öffnet die Barentsee und ihren 
Verkehr fremdem Zugriff. 


Diese Störungsgefahr ist für die sowjetische Position um so empfindlicher, als | 
die Schiffahrt in der Barentsee infolge der natürlichen Verhältnisse doch stark 
verwundbar ist. Eine Auflockerung, eine zeitliche und räumliche Verteilung des 
Verkehrs und demgemäß eine Zersplitterung feindlicher Störaktionen zur See oder 
in der Luft ist in nennenswertem Umfange kaum möglich, bezüglich der durch- 
gehenden Route des Nördlichen Seeweges überhaupt ausgeschlossen. 


Zunächst drängt sich die Navigationsperiode auf zweieinhalb, allenfalls 
auf drei Monate zusammen. Ein zeitlicher Spielraum ist angesichts des durch die 
Eisverhältnisse bedingten und genau einzuhaltenden „arktischen Fahrplans“ nicht 
gegeben. Eine Verzögerung von auch nur wenigen Tagen kann dazu führen, daß 
die Geleitzüge an den Gefahrenstellen der Eisbarrieren (insbesondere zwischen 
Barentsee und Karischem Meer, zwischen Karischem Meer und Laptjen-Meer) | 
steckenbleiben und überwintern müssen. Eine solche Schiffahrt ist aber nicht nur 
termingebunden, sondern praktisch auch nicht geheimzuhalten. Ein „Tag X“, der 


aussetzungen undenkbar. Im großen und ganzen läßt sich der Zeitpunkt der Ab- | 
fahrten und Ankunften auf Grund der Durchschnittswerte der letzten 20 Jahre | 
errechnen; die letzte Entscheidung über Termin und Route erfolgt dann auf Grund | 
meteorologischer Beobachtung. Diese Werte und Beobachtungen lassen sich aber | 
nicht geheimhalten. Ein Gegner der Sowjetunion wird über den Fahrplan der 
Geleitzüge daher im wesentlichen unterrichtet sein. Verfügt er über die erforder- 
liche Anzahl arktisgeeigneter Langstreckenbeobachter, so wird er in der Lage sein, 
die kritischen Punkte an den wahrscheinlichen Stichtagen so unter Kontrolle zu 
halten, daß er die Position der Geleitzüge zu ermitteln vermag. 


Auch die räumlichen Bedingungen erleichtern die Kontrolle. Die für ozea- | 
nische Verhältnisse winzig engen Meeresstraßen, die die Geleitzüge zu passieren 
haben, bilden Beobachtungspunkte. Nur die Nebelbildung wird hier als Bundes- 
genosse der sowjetischen Schiffahrt in Rechnung zu stellen sein. 
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. Endlich ist zu berücksichtigen, daß die Bezwingung des Nördlichen Seeweges mit 
‚Rücksicht auf den absolut unentbehrlichen Eisbrecherschutz mindestens an den 
‚Barrieren und Engpässen der Route ohne Geleitzugsystem nicht auskommen kann. 
Das Fahren im Konvoi erleichtert aber, inbesondere auch bei Nebel, die Arbeit 
gegnerischer Aufklärer. Für die Sowjetunion mag dieses Geleitzugsystem den Vor- 
teil haben, daß ein Konvoi auch noch einen erhöhten Schutz gegen Untersee- 
Angriffe bietet; allerdings ist es fraglich, ob die Nördliche Eismeerflotte über die 
erforderliche Zahl von Begleitschiffen verfügt, die sowohl treibeissicher als auch 
kampffähig sind. Gegenüber Angriffen aus der Luft bietet dieses Konvoisystem 
aber eher Nach- als Vorteile. 
Es kann hiernach nicht zweifelhaft sein, daß die Sowjetunion die Existenz eines 
nicht sowjetisch kontrollierten Spitzbergen als eine potentielle, im Ernstfall den 
Nördlichen Seeweg auf schwerste gefährdende Bedrohung auffassen muß. Wenn 


sie daher in ihren Noten an Norwegen 1946/47 immer wieder auf die „Gefahr 


einer Bedrohung des Nördlichen Seeweges von seiten eines feindkontrollierten 
Spitzbergen“ hingewiesen hat, so ist sie mit dieser besonderen Unterstreichung 
einer solchen Tatsache von ihrem Standpunkt aus im Recht. 

Die Sowjetunion verkennt wohl auch nicht, daß die Bedeutung des Nördlichen 
Seeweges im Falle neuer Konflikte erheblich größer sein wird als unter den bis- 
herigen Konstellationen. Denn jetzt würde die Frage der Entlastung der sibirischen 
Strecken noch mehr Bedeutung beanspruchen als früher, und zwar selbst dann, 
wenn man die dritte und östlichste Etappe des Seeweges (die „Kolyma-Expedition“) 
mit Rücksicht auf die gefährdete Bering-Passage ausscheidet. Schon die Aufrecht- 
erhaltung des Verkehrs mit den Mündungshäfen West- und Mittelsibiriens ist für 
die sowjetische Position von so großer Bedeutung, daß sie allein die Aufrechterhal- 
tung der arktischen Küstenschiffahrt auf den beiden ersten Teilstrecken rechtfer- 
tigt. Das Problem „feindkontrolliertes Spitzbergen“ verliert jedenfalls durch eine 
räumliche Beschränkung des Eismeerverkehrs für die Sowjetunion nichts von 


seiner Schärfe. 


Um Norwegens Neutralität 


Die Rolle, die Spitzbergen im Falle west-östlicher Verwicklungen für oder gegen 
die Sowjetunion zu spielen berufen sein wird, hängt — völkerrechtlich betrachtet — 


davon ab, welche Stellung Norwegen in einem solchen Falle freiwillig oder ge- 


zwungen einnimmt. 

Für den Fall, daß Norwegen sich zur Neutralität entschließen wird und kann, 
und unter der Voraussetzung, daß ihm wirklich die Möglichkeit geboten wird, 
seine Neutralität tatsächlich zu behaupten, ist die völkerrechtliche Situation Spitz- 
bergens an sich durchaus eindeutig. Der Vertrag von Sevres bleibt bezüglich 
Norwegens und aller Kriegführenden unberührt. Innerhalb der norwegischen 
Hoheitsgewässer Spitzbergens dürfen keine Kriegshandlungen stattfinden, wie um- 
gekehrt Norwegen die Anlegung von Stützpunkten und ihre Überlassung an einen 
der Kriegführenden verboten bleibt. Das Anlaufen der Inselgruppe durch Streit- 
kräfte der Kriegführenden ist nur unter den Beschränkungen des Haager See- 
kriegsrechts zulässig (wobei darauf hinzuweisen ist, daß auch die Sowjetunion dem 
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Abkommen über die Rechte und Pflichten Neutraler im Seekriege durch eine >> 1 
gierungserklärung aus dem Jahre 1928 beigetreten ist). Endlich ist die Anlegung. 
von Befestigungen und Stützpunkten durch die Kriegführenden, insbesondere die, 
Verwertung von Häfen, deren Benutzung nur im Wege wirtschaftlicher Konzes- 
sionen eingeräumt wurde, zu diesem Zweck ausgeschlossen. Daß dies niht gegen 
den Willen Norwegens erfolgen darf, ist eine rechtliche Selbstverständlichkeit; aber 
auch mit Zustimmung Norwegens wäre eine solche Anlage unzulässig. 


Eine andere, für den Konfliktsfall allerdings wohl nur theoretische Frage ist es, 
ob nicht angesichts der Ausweitung des Kriegsbegriffes auch der Betrieb von Koh- 
lengruben durch eine der in den Konflikt hereingezogenen Mächte und die Ausfuhr 
der Kohle für militärische Bedürfnisse als verbotene Anlage und Auswertung von 
„Stützpunkten“ im Sinne der Konvention von Sevres gelten müßte. Diese Frage 
hat aber, wie ausgeführt, keine aktuelle Bedeutung, da weder mit einer Möglich- 
keit zur Abfuhr der Kohle zu rechnen ist, noch ein kriegswichtiger Bedarf der 
Sowjetunion an dieser Ausbeute in Rechnung gestellt zu werden braucht: Schon 
jetzt wird, wie alle Berichte erkennen lassen, die Ausbeute nur noch betrieben, 
um die Effektivität der wirtschaftlichen Betätigung herauszustellen und um „im | 
Spiele“ zu bleiben. | 

Realpolitisch betrachtet handelt es sich bei der angedeuteten völkerrechtlichen 
Stellung Spitzbergens im Konfliktfalle um eine theoretische Unterstellung mit juri- 


| 
| 
| 


stischen Folgerungen. In der Praxis ist damit zu rechnen, daß Norwegen seine 
Neutralität, die Grundlage des Vertrages von Sevres, weder behaupten will noch 
kann. Im einzelnen ist es für die Bedeutung Spitzbergens unerheblich, ob Nor- 
wegen sich für den Westen entscheiden darf oder für den Osten entscheiden muß. 
Denn in beiden Fällen ist das Abkommen von S&vres mit der Kriegsteilnahme 
Norwegens hinfällig; in beiden Fällen kommt es mithin nicht mehr auf völker- 
rechtliche Erwägungen, sondern ausschließlich auf die durch die beiderseitige 
Kraftgruppierung bedingte Zweckmäßigkeit an. | 

Der Zweite Weltkrieg hat den Grundsatz erschüttert, daß die Behauptung vor- | 
geschobener Inselpositionen durch die tatsächliche Seeherrschaft bedingt ist. Er hat | 
gelehrt, daß handstreichartige Unternehmungen seitens der zur See an sich unter- 
legenen Macht Aussicht auf Erfolg haben und daß auch die Behauptung derartiger 
Stützpunkte unter der Voraussetzung ausreichenden Nachschubs durch die Luft 


möglich ist. Die Kanalinseln, Kreta und andere Namen erbringen den Beweis dafür. 


Berücksichtigt man diese Erfahrungen und stellt man die Kapazität der sowje-. 
tischen Luftbasen in Rechnung, so ist es nicht ausgeschlossen, daß die Sowjetunion 
den Versuch unternehmen könnte, gleich zu Beginn eines Konfliktes den „Pfahl | 
im Fleisch“ auszureißen und damit die Westflanke ihrer arktischen Verbindungen 
zu sichern. Neutrale Berichte, die aus Spitzbergen kommen und entsprechende 
Vermutungen nähren könnten, mögen — nach heutiger Lage — übertrieben sein; 
sie betonen militärische Vorbereitungen um Barentsburg und deuten auf die Mög- 
lichkeit hin, die ohne Zweifel stark überbesetzte Belegschaft der sowjetischen 
Gruben gegebenenfalls als Fünfte Kolonne einzusetzen. Die Richtigkeit dieser. 
Nachrichten sei dahingestellt; das dringende sowjetische Interesse, im Ernst- 
fall über Spitzbergen zu verfügen, kann nicht in Zweifel gezogen werden. 


RICHARD WICHTERICH 


Die Spaltung im italienischen Kommunismus 


Der italienische Kommunismus blickt in diesen Monaten auf sein dreißigjähriges 
Bestehen zurück. Anfang April, als der siebente Kongreß der Partei in Rom tagte, 
wurde dieses Jubiläum gefeiert. Der sechzehn Jahre lang durch den Moskauer An- 
schauungsunterricht gegangene Führer der Partei, Palmiro Togliatti, dessen 
körperlicher Konstitution weder das Attentat eines Studenten im Juli 1948 noch 
sein vorjähriger schwerer Autounfall mit anschließendem operativem Eingriff am 
Gehirn etwas anhaben können, war kurz vorher von einem erneuten mehrmona- 
tigen Aufenthalt in Moskau als Triumphator zurückgekehrt und hatte damit 
alle auch in den führenden Kreisen seiner eigenen Partei gehegten Befürchtungen 
Lügen gestraft. 


Was auf dem Parteikongreß nicht zur Sprache kam 


Die fast dreistündige Eröffnungsrede Togliattis auf dem Parteikongreß zeigte 
seine ungebrochene Kraft und erntete die einhellige Zustimmung der Delegierten 
aus allen Regionen Italiens. Togliattis Führertum wird heute von keiner Seite 
mehr bestritten, und seine bisherigen Platzhalter Longo und Secchia sind wieder 
in Reih und Glied getreten. 


So vermittelte dieser fünftägige mit Reden und Deklamationen angefüllte Par- 
teikongreß den Fernerstehenden den Eindruck von Stärke und Geschlossenheit. 
Die am Schluß der Tagung gefaßte Resolution weiß nichts Besonderes zu sagen 
außer dem üblichen Rückblick auf die Leistungen und Opfer der Partei für die 
Hebung des Vierten Standes, auf ihren Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Imperialis- 
mus und Krieg sowie „ihr unerschütterliches Vertrauen in die Sowjetunion als 
Bollwerk des Friedens... und in deren großen Führer, den Genossen Stalin“. 


Da ist zwar die Rede von zweieinhalb Millionen Mitgliedern der Partei und in 
anderen Verlautbarungen von fünf Millionen Gefolgsleuten des von den Kommu- 
nisten beherrschten, aber wegen seiner wirtschaftlichen Schlagkraft auch von An- 
hängern anderer Parteien aufgefüllten Gewerkschaftsbundes Confederazione 
Generale Italiana del Lavoro; auch wurde, gleichsam am Rande der offiziellen 
Kongreßreden, von dem Mitgliederschwund in der Gewerkschaftsbewegung geredet 
— allein aus Mailand wurden für das Jahr 1950 hundertfünfzigtausend Austritte 
gemeldet —; aber die eigentlichen, der Parteiführung auf den Nägeln brennenden 
Probleme wurden fast ganz unterdrückt: die ständig wachsende Massenflucht von 
Parteimitgliedern gerade aus Kreisen der Jugend und die im Januar dieses Jahres 
erfolgte Spaltung der bis dahin eisernen Parteifront. 

Diese beiden Vorgänge sind miteinander verbunden. Viele Parteimitglieder 
widersetzen sich dem Zwang, den von einer fremden Macht ausgehenden Befehlen 
zu gehorchen, die weder ihren eigenen Interessen noch denen ihres Landes gemäß 
sind. Soweit ihr wirtschaftliches Fortkommen — Verbesserung der Arbeits- 
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"Kommunisten beherrschte Gewerkschaftsbewegung in drei Gruppen aufgespalten 


‘spricht nicht für die nach außen bekundete Selbstsicherheit. Denn hier handelte es 


und Lohnbedingungen — in Frage steht, begnügen sie sich allenfalls mit einer 
Mitgliedschaft in der Gewerkschaft. Aber gerade dagegen, daß die meisten Gewerk- 
schaftsmitglieder nur auf die Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen bedacht‘ 
sind und sich von der Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei zu drücken 
scheinen, richteten sich die Klagen der Parteiführung, so daß der Leiter des Ge 
werkschaftsbundes Di Vittorio einen schweren Stand hatte, als er diese poli- 
tische Passivität erklären sollte. 

Genaue Zahlenangaben über den Schrumpfungsprozeß sind nicht möglich. Daß. 
die Schrumpfung nicht nur die Partei, sondern auch die Gewerkschaft erfaßt hat, 
ist symptomatisch. Ohnehin ist in den letzten Jahren die ursprünglich von den 


worden. 
Die immer größere Dimensionen annehmenden Austritte aus dem kommunistisch 


geleiteten Gewerkschaftsbund offenbaren die wachsende Abneigung der Arbeiter, 
sich in den Dienst der politischen Partei zu stellen, womit das ihnen durch die 
Verfassung verbürgte Streikrecht zu ihrem eigenen Schaden mißbraucht und als 
wirtschaftliche Waffe abgestumpft wurde. 


‚Renegatentum‘ 


Während sich diese ‚Ausleerung‘ der Partei fast unmerklich vollzog und voll- 
zieht, war der demonstrative Austritt der beiden jungen Abgeordneten Aldo 
Cucchi und Valdo Magnani ein sichtbares, in der breitesten Öffentlichkeit Aufsehen 
erregendes Warnungssignal. Daß die Parteiführung diese und die sich daran | 
knüpfenden Absagen anderer prominenter Mitglieder an den Kominform-Kurs auf 
ihrer großen Tagung totschwieg und allenfalls intra muros als bedauerliche Er- 
scheinungen des stets und überall festzustellenden ‚Deviationismus‘ behandelte, 


af 


sich nicht um beliebige Männer, die sich der Parteidisziplin und den ihnen über- 
tragenen Aufgaben nicht gewachsen gezeigt hätten und deshalb das Weite suchten, 
sondern um Persönlichkeiten mit höchstem Verantwortungsbewußtsein und mit 
großem Anhang gerade in den Kreisen der jungen Generation. Die Sache war des- 
halb nicht damit abzutun, daß die örtliche Organisation der Bologneser Partisanen 
aus dem letzten Krieg die beiden als „Feinde der Sowjetunion und jener freien 


wert 


Völker“ bezeichnete, „die im Kampf gegen die deutschen Eindringlinge und die 
faschistischen Verräter an der Spitze gestanden hatten“, und sie deshalb als „Ver- 
räter an der Widerstandsbewegung“ bezeichnete. Auch noch schärfere Auslassun- 
gen der Parteizentrale in Rom, die von „grundsatzlosen Renegaten und Feinden 
der Arbeiterklasse, des Kommunismus und der Sowjetunion“, von „Gegnern des ' 


Friedens, der Freiheit und Unabhängigkeit Italiens“ sprachen und die Ausstoßung 
der „Unwürdigen“ aus der Partei bekräftigten, verbesserten die Position der Par- 
teileitung keineswegs. (In Wirklichkeit hatten die Gemaßregelten selbst ihren 
Austritt erklärt und sogar ihre Abgeordnetenmandate zur Verfügung gestellt, 
worauf aber die Kammermehrheit mit der Begründung nicht eingegangen war, daß 
die Deputierten für die Ausübung ihres Mandats nicht ihrer Partei, sondern ihren | 
Wählern verantwortlich seien.) | 


Wichterich: Zur Spaltung im italienischen Kommunismus 361 


‚Die beiden ‚Abtrünnigen‘, die aus der sozial aufgewühlten und politisch viru- 
lenten Romagna stammen und, in den dreißiger Jahren stehend, zu den geistig 
geschulten Kräften der Partei gehören, hatten sich in der Widerstandsbewegung 
gegen Faschismus und Deutsche Wehrmacht in besonderem Maße bewährt und 
dafür höchste Auszeichnungen erhalten. Gerade ihr tapferer persönlicher Einsatz 
war ihre Aktivlegitimation für den Aufstieg in die regionale Parteiführung und 
für die Kandidatur zur Abgeordnetenkammer gewesen. Es war schon deshalb ein 
Mißgriff der leitenden Parteimänner, gerade diese Männer als ‚Verräter an der 
Widerstandsbewegung‘ zu bezeichnen. 

Die Loslösung von dem Kurs der Partei war nicht ein plötzlicher Entschluß, 
sondern eine allmähliche, in Monaten gründlicher Gewissensprüfung und wechsel- 
seitigen Gedankenaustauschs herangereifte Entscheidung. Diese Entscheidung, die 
am 19. Januar dieses Jahres auf dem Provinzialkongreß in Reggio Emilia in vol- 
ler Öffentlichkeit fiel, nahm den Charakter einer Demonstration, einer Abrechnung 
mit dem bisherigen ‚kominformistischen Kurs‘ der Partei an, zumal da sie in die 
Gestalt einer Resolution gekleidet war. 


In einfachen Worten hatte Magnani erklärt: „Falls die Grenzen des Vaterlandes 
von irgendwoher angegriffen würden, so würde dies den Kommunisten zu allererst 
die Pflicht auferlegen, den heiligen Boden des Heimatlandes zu verteidigen“. „Ge- 
wiß sind alle Marxisten Rußland Sympathie schuldig. Dennoch muß es als Nation 
wie jedes andere Land betrachtet werden.“ 


Von der Zentrale in Rom geschah alles, um den Stoß aufzufangen. Die Partei- 
leitung hatte ihren besten Dialektiker, den Senator Terracini, — selbst zeitweise 
ketzerisch und wiederholt verwarnt —, nach Reggio geschickt, um den Frondeur 
und seine Freunde zu warnen und womöglich zu bekehren. Als Magnani aber nicht 
nachgab, ja als in den folgenden Tagen neben Cucchi und vielen anderen eine ver- 
zweigte Rebellion sichtbar wurde, da fehlte es nicht an Einschüchterungsversuchen. 
Wie wenig diese verfingen und wie zielbewußt die Führer der Sezession ihre neue 
Gruppe organisatorisch ausbauen wollen, geht aus ihrem zehn Tage nach der denk- 
würdigen Sitzung in Reggio veröffentlichten Aufruf an die italienischen Arbeiter 
hervor; der bei aller Verurteilung der Abhängigkeit der Regierungspolitik von den 
Vereinigten Staaten und vom Atlantikpakt fordert, daß „die Kommunisten sich 
bedingungslos und ohne geheime Vorbehalte für die Verteidigung des Heimat- 
bodens gegen jegliche Angriffe aussprechen“. „Dies allein bedeutet eine konse- 
quente Politik der Neutralität und des Friedens.“ Auch heben sie hervor, daß sie 
„im Rahmen ihrer bescheidenen Kräfte die Arbeiter im Kampf für die Verbesse- 
rung ihrer Lebensbedingungen und für die Heraufkunft des Sozialismus nie im 
Stich lassen werden“. 

Inzwischen sind Monate vergangen. Der von den beiden Abtrünnigen zum öffent- 
lichen Rededuell herausgeforderte, damals noch in Rußland befindliche Togliatti 
hat bislang zu der Frage nicht öffentlich Stellung genommen. Auch scheint der 
befürchtete Erdrutsch, der das Wort vom ‚Schisma‘ rechtfertigen könnte, noch nicht 
erfolgt zu sein. Dies liegt in erster Linie daran, daß die ‚Sezession‘ noch keinen 
endgültigen politischen Standort bezogen hat und propagandistisch kaum hervor- 
getreten ist. Es haben zwar Fühlungnahmen mit dem linken Flügel der sozial- 
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demokratischen (gemäßigten) Partei stattgefunden, als deren Sprecher der eine 
Zeitlang zum Kommunismus hinneigende bekannte Schriftsteller Ignazio Silone 


auftrat. Aber mehr als ‚freundschaftliche Gespräche‘ sollen nicht zustande- 


d 


Ein Vergleich mit dem Titoismus liegt auf der Hand, ist aber dennoch nicht 
angebracht, weil die Motive auf ganz verschiedenen Ebenen liegen, und vor allem, 
weil diese neue, national orientierte Gruppe sich ihre Position neben der immer 
noch mächtigen und von Sowjetrußland finanzierten Partei Togliattis erkämpfen 
muß. Sie kann nicht, wie Tito es tat, das Steuer einfach herumwerfen, sondern 
muß nach den demokratischen Spielregeln überzeugungskräftig um Anhänger werben. | 


Italien, Land des Sektierertums 


Viele namhafte italienische Politiker, die diesen Kampf jugendlicher Intellek- 
tueller und ihres ansehnlichen Anhangs um eine vom Kominformdiktat freie und | 
damit die Rechte Italiens zur Verteidigung der Heimat — auch gegen die Sowjet- | 
union! — befürwortende Kommunistische Partei mit Anteilnahme verfolgen, be- | 
fürchten, daß es mit dem kühnen Anlauf Magnanis und Cucchis sein Bewenden | 
haben könnte und daß die politische Interesselosigkeit des Bevölkerungsdurch- | 
schnitts einem tatkräftigen Ausbau der freigewordenen Energien entgegenstehe. | 
Sie verweisen dann gerne auf die jüngsten Beispiele im italienischen Parteiwesen, 
wo der erste Elan wiedererwachten Interesses nach dem Zusammenbruch des 
Faschismus bald im Sande stecken blieb und gerade die Erneuerung eines refor- 
mistischen Sozialismus als aufbaufähige demokratische Kraft verhinderte. 

Aus den Trümmern der einst unter den gemäßigten Führern Turati und Treves 
starken Sozialdemokratie hatte sich, freilich unter starken Wandlungen in An- 
schauung und Taktik während der faschistischen Zeit, wo die meisten Führer in 
der Emigration lebten, 1944 eine achtunggebietende sozialistische Partei unter 
Pietro Nenni konstitutiert, die sich auf Grund schon früher vollzogener Bindun- 
gen an die Dritte Internationale als sowjetfreundlich erwies und für die April- 
wahlen 1948 einen Wahlblock mit der Kommunistischen Partei bildete, weshalb. 
sich allmählich starke dissidierende Gruppen unter Saragat und später unter 
Romita abtrennten und eine hoffnungslose Zersplitterung hervorriefen. Die Haupt- 
gruppe unter Nenni ist bis heute ihrem Pakt mit Togliatti treu geblieben. In 
Mailand soll sie nach dem Bericht eines kommunistischen Funktionärs auf die 
Hälfte ihres früheren Bestandes gesunken sein. . 

Nur die mittlere Gruppe unter Saragat, in ihrer Tendenz etwa den deutschen 
Revisionisten von ehedem vergleichbar, hat einige Jahre lang der Regierungskoa- 
lition unter dem Ministerpräsidenten De Gasperi angehört, bis sie um der Eini- 
gung mit der Romita-Gruppe willen ihre drei Minister aus der Regierung 
zurückzog. Mit dieser Verständigung zwischen den beiden Gruppen, die geneigt 
sind, sich positiv zur Regierungspolitik — Atlantikpakt, Aufrüstung zur Verteidi- 
gung der Grenzen, Siedlungswerk im Süden — zu stellen und sogar verantwortlich 
in der Regierung mitzuarbeiten, ist der erste Schritt zur Bildung einer starken 
sozialistisch-reformistischen Partei getan, und die Ausstrahlungen auf die Anhän- 
ger der zusammengeschrumpften Nenni-Partei könnten den Einigungsprozeß nur 


\ 
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beschleunigen. Eine Zeitlang schien es sogar — die Fühlungnahme zwischen Silone 
und den kommunistischen ‚Renegaten‘ deutet darauf hin —, als ob die neue 
Gruppe auch auf die sich von der Kommunistischen Partei Lösenden ihre An- 
ziehungskraft ausüben würde. Bislang ist aber die Gruppe Cucchi-Magnani in ihrer 
Vereinzelung geblieben. Heute scheint es sogar ausgeschlossen zu sein, daß die 
sowohl vor außenpolitischer Bindung mit Moskau wie mit Washington zurück- 
schreckende Gruppe Cuchi-Magnani sich einer unter Umständen regierungstreuen 
Partei anschließen könnte, die aus realpolitischen Erwägungen von der sogenann- 
ten ‚Neutralitä equidistante‘ (einer von beiden Weltmächten gleichen Abstand hal- 
tenden Neutralität) nichts wissen will. 


Sozialismus und soziale Bewegung in der Vergangenheit 


Vergleiche mit dem deutschen Parteiwesen sind fehl am Platze. Nach der völli- 
gen politischen Einigung Italiens unter Victor Emanuel II. im Jahre 1870 galt es, 
die durch die Jahrhunderte voneinander getrennten und einander entfremdeten 
Landschaften von Piemont bis Sizilien auch moralisch zusammenzufügen und vor 
allem die brennende soziale Frage zu lösen. Armut und Unbildung kennzeichneten 
das plötzlich geeinte italienische Volk, zumal in den südlichen Provinzen und auf 
den Inseln. Der Schrei nach Brot und menschenwürdigem Dasein war der lauteste 
Antrieb zum Zusammenschluß, zur Kooperation, zur ‚Lega operaia‘, besonders auf 
dem Land. Damals war von Marxismus kaum die Rede. Auch fehlten die Voraus- 
setzungen für die Verkündung und Anwendung marxistischer Lehren. Die Indu- 
strie im Norden und erst recht in Mittel- und Süditalien war schwach entwickelt; 
eher gab es in den großen Städten und auf dem Lande ein arbeitsloses und not- 
lieidendes Proletariat, dessen Erziehung zum Klassenbewußtsein und dessen Orga- 
nisation ungeheuere Schwierigkeiten bereitete. 


In einem Land, welches noch 1882 das Wahlrecht, also die politische Gleichbe- 
rechtigung der Staatsbürger, an die Bedingung knüpfte, daß sie wenigstens vierzig 
Lire Steuer jährlich bezahlten — von 24 Millionen Einwohnern sollen nur 600 000 
wahlberechtigt gewesen sein —, konnte es ohnehin keinen politisch orientierten 
oder gar die politische Macht im Staate erstrebenden Sozialismus geben. Der 
talienische Durchschnittsmensch, dem der Vaterlandsbegriff fremd war und dem 
ler Staat lediglich als Garant seiner bescheidenen Daseinsrechte galt, der allenfalls 
seine eigene kleine Welt und sich selbst als Maß aller Dinge empfand, sah und 
:rlebte den Sozialismus nur aus seiner primitiven ökonomischen Schau und war 
naturgemäß allen Lehren offen, die ihm die Deckung seines kümmerlichen Lebens- 
yedarfs versprachen. 

Damals wirkten die humanitären Lehren des 1872 gestorbenen großen Republi- 
saners Giuseppe Mazzini nach, und zumal in den Großstädten des Nordens und 
n den Provinzen des Latifundienbesitzes am Po bestanden Arbeitervereinigungen, 
Zusammenschlüsse der vom Grundbesitz ausgebeuteten Tagelöhner und ähnliche 
lem Arbeiterwohl dienende Einrichtungen. Diese Landschaften, später zur Emilia 
‚usammengefaßt, waren von jeher sozial besonders aufgewühlte Gebiete, und ge- 
-ade dort fanden neben den jeder internationalen Bindung abgeneigten Doktrinen 
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Mazzinis auch die Lehren von Bakunin und Marx starke Verbreitung. Da- 
neben wirkte Andrea Costa, der Vater des gemäßigten Sozialismus und Vorgän- 
ger der großen Parteiführer Turati und Treves, der aus dieser Gegend 
(Imola) stammte und damals die später nach Mailand verpflanzte Parteizeitungh 
Avanti gründete, und später Georges Sorel, der Theoretiker der Action directe 
der in dem ebenfalls aus der Romagna gebürtigen Benito Mussolini einen! 
Interpreten seiner Reflexions sur la violence finden sollte; Sorel übte zeitweise! 
einen starken Einfluß auf die sich im harten Tagewerk schindenden Landarbeiter! 
aus und ließ die auf Gewaltanwendung, Sabotage und Generalstreik abzielenden| 
Sindacati operai entstehen, denen nach seiner Idee die Macht im Staate vorbehal- 
ten sein sollte. * H 

Damals, in den Jahren der Ersten Internationale, war es Karl Marx, der dasi 
chaotisch anmutende Sektierertum im italienischen Parteiwesen scharf geißelte,| 
wenn er sagte: „Diese zweideutigen Sektionen der italienischen Internationale! 
werden von beschäftigungslosen Advokaten, unwissenden Ärzten ohne Kranken- 
praxis, von Handlungsreisenden und von journalistischen Skribifaxen geleitet: das# 
heißt von Deklassierten, die in der Internationale eine Karriere zu finden glauben“.**? 


Das ist eine treffende Kennzeichnung nicht nur des sozialistischen, sondern des# 
italienischen Parteiwesens überhaupt, die, mutatis mutandis, auch für die Entwick- 
lung nach den beiden großen Kriegen gilt. 


Warum hat sich der Kommunismus in Italien behauptet? 


Hier ist von der großen Christlich-Demokratischen Partei, die in der Abgeord- 
netenkammer die absolute Mehrheit besitzt, nicht zu reden. Diese Partei verdankt 
ihren Wahlerfolg vom April 1948 in erster Linie der Furcht der Bevölkerung vor 
dem Heraufkommen des Kommunismus. Das Spannungsverhältnis zwischen den! 
beiden tödlichen Gegnern wird auch in Zukunft bestehen bleiben und nur dann 
seine Gefährlichkeit verlieren, wenn bei den kommenden Wahlen im Jahre 1953 | 
die drängenden sozialen und wirtschaftlichen Fragen der Lösung erheblich nähe | 
gebracht sein werden. Es ist ein Erfolg der Regierung De Gasperis gewesen, daß | 
sie im Wettlauf um die Gewinnung der Volksgunst der Kommunistischen Partei 
immer um einige Pferdelängen voraus war, und daß die Massen allmählich die | 
wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen kommunistischer Störungsversuche durch | 
Sabotagen, politische Streiks usw. erkannt haben. 


Zweimal allerdings haben die Kommunisten den Massen der Unzufriedenen eine 
Art ‚Befähigungsnachweis‘ erbracht: Einmal unmittelbar nach dem Ersten Welt- 


* Der Syndikalismus ging bald an der Undurchführbarkeit seiner Ideen und an seinen praktischen Über- 
spannungen zugrunde, und seine Verfechter in Wort und Schrift mündeten nicht selten in die Reihen des extronui | 
Nationalismus ein. Von Sorel stammt die begeisterte Anerkennung Mussolinis, als dieser 1912, damals noch links- | 
stehender Sozialist, auf dem Kongreß der Sozialistischen Partei in Reggio Emilia die Ausstoßung der reformistischen 
Direktionsmitglieder durchgesegt hatte. Im Anschluß an diese Vorgänge schrieb Sorel wie folgt: „Mussolini ist 
kein gewöhnlicher Sozialist. Eines Tages werdet Ihr ihn an der Spite eines heiligen Bataillons sehen, wie er 
mit dem Degen das italienische Banner grüßt. Er ist ein Italiener des fünfzehnten Jahrhunderts, er ist ein 


Kondottiere. Noch wißt Ihr es nicht. Doc er ist der einzige energische Mann, der das Zeug hat, die Schwächen 
der Regierung zu korrigieren.” 


** Aus dem Italienischen zurücübersegt. 
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_ krieg, also nach 1918, als sie noch als revolutionärer Flügel der ursprünglich dem 
Marxismus abgeneigten Sozialistischen Partei agierten und eine Gefolgschaft durch 
 Antikriegspropaganda, Streiks und Fabrikenbesetzungen an sich zogen und vor- 

übergehend die Lage der Arbeiterschaft hoben, dann jedoch ihre Anhänger bald 
wieder von sich stießen. Zweitens besteht kein Zweifel, daß die Kommunistische 

Partei während der mehr als zwei Jahrzehnte faschistischer Diktatur sowohl in 

der inneren Emigration ihren Mann gestanden hat und, obwohl mehr verfolgt als 
' alle anderen Parteien, ihren Prinzipien und Zielen treugeblieben ist. Der Name 
des intelligenten und selbstlosen Führers Antonio Gramsci (1891—1937), der 
nach elf Jahren Kerker im Gefängnislazarett starb, verdient hier Erwähnung, da- 
neben der Palmiro Togliattis, der nicht nur den Kampf der kommunistischen Par- 
tisanen in Mittel- und Norditalien organisierte, sondern auch, 1944 in Bari begin- 
nend, die Parteikaders neu aufstellte. 

Nun ergibt sich die Beantwortung der Frage von selbst, warum der Kommunis- 
mus in den Jahren 1944/45 in einem Lande erneut kräftige Wurzeln schlug, 
dessen Bewohner zu allen Zeiten jeglichen Doktrinarismus verabscheut und auch 
den Faschismus nur deshalb zwei Jahrzehnte lang ertragen haben, weil diese Dik- 
tatur undoktrinär und überdies zumindest für den am politischen Geschehen kaum 
interessierten Durchschnittsbürger in ‚humane Formen‘ gekleidet war. Der Kom- 
munismus, der an der Niederwerfung des Faschismus einen erheblichen Anteil 
hatte, der nach Kriegsende über Legionen von Unzufriedenen, von politisch und 
wirtschaftlich Enterbten verfügte, brauchte nur seine Führer und Unterführer 
unter die Massen zu schicken und sich ihre schwere Bürde wenn auch nur mit 
Worten auf die eigenen Schultern zu laden: und die Massen, verzweifelt und doch 
zukunftsgläubig, strömten ihm voller Hoffnung zu. 

Wie nach 1870 und nach 1918 so suchten auch nach 1944 die kleinen Leute — 
und immer noch sind sie die überwiegende Mehrheit — nach dem furchtbaren Zu- 
sammenbruch Nahrung, Kleidung und Wohnung und gingen deshalb zu der Partei, 
die ihre bescheidenen Lebensbedürfnisse mit einiger Aussicht auf Erfolg zu 
decken versprach. 

Immer noch drückt eine Masse von fast zwei Millionen Arbeitsloser auf den 
Gesamtlebensstandard der Bevölkerung, so daß der Stoff für kommunistische 
Propaganda nicht zu fehlen scheint. 

Dennoch fragt es sich, ob die Partei eine Bedeutung wie in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit wiedergewinnen wird. Anläßlich ihres Jubiläums verkündete die 
Führung Mitgliederzahlen, die sie mit früheren Zahlen verglich: 1950 = 2 576 487 
— 1921 = 42485. Nach dem Urteil Eingeweihter treffen diese Zahlen zwar heute 
nicht mehr zu. Es wäre trotzdem verfrüht, von einer Dämmerung der kommuni- 
stischen Bewegung zu reden. Wenn es der Regierung De Gasperi gelingen sollte, 
neben anderen Maßnahmen die Riesensummen verschlingende Bodenreform erfolg- 
reich voranzutreiben und der strukturellen Arbeitslosigkeit auch von dieser 
Seite zuleibe zu rücken, dann dürfte der Kommunismus in Italien zu langsamem 
Absterben verurteilt sein. 
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INVESTITIONSPOLITIK IN SÜDASIEN 


Südasien im Kalten Krieg 


Kaum jemand, der nicht das eine oder andere asiatische Land mit eigenen Augen 


gesehen hat, kann sich die tiefe Armut, die das Schicksal der überwiegenden Mehr- 
zahl der dortigen Bevölkerung ist, auch nur im entferntesten vorstellen. Es ist 
sogar ein reichlich trauriges Symptom für die abendländische Kultur, daß unser 
gegenwärtiges Interesse an diesem Raum mehr auf politische als auf humanitäre 


Beweggründe zurückgeht. Mit anderen Worten, der Sieg des Kommunismus in 


China hat mehr dazu beigetragen, daß der Westen aktiv wird, als die hundert Jahre 
lange Bemühung von Kommissionsberichten und Untersuchungsausschüssen. 

Asien ist ein riesiger Erdteil mit vielen Völkern und verschiedenen Klimagebie- 
ten. Aber der Raum, der uns hier interessiert, sein Süden und Südosten, läßt sich 
doch in gewissem Sinne unter einem Generalnenner zusammenfassen: Durch wirt- 
schaftliche und Verkehrsverbindungen hängen die betreffenden Länder eher mit 
dem Westen als mit der zentralen Landmasse Asiens zusammen, die heute unter 
der Vorherrschaft der Sowjetunion steht. Die wirtschaftliche Struktur Pakistans, 
Indiens, Ceylons, Burmas, Malayas, Siams, Indochinas, der Inselwelt Indonesiens 
trägt maritimen Charakter, ihr Wohlstand hängt vom Welthandel ab. 

Nicht durch Zufall haben sowohl die Sowjetunion als auch der Westen ihr In- 
teresse für diesen Raum entdeckt. Die Sowjets bemühen sich allerdings teilweise 
nur negativ, der Wirtschaft des Westens den Zugang zu den Reichtümern Asiens zu 
verwehren. Außerdem wäre ein Einbezug dieser wichtigen Ländergruppe in das 
Lager des Kommunismus ein großer Prestigegewinn, gerade weil dieser Teil der 
Erde bis vor kurzem unter der Herrschaft der „Imperialisten“ gestanden hat. 

Für den Westen ist es sowohl aus strategischen als auch aus wirtschaftlichen 
Gründen wichtig, daß dieser Raum nicht kommunistisch wird. Freier Zugang zu 
seinen Märkten ist eine Vorbedingung für das Funktionieren der westlichen Wirt- 
schaft. Es handelt sich dabei nicht einfach um die Beschaffung lebenswichtiger 
Rohstoffe im Austausch für Industrieprodukte und für Dienstleistungen. Selbst 
wenn man nicht zum Glauben an die „Stagnationstheorie“ und zur Sorge neigt, 
daß der westliche Kapitalismus am Ende sei, kann man die Ansicht vertreten, daß 
die wirtschaftlich rückständigen Gebiete einen logischen Ausweg für zukünftige 
Investitionen der hochindustrialisierten Erdteile Europa und Amerika an Gütern, 
technischem Können und Erfahrung darstellen. Auf diese Weise gehören politische 
und wirtschaftliche Faktoren eng zusammen. 

Trotzdem stehen unzweifelhaft politische Überlegungen im Rampenlicht des 
öffentlichen Interesses, selbst wenn es sich nur darum handelt, daß die politische 
und soziale Lage in den Ländern Südasiens günstige Gelegenheiten für revolutio- 
näre Propaganda bietet. Indien mag als Beispiel dienen. Es ist noch heute kein 
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- Gebiet ausgedehnten kommunistischen Einflusses, und die indische Regierung nimmt 

vielleicht an, daß sie die Gefahr durch ihr Verbot der Kommunistischen Partei 
erfolgreich beseitigt hat. Aber diese Vorstellung ist zu einfach. Es mag wahr sein, 
daß es in Indien bis jetzt nur sehr wenige aktive Kommunisten gibt. Aber ebenso 
ist es wahr, daß die wirtschaftliche und soziale Lage so schlecht ist, daß sich hier 
ein günstiger Boden für den Kommunismus bietet. Außerdem sind die Kommu- 
nisten eifrig mit der Bestellung des Feldes beschäftigt. Trotz des Parteiverbots 
arbeitet ein schlagkräftiger Propaganda-Apparat in Bengalen (besonders in Kal- 

' kutta) und in Südindien. Seine Schriften sind gut aufgemacht und billig, so daß sie 
auch von armen Leuten gekauft werden können, und allmählich beginnen sie zu 
wirken. , Andererseits gibt es trotz gegenteiliger Berichte bis heute kaum einen 
Beweis dafür, daß diese Propaganda etwas mit den blutigen Auseinandersetzungen 
"zwischen Hindus und Moslems oder auch nur mit Sabotageakten, beispielsweise am 
Eisenbahnsystem, zu tun gehabt hat. Bis jetzt lag der Nachdruck mehr auf dem 

Aufbau der Organisation und den Vorbereitungen künftiger Aktionen. Diese poli- 
tische Aufgabe wird energisch in Angriff genommen. 


Welche Möglichkeiten zu einer Neutralisierung derartiger Aktionen gibt es? Sie 
könnten zum Teil durch einen noch schlagkräftigeren Apparat der Gegenpropa- 
ganda abgewehrt werden, aber die Westmächte haben bis jetzt nicht viel Neigung 
gezeigt, den Handschuh aufzunehmen. Eine größere Bereitschaft zum Handeln und 
nach allgemeiner Ansicht auch ein klarerer Begriff von der Wirklichkeit könnte 
sich in einem konstruktiven Erschließungsplan zeigen, dessen Anlaufen einen dyna- 
mischen Antrieb in das stagnierende Wirtschaftssystem des Raumes bringen würde. 
Zugegebenermaßen besteht die ernste Gefahr, daß sich die Pläne auf dem Papier 
vermehren, und daß die Menschen Asiens bald das Vertrauen und die Bereitschaft 
zur Mitarbeit verlieren, wenn es kein Anzeichen dafür gibt, daß auch gehandelt wird. 


Hilfe beim Wiederaufbau nach 1945 


Damit soll nicht gesagt sein, daß Südasien bei seinem Wiederaufbau seit dem 
Kriege gar keine Unterstützung erhalten habe. Allein Großbritannien hat seit 1945 
keineswegs unbeträchtliche Warenmengen geliefert und außerdem die Hilfe von 
Fachleuten für den Wiederaufbau der erschütterten wirtschaftlichen Grundlagen 
in einigen der fraglichen Länder angeboten. Viel davon stellte jedoch nur die Er- 
füllung vertraglicher Verpflichtungen dar, — die Sterlingschulden mußten 
beglichen werden. Die sogenannten „gegenwertlosen Exporte“, die in bestimmten 
Perioden bis zu einem Fünftel der gesamten britischen Warenausfuhr ausmachten, 
sind hauptsächlich in die erwähnten asiatischen Länder gegangen. In einem gewis- 
sen Ausmaß handelte es sich um eine Hilfeleistung in der Form von Schenkungen 
und Darlehen, aber zum größeren Teil wurden in großem Stil Lieferungen als 
Ausgleich für die während der Kriegsjahre aufgelaufenen Sterling-Guthaben getätigt. 


Vom Standpunkt des südlichen Asien aus mag das kaum in ausreichendem Maße 
geschehen sein, aber auf der britischen Seite hat der Kapitalabfluß die Wirtschaft 
schwer belastet und zu bestimmten Zeiten sogar den ganzen Sterlingblock in Zah- 
lungsschwierigkeiten gebracht. Jedenfalls hat Großbritannien einige Hilfe gegeben 


' die Zahl als Anhaltspunkt für den Maßstab annehmen, in dem Großbritannien sich 
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beim Wiederaufbau von Häfen und Eisenbahnen, der Belieferung von Fabriken. 


mit Maschinen und von Teilen der riesigen Bevölkerungsmassen mit halıbarei 
Konsumgütern. Eine Schätzung während der Diskussion um den Plan von Colombo 
deutete sogar an, daß Großbritannien bis dahin Waren im Wert von £ 750 Mil- 
lionen nach Indien und anderen Sterlingblockländern in Asien gesandt hatte. Es 
ist schwierig, die Richtigkeit derartiger Schätzungen zu beurteilen, aber man kann 


bemüht hat, den südlichen Teil Asiens vor einem Zusammenbruch zu schützen. 


Außerdem haben die Länder Südasiens in starkem Maße Einfuhren aus Nord- 


amerika und anderen Räumen erhalten. Diese Einfuhren bestanden zum Teil aus | 
Lebensmitteln und zum Teil aus Produktionsgütern. Sie wurden entweder aus den 


Londoner Guthaben oder mit Hilfe der unerwartet hohen Dollareinnahmen, die 
Südasien selbst erzielte, bezahlt. Die Höhe der Dollareinkünfte muß betont wer-' 
den. Während des Krieges wurde oft angenommen, daß die Vereinigten Staaten, 
die der wichtigste Abnehmer für die Erzeugnisse Südostasiens gewesen waren, nach 
Kriegsende viel weniger von Einfuhren dieser Herkunft abhängig sein würden. 
Die eigene Produktion der USA war gestiegen, und man hatte Ersatz bei synthe- 
tischem Kautschuk und ähnlichen Stoffen gefunden. Es war ein Glück für die 
Länder ohne Dollars, daß diese Entwicklung nicht eintrat. Die amerikanischen ‘ 
Nachkriegskäufe an den wichtigsten Rohstoffen des Ostens: Kautschuk, Jute, Wolle, 
Tee, Glimmer und Manganerz, waren höher als im Durchschnitt der Jahre von 1934 
bis 1938. Nur die Zinneinfuhr aus dem Sterlingblock scheint zurückgegangen zu 
sein. Daher war nicht ein Ausfuhrrückgang für die verschärfte Finanzlage in Süd- 
ostasien verantwortlich. Sie war hauptsächlich das Ergebnis einer Einfuhrsteige- 
rung. In einem einzigen Jahr zum Beispiel (1948) war die Ausfuhr Indiens und 
Pakistans nach Nordamerika gegen Dollars über viermal so hoch wie im Durch- 
schnitt der Jahre 1934 bis 1938, aber die Einfuhr stieg fast auf das Zehnfache. 


Zurückhaltung des Kapitals 


Diese Tatsache allein zeigt, wie notwendig Investitionen gebraucht werden. Die 
Erfahrung hat aber gelehrt, daß eine Abneigung gegen Investitionen in Südasien 
besteht. Dafür gibt es drei Hauptgründe: Einmal scheint die politische Stabilität 
des Raumes unsicher. Der Streit um Kaschmir hat den Horizont über Indien und 
Pakistan verdunkelt. In Malaya ist ein langwieriger und kostspieliger Armee-Einsatz 
gegen die kommunistische Bedrohung nötig. In Burma sah sich die Regierung einem 
Aufstand gegenüber. Die Franzosen in Indochina sind mit einem begrenzten, aber zer- 
mürbenden Krieg überzogen worden. Und in Indonesien haben Unruhen es ganz un- 
möglich gemacht, daß die Wirtschaft auch nur annähernd ihren Vorkriegsstand erreicht. 


Zweitens besteht bei der einheimischen Bevölkerung ein starker Mangel an 
Facharbeitern und an den technischen Fähigkeiten, die beim Einsatz moderner 
Maschinen in der Wirtschaft nun einmal nötig sind. Die Aufstellung kostspieliger 
Maschinen hat keinen Sinn, wenn die Arbeiter sie nicht richtig bedienen können. 
Fehler in der Bedienung können zum Versagen der Maschinen führen oder ihre 
Lebensdauer verkürzen, während der Mangel an Arbeitskräften, die wenigstens ein 


Minimum von Spezialausbildung besitzen, die Maschinen nicht voll ausgenutzt wer- 
den läßt, wodurch außergewöhnlich hohe Betriebskosten entstehen. 
Drittens erfordert die Eigenart der wirtschaftlichen Möglichkeiten langfristige 
Investitionen. Die Nutzung natürlicher Reichtümer verlangt fast immer die Anlage 
starker Kapitalien in Verkehrseinrichtungen, Kraftwerken oder wasserwirtschaft- 
lichen Projekten, und industrielle Investitionen sind nicht mit dem Bau von 
Fabriken und der Aufstellung von Maschinen zu Ende, sondern zu ihnen gehört 
‚ auch die intensive Ausbildung von Fachkräften, die noch kostspieliger wird, wenn 
ein großer Prozentsatz der Arbeiterschaft nicht langfristig bleibt. 


Trotzdem ist es vielleicht kein übertriebener Optimismus, wenn man auch im 
streng wirtschaftlichen Sinn Auslandsanleihen unter der Bedingung für rentabel 
hält, daß man ihre Mittel in den erfolgreichsten Vorhaben investiert und dort 

sorgfältig im Auge behält. Aber im Verhältnis zu dem notwendigen Risiko müssen 
sich die Kapitalgeber sicherlich mit einem vergleichsweise niedrigen Zinssatz be- 
gnügen und ein paar Jahre auf die ersten Ertragsraten warten. Ein Fonds für 
"Zinsen und Amortisationen kann nur entstehen, insofern die Produktionsleistung 
pro Kopf gesteigert wird, und eine Erhöhung des Leistungsstandards braucht Zeit. 


Ausländische Kontrolle über die Verwendung von ausländischen Anleihen hat 
in Europa einigermaßen funktioniert, wenn sie durch Regierungsvertreter aus- 
geübt wurde. In Asien aber wird es sicher beträchtlichen Widerstand gegen alles 
geben, was an „Wirtschaftsimperialismus“ erinnert oder die Selbständigkeit des 
Empfängerstaates zu schmälern scheint. Sehr viel Takt wird notwendig sein. Wo 
es sich um Privatkapital handelt, kann die nötige Kontrolle dadurch erfolgen, daß 
erfahrenes Personal gestellt wird (z.B. Ingenieure oder Buchhalter), das offen- 
sichtlich in den betreffenden Ländern schwer zu finden ist. In der Tat muß ein 
wichtiger Teil der ausländischen Investitionen eben diese Form annehmen, d.h. 
Spezialkräfte stellen. Das ist in bemerkenswertem Ausmaß das „fehlende Element“, 
von dem Präsident Trumans „Punkt Vier“ spricht. 


Drei Stufen der Vorbereitung 


Die erste Aufgabe bestand darin, ein Bild von den Bedürfnissen und den vor- 
handenen Möglichkeiten zu gewinnen. Gewiß hatte es seit längerer Zeit eine Reihe 
Untersuchungen gegeben, die dann immer wieder abgebrochen worden waren. Ihr 
Ergebnis reichte nicht aus und war auf alle Fälle niemals ordentlich zusammen- 
gefaßt und ausgewertet worden. Darauf folgte eine Zählung der Planungen in 
Indien, Pakistan, Ceylon und Malaya, den vier Ländern des behandelten Raumes, 
die Mitglieder des Britischen Commonwealth sind. (Es muß jedoch ausdrücklich 
festgestellt werden, daß niemals die Absicht bestand, das Investitionsprogramm auf 
diese Länder zu beschränken. Andere Staaten wie Burma, Indochina, Siam und 
Indonesien sind sämtlich auf die eine oder andere Weise an den verschiedenen 
Verhandlungen beteiligt gewesen.) 

Nachdem einmal die Bedürfnisfrage geprüft war, wurde zweitens der Versuch 
unternommen, die Kosten abzuschätzen und diese Schätzung mit den Möglichkeiten 
der betreffenden Länder zu vergleichen, sie aus ihren eigenen Mitteln zu decken. 


Wilsan. Der Piun von Colembo 369° 


370 Aufsätze‘ 

Gestützt auf die Ergebnisse der beiden ersten Erhebungen wurde drittens er 
rechnet, wie hoch eine Finanzhilfe aus dem Ausland sein müsse. Darauf folgte der 
Versuch, die Summe festzulegen, die das Commonwealth als Ganzes mit vereinten 
Kräften aufbringen könnte. Durch dieses Vorgehen war man offensichtlich in der 
günstigen Lage, die Bereitschaft zur Selbsthilfe bei den betreffenden Ländern im 
einzelnen und als Block stark betonen zu können. 


einer Wirtschaftsintensivierung in den süd- und südostasiatischen Ländern des 
Commonwealth während einer Sechsjahresperiode, die mit dem Juli 1951 beginnen 
soll. Die Kosten wurden auf £ 1868 Millionen veranschlagt. Von dem Gesamtbetrag 
sollte Großbritannien unter Einrechnung der Londoner Sterlingguthaben der asia- 
tischen Länder in der Zeit von 1951 bis 1957 über £ 300 Millionen aufbringen. 
Der Betrag sollte folgendermaßen verwendet werden: 

34°/o für Ausbau der Verkehrswege und Verkehrsmittel, 

32°/o für die Landwirtschaft einschließlich Gesamtplanungen für Flußtäler, 

18°/o für Wohnungsbau, Gesundheitswesen, Volksbildung, 

10°%o für Industrie und Bergbau (ohne Kohlengruben), 

6°/o für Brennstoffe und Energiequellen. 
Über zwei Drittel der Gesamtaufwendungen sollten in Indien erfolgen, Pakistan 


Colombo 
Der Colombo-Plan als Ergebnis dieser Verhandlungen hat das allgemeine Ziel | 
I 


sollte ein gutes Siebentel erhalten, und der Rest war für Ceylon, Malaya, Singapur 
und Britisch-Borneo vorgesehen. 

Es wurde errechnet, daß diese Länder für die Durchführung des Planes während 
der Gesamtperiode Waren und Dienstleistungen im Werte von über £ 1084 Mil- 
lionen über den Betrag hinaus einführen mußten, den sie durch eigene Ausfuhren 
ausgleichen konnten. Diese zusätzliche Summe ließ sich aufbringen 

durch Freigabe von Sterlingguthaben, 

durch private Investitionen und Anleihen von privaten Kapitalgebern an die zuständi- 

gen Behörden, | 
durch Anleihen der Weltbank (International Bank for Reconstruction and Development), 
durch Schenkungen und Anleihen ausländischer Regierungen, in erster Linie aus dem 

Commonwealth (doch hoffte man auch auf Beteiligung anderer Staaten). 

Zahlreiche Schwierigkeiten stehen einem derartigen Plan gegenüber. Der 
Raum hat eine erhebliche Flächenausdehnung. Das politische Gewicht der wirt- 
schaftlichen Tatsachen ist stärker als in Europa. Man kann sogar die Auffassung 
vertreten, daß Länder wie Indochina, Burma und Indonesien als Voraussetzung 
für eine Lösung ihrer wirtschaftlichen Probleme ihr politisches Problem lösen 
müssen. Wenn es gelingt, dort die öffentliche Ordnung wiederherzustellen, müßte 
die materielle Lage der Bevölkerung verhältnismäßig gut sein. In anderen Ländern 
wie Indien und Pakistan macht sich das wirtschaftliche Problem eindeutig bemerk- 
bar, aber wenn es nicht bald gelöst wird, dann wird es ohne Zweifel dort auch 
eine akute politische Krise geben. 

Außerdem findet der Plan seine Grenze an dem verfügbaren Kapital. In der 
unmittelbaren Zusammenkunft wird es für Großbritannien selbst, das führende 
Industrieland der Staatengruppe, schwierig sein, die Rate seines augenblicklichen 
Kapitalexports nach Asien zu erhöhen. 
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Zweifellos haben die Planer hoffnungsvolle Blicke auf amerikanisches Kapital 
gerichtet. Die Planer von Colombo wollten das „fehlende Element“ in einer an- 
sehnlichen Kapitalsumme finden, die Amerikaner ihrerseits aber dachten nicht so 
sehr an die Finanzen, sondern vielmehr an die Bereitstellung von Erfahrungen und 
Örganisationstalent. Diese amerikanische Haltung war: auch keineswegs unreali- 
stisch, denn zum mindesten in den Anfangsstadien verspricht ein Vorgehen auf 
diesem Wege größeren Nutzen als die Lieferung’ von Kapitalgütern selbst. Es ist 
keine Übertreibung, wenn man sagt, daß in diesem Raum der Produktionsfaktor 
Organisation am knappsten ist. 

Außerdem ist es vom amerikanischen Standpunkt aus verständlich, daß Investi- 
tionen in Europa sehr viel lockender erscheinen als in Südasien, wo die Industrie 
ohne echte Tradition ist und wo es eine Wirtschaftsorganisation im modernen 
Sinne kaum gibt. Das Kapital hält sich zurück, weil der amerikanische Kapitalist, 
selbst wenn er die Summe frei hat, einer Lage gegenübersteht, die er nicht ver- 
steht. Er wünscht Sicherheit. Britische Kapitalgeber verstehen etwas von diesen 
Ländern, aber sie verfügen nicht mehr über Beträge, die Investitionen in dem 
erforderlichen Maßstab möglich machen könnten. Der logische Ausweg wäre daher 
so etwas wie eine anglo-amerikanische „Ehe“ zwischen Landeserfahrung und ver- 
fügbarem Kapital. 


Eigenart des Investitionsraums 


Als Investitionsräume bieten Europa und Asien seltsam gegensätzliche Bilder. 
Nach dem Kriege benötigte Europa Soforthilfe in großem Stil, wenn es als hoch- 
industrialisierter Raum seine volle Produktionskraft zurückerhalten sollte. Ein 
paar Jahre später aber sollte es ohne Hilfe von außen fertig werden. 


Das zum großen Teil in der wirtschaftlichen Entwicklung zurückgebliebene Asien 
dagegen benötigt zuerst nur kleine Kapitalsummen an den strategisch richtigen 
Punkten, dann aber Jahrzehnte hindurch zunehmende und nicht abreißende Inve- 
stitionen. Mit Rücksicht auf die Größe der Aufgabe muß der oberste Grundsatz 
eines Wirtschaftsplans für Südasien darin bestehen, die Kräfte an Stellen zu kon- 
zentrieren, an denen ein Höchstmaß von Erfolg erzielt werden kann. Das heißt 
l. eine Konzentration auf bestimmte Räume, und 2. eine Konzentration auf be- 
stimmte Seiten des wirtschaftlichen Aufbaus, damit wirklich das Notwendigste zu- 
erst geschieht und sich eine Dringlichkeitsabstufung herausbildet, auf die man 
einen brauchbaren Schlachtplan stützen kann. 

Der indische Subkontinent ist sicher der gefährlichste wirtschaftliche Krankheits- 
herd in Südasien und deshalb der Raum, auf den man zukünftige Aufbaupläne 
stützen sollte. Gegenwärtig stagniert hier das wirtschaftliche Leben, aber wenn 
sich durch Kräftezufuhr von außen eine Reizwirkung ergibt, besteht die Möglich- 
keit eines beträchtlichen wirtschaftlichen Aufschwungs; der Lebensstandard könnte 
stark gehoben werden. 

Die Wirtschaftskrise in Indien und Pakistan wird abgesehen von politischen 
Faktoren durch eine Reihe zusammenhängender Ursachen bedingt, von denen 
drei besonders wichtig sind: das Bevölkerungswachstum, das Versie- 
gen der britischen Anleihetätigkeit und, aus verschiedenen sozia- 
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len und wirtschaftlichen Gründen, ein Mangel an Fähigkeit zur bestmög- 


lichen Verwendung der verfügbaren Mittel. 
Die Tatsachen, die sich auf das indische Bevölkerungswachstum beziehen, sind im 
groben Umriß allgemein bekannt. Man mag die Zuverlässigkeit der Statistiken in Frage 
ziehen, aber es steht fest, daß sich der Druck der Bevölkerung auf die Nahrungs- 
möglichkeiten in den letzten Jahren verstärkt hat, daß er aufgehalten werden muß oder 
notwendig zu einer politischen Entladung führt. Wenn die zusätzlichen Mäuler, die gegen- 
wärtig alljährlich erscheinen, gefüttert werden sollen, muß die indische Nahrungsmittelver- 
sorgung pro Jahr um etwa 400 000 Tonnen Getreide gesteigert werden, — dabei ist nur an 
die niedrigste Ration gedacht, die gerade zur Lebensfristung ausreicht. Es ist natürlich 
möglich, daß die rasche Bevölkerungsvermehrung der Gegenwart nicht unbegrenzt anhält. 
Von 1911 bis 1921 scheint die Bevölkerung Indiens verhältnismäßig wenig zugenommen 
zu haben. Anscheinend hat sich erst seit 1921 das ununterbrochene Wachstum herausgebil- 
det. Seitdem hat die zusätzliche Bevölkerung jede Steigerung der Produktion aufgezehrt. | 
Selbst wenn jetzt die Vermehrungsrate langsamer wird, ist nach dem Urteil vieler Be- | 
obachter das Gleichgewicht zwischen Boden und Bevölkerung so gestört, daß Indien ohne | 
| 
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eine wahrhaft revolutionäre Umstellung seiner Wirtschaft einer Katastrophe zusteuert. 
Die Schwierigkeit besteht darin, daß sich bis jetzt abgesehen von Hungersnot und Seuchen 
noch kein wirksames Hemmnis für das Bevölkerungswachstum gezeigt hat. | 

Die zweite Hauptursache für Indiens wirtschaftliches Siechtum ist der starke Rück- 
gang des britischen Kapitals. Während des neunzehnten Jahrhunderts haben britische 
Investitionen die wirtschaftliche Verwandlung des Landes eingeleitet. (Sie ermöglichte 
ihrerseits das Bevölkerungswachstum, das heute soviel Sorgen macht.) Großbritannien 
steckte Kapital in die Eisenbahnen, das Bewässerungssystem, die Häfen, Versorgungs- 
betriebe aller Art und die Industrie. Das Ergebnis war eine große Steigerung der Produk- 
tionsfähigkeit, dafür ist ein wahrhaft hervorragendes Beispiel die Erschließung der 
versteppten Böden im Pandschab. Die von den Engländern unter Bewässerung genommene 
Fläche ist größer als die gesamte entsprechende Fläche in den USA und in Rußland, — 
und das ist nur eine Leistung von vielen. Eine Verbesserung der Verkehrswege und Ver- 
kehrsmittel war ebenso wichtig bei der Erschließung und dem Zusammenschluß eines Lan- 
des, das aus vielfältigen Landschaften mit einer noch größeren Zahl von verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen besteht. 

Mit dem Rückgang im Zufluß britischen Kapitals, — und es ist unwahrscheinlich, daß 
der Zufluß je wieder sein früheres Ausmaß erreicht, — ist die Wirtschaft allmählich in 
einen Zustand der Stagnation gesunken. Das ist auch nicht schwierig zu verstehen. Das 
Land gleicht einem riesigen Schwamm, der endlose Kapitalsummen aufsaugen könnte. 
Selbst in der Zeit der größten britischen Investitionen wurden nur einzelne Landschaften 
umgewandelt, riesige Gebiete dagegen blieben in ihrem alten Zustand. (Das ließ sich nicht 
vermeiden, einmal weil manche Landesteile nicht vom Fisenbahnnetz erfaßt wurden, in 
anderen Fällen wegen einer schwer zu brechenden geographischen Isolierung und manc- 
mal leider wohl auch wegen des Widerstandes einer starren Sozialordnung, der selbst 
einem britischen Unternehmer den Mut nehmen konnte.) Wo jetzt der Kapitalzufluß aus 
dem Ausland gedrosselt ist, drohen viele Landesteile in ihre Rückständigkeit zurückzu- 
fallen. Eine Zeitlang wird die überkommene Kapitalstruktur das Land noch vor einem. 
merklichen Sinken des wirtschaftlichen Leistungsstandards schützen; aber wenn nicht 
schnell etwas geschieht, wird es eine Lawine geben. Der Verfall wird sich rasch ausbreiten 
und in seiner politischen Bedeutung gefährlich werden. 

Der dritte Punkt sollte am bedenklichsten stimmen: die Inder zeigen wenig Neigung 
zur Selbsthilfe. (Diese Kritik gilt Pakistan in geringerem Maße; dort besteht unter den 
politischen Führern und leitenden Beamten eine bemerkenswerte Aktivität und ein echtes 
Bestreben zum Überwinden von Hindernissen.) Man hört in Indien häufig, das Volksein- 
kommen sei zu gering zur Bildung einer angemessenen Kapitalmasse. Aber viel „Kapital“ 
wird gehortet ‚oder in Spekulationen verwirtschaftet; man hat den Eindruck. daß. 
Indien sehr viel mehr Kapital im Lande hat, als die Inder selbst wissen. Wenn Se ihre 
eigenen Mittel nur einsetzen könnten, ginge es ihnen besser. Unproduktiv gehortetes Geld 


. 
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(z.B. in der Form von Gold) könnte dazu dienen, im Ausland Düngemittel oder Ma- 
schinen oder technisches Fachwissen zu kaufen. Die Haltung zum Gelde spiegelt teilweise 
eine tief gegründete Geisteshaltung wider. Sie wird durch die Sorge vor politischen Un- 
sicherheitsfaktoren bestärkt. Teilweise hängt sie aber auch mit dem Fehlen einer ausrei- 


chenden Organisation zur Mobilisierung der Kapitalreserven des Landes zusammen. Außer- 


halb der großen Städte fehlt die Zusammenarbeit der Banken und daher die Technik zur 
Verschiebung von Geldern aus Überschußgebieten in Landesteile, wo sie auf das drin- 
gendste benötigt werden. Außerdem haben die Inder, wenn man von den großen alten 
Bankhäusern absieht, kein Vertrauen zu den landeseigenen Instituten und stecken ihr Geld 
daher lieber in den Strumpf. Die Banken europäischen Musters und die einheimischen 
Häuser erfassen nur eine schmale Bevölkerungsschicht. Auch die privaten Geldverleiher, 
die immerhin einen Teil der Lücke ausfüllten, beginnen unter dem Druck der gesetzlichen 
Einschränkungen zu verschwinden. Trotz ihres Zinswuchers in der Vergangenheit ist ihr 
Ausscheiden keineswegs nur ein Gewinn, denn es gibt noch keine Finanzinstitute, die an 
ihre Stelle treten könnten. 


Wenn man aber einmal bei kapitalkräftigen Kreisen die Bereitschaft zur produktiven In- 
vestition voraussetzen wollte, dann gibt es doch immer noch gewaltige sozialpsychologische 
Hemmnisse. Die Bauern mögen überall konservativ sein, sie sind es aber nirgends in dem 
Maße wie in Indien. Weiter muß man bei einer Einschätzung des Leistungsniveaus an die 
Verbreitung des Analphabetentums und an eine schauerliche Unwissenheit denken. Die 
Durchschnittserträge bei Reis und Weizen zählen trotz dem beträchtlichen Umfang der 
Bewässerungsgebiete noch immer zu den niedrigsten in der Welt. Die Lage ist noch er- 
staunlicher, wenn man Indien mit anderen asiatischen Ländern vergleicht. In China, wo 
ein ähnliches Verhältnis zwischen Fläche und Bevölkerungszahl vorliegt und unter ähn- 
lichen Naturbedingungen dieselben Getreidearten angebaut werden, wo die Masse der 
Bauern auch ganz kleine Betriebe hat, ist der Ertrag von Reis oder Weizen pro Flächen- 
einheit ungefähr doppelt so hoch wie in Indien. Dabei verfügt die Bevölkerung pro Kopf 
nur etwas über die Hälfte der indischen Nutzfläche. 


Die Gründe für diese Zustände sind kein Geheimnis. In den meisten Landschaften sind 
die Betriebe zu klein und dazu in unrentable Parzellen aufgestückelt. Der Boden ist er- 
schöpft, Kunstdünger wird kaum verwendet. (Seiner Einführung wird sogar aktiver Wider- 
stand geleistet.) Der Mist wird als Brennmaterial verschwendet, statt daß er dem Land als 
Dünger zurückgegeben wird. Die Geräte sind primitiv, das Saatgut ist schlecht. Ein starres 
Festhalten an der Überlieferung und in manchen Fällen auch religiöse Tabus machen es 
schwierig, die Zustände zu ändern. Wenn etwas geschehen kann, muß es das Ergebnis einer 
ganzen Reihe von Änderungen im kleinen sein, — man kann nur hoffen, daß ihre gemein- 
same Wirkung einmal die Entstehung einer politisch gefährlichen Lage verhüten kann, 
falls es nicht schon zu spät ist. 


Vielfalt kleiner Reformen 


Was kann geschehen? Indien verliert jährlich etwa 10 Prozent seiner Nahrungs- 
mittel durch Schädlinge. Diese 4 bis 5 Millionen Tonnen machen gerade soviel aus 


wie die gesamte Nahrungsmitteleinfuhr. Es ist nicht möglich, nicht einmal durch 


die wirksamsten Methoden, die ganze Menge vor dem Verderb zu schützen. Aber 
die Anwendung moderner Insektenmittel kann den Verlust durch Schädlinge stark 
vermindern. Wenn man die Bauern zur Verwendung besseren Saatguts veranlas- 
sen und ihnen dabei helfen könnte, ließe sich der Ertrag steigern, und es könnten 
widerstandsfähigere Sorten angebaut werden. Manchmal wird die Einführung des 
Tiefpflügens mit eisernen Pflügen empfohlen, aber in manchen Landschaften ist 
dabei Vorsicht geboten, weil bei einer zu dünnen Humusdecke die Gefahr des 
Hochbringens sauren Bodens besteht. Hier müssen Versuche angestellt werden. 
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Flurbereinigung kann zu höheren Erträgen führen, aber auch dabei wird die 
Überlieferung ein schweres Hindernis sein. Der Bauer liebt seinen Boden und 
wird sich dagegen sträuben, ihn mit dem Land eines Nachbarn zusammenwerfen | 
zu lassen. Er hat wenig Sinn für Genossenschaften und keine Neigung, die Vor- 
teile einer gemeinsamen Bewirtschaftung zu sehen. Der indische Bauer ist Indivi- 
dualist, allerdings kommt er jetzt langsam mit der Genossenschaftsbewegung in I | 
Fühlung. Die Mehrzweckgenossenschaften werden das wichtigste Mittel zur Ver- ! 
breitung neuer Landbaumethoden, besseren Saatguts, einer besseren Absatzorga- 
nisation und auch des Sparens sein. Die Genossenschaften werden immer mehr 
durch Staatsmittel subventioniert; natürlich besteht die Gefahr, daß der Bauer sich 
an eine Unterstützung ohne Gegenleistung gewöhnt, während der Kernpunkt seiner 
Wandlung darin bestehen muß, daß er lernt, sich selbst zu helfen. 

Man muß die Bedeutung der Landwirtschaft betonen, weil die indischen ‘und 
nicht-indischen Planer diese Grundfrage gern übersehen. Der Plan muß ausgegli- | 
chen sein. Es ist wesentlich, die landwirtschaftliche und die industrielle Entwicklung 
gleichlaufend zu fördern, sich aber auf beiden Gebieten zu überlegen, was vor- 4 


dringlich ist. Eine Reihenfolge von Dringlichkeitsstufen ist ent- 
scheidend wichtig. # 


ren 


Die richtige Reihenfolge der Maßnahmen 


Die Bemühung um Leistungssteigerung in der Landwirtschaft sollte dabei zu - 
erst kommen. Die Erzeugung von Lebensmitteln und Rohstoffen pro Arbeitskraft 
muß gesteigert werden. Dadurch wird es möglich, Arbeitskräfte für die Industrie 
frei zu machen. Es ist offensichtlich wenig sinnvoll, Arbeitskräfte an die Industrie 
abzugeben, ehe nicht Lebensmittel für ihre Ernährung und Rohstoffe für die Ver- 
arbeitung zur Verfügung stehen. Freilich haben einige hochindustrialisierte Länder 
dieses Problem dadurch gelöst, daß sie Lebensmittel und Rohstoffe einführen und. 
hochwertige Fabrikate exportieren. Aber das entspricht einem späteren Stadium | 
der Wirtschaftsentwicklung und hängt von der Höhe der industriellen Produk- 
tionskraft ab. Es ist erst nach einer landwirtschaftlichen und industriellen Um- 
wälzung möglich, wie sie bisher die wenigsten Länder Asiens erlebt haben. Vorher - 
ist es besonders unter asiatischen Bedingungen bei den großen Menschenmassen 
und damit wenigstens potentiell vorhandenen großen Inlandsmärkten praktischer, 
die Ergänzung der beiden Wirtschaftszweige wenigstens zum Teil im Rahmen ein 
und derselben Nationalwirtschaft zu suchen. Das nächste Entwicklungsstadium 
kann dann allerdings im Rahmen einer internationalen Ergänzungswirischaft ab-- 
laufen, — die Vorkriegsbeziehungen zwischen Japan und den asiatischen Fest- 
landsmärkten bieten ein geeignetes Beispiel. Schließlich kann das Bild des 
Außenhandels komplizierter werden und mehr dem hochintegrierten Wirtschafts- 
typ, etwa in Europa, ähneln. 

An zweiter Stelle kommt der Energiebedarf für die neuen Industrien und 
die Modernisierung der Landwirtschaft. Außerdem wird es bei einem Steigen des. 
Lebensstandards einen stetig wachsenden Bedarf für Beleuchtung und Heizung in. 
den Haushalten geben. In jeder sich rasch entwickelnden Volkswirtschaft — 
Australien bietet ein gutes Beispiel in der Gegenwart — erweist sich die Energie- 


Kwelsah: Der Plan von Colombo 


{ . 


 versorgung als der gefährlichste Engpaß. Deshalb ist Energie ebenso eine Voraus- 
setzung für die Modernisierung, wie es Lebensmittel und Rohstoffe sind. Wahr- 
scheinlich ist Kohle, die Grundlage für einen großen Teil der Energieversorgung 
Europas, im südlichen Asien nicht in ausreichenden Mengen vorhanden, aber in 
manchen Landschaften gibt es noch zum großen Teil unerschlossene Wasserkräfte. 

Drittens folgt die Forderung nach zusätzlichen Transportmöglichkeiten und 
verbesserten Verkehrswegen. Die Produktion hängt davon ab, daß die natürlichen 
Reichtümer mobilgemacht werden, sie müssen manchmal von weither herangeholt 
werden. Es kann sein, daß Halbfabrikat oder Fertigware über große Strecken bis 


zum Verbraucher transportiert werden muß. Wachsende industrielle und städtische _ 


Ballungen stellen Anforderungen an den Personenverkehr, und Unterschußgebiete 
müssen sicher sein, daß Nahrungsmittel angefahren werden können. Jede Wirt- 
schaft im Aufbaustadium hat starke Bedürfnisse dieser Art; aber in Asien ist wegen 
der weithin noch primitiven Verkehrsverbindungen die Aufgabe ungeheuer groß. 

Viertens müssen Arbeitskraft, Energie und Rohstoff auf einer ersten Ebene 
mit Maschinen zusammengebracht werden, durch die örtliche Erzeugnisse zu ein- 
fachen Fabrikaten verarbeitet werden können. Hier liegt die Aufgabe der „Leicht- 
industrie“, die in all diesen Ländern beträchtliche Möglichkeiten besitzt. Auf ihr 
sollte zu Anfang das Hauptgewicht liegen, wenn auch nicht unter Ausschluß aller 
anderen Industriezweige. Teilstücke der Schwerindustrie müssen Seite an Seite mit 


ihren bescheideneren Schwestern heranwachsen und mit ihnen Verbindung halten. 


Aber es wäre unklug, zu früh übermäßig ehrgeizig zu sein. Diese Länder müssen 
erst einmal gehen lernen, bevor sie laufen wollen. Unglücklicherweise werden 
gerade die ehrgeizigen Pläne zum Aufbau von Schwerindustrien — Eisen und 
Stahl, Schiffsbau, Maschinenbau, Chemische Werke — veröffentlicht, und ausge- 
rechnet an sie hängt jedes junge Industrieland sein Herz. Der Grund ist klar. Kein 
Land kann sich als richtig „erwachsen“ vorkommen, wenn es nicht auch diese In- 
dustriezweige besitzt. Es besteht jedoch wirklich eine Gefahr, daß die Mittel ver- 
schleudert werden, wenn zuviel zu schnell in Angriff genommen wird. Eine Zurück- 
haltung im ersten Abschnitt wird sich zweifellos auf lange Sicht bezahlt machen. 

Ob die im industriellen Sinn jungen Länder diesen Rat annehmen werden, 
läßt sich schwer sagen. Sie werden jedenfalls fesstellen müssen, daß ausländische 
Geldgeber auf ihn nicht verzichten wollen. Es ist immerhin tröstlich, daß in 
Colombo bis zu einem gewissen Grade Dringlichkeitsstufen der vorgeschlagenen 
Art wenigstens unausgesprochen in den verschiedenen dort verarbeiteten Plänen 
anerkannt worden sind. 


Selbsthilfe und amerikanische Hilfe 


Ein Element für einen möglichen Erfolg muß schließlich noch erwähnt werden. 
Voraussetzung für jede Unterstützung vom Ausland ist die Selbsthilfe. Die- 
ser Grundsatz ist gesund. Nur Länder, die sich zu einer entscheidenden An- 
strengung aufraffen, haben Aussicht, ausländische Geldgeber zur Einleitung 
langfristiger Hilfsaktionen zu gewinnen. Erfreulicherweise stehen im Colombo- 
Plan die asiatischen Länder selbst an der Spitze der möglichen Geldgeber. Es wird 
‚erwartet, daß sie innere Anleihen auflegen und wenn möglich schärfere Steuern 
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einführen. Großbritanniens finanzieller Beitrag von mehr als £ 300 Millionen soll 
über eine Freigabe von Sterlingguthaben Indiens, Pakistans und Ceylons erfolgen. I 
Australien hat bekanntgegeben, daß es zur Übernahme von Verpflichtungen bis 
zur Höhe von £ 25 Millionen bereit ist, und Kanada hat Hilfe bis zu einem Be- 
trag von $ 25 Millionen im ersten Jahr des Colombo-Planes angeboten. So haben . 
sich nicht-asiatische Mitgliedsstaaten des Commonwealth zum Grundsatz der Selbst- 
hilfe bekannt. } 

Es war immer klar, daß der volle Plan ohne Hilfe von außerhalb des Common- 
wealth nicht durchgeführt werden kann. Insbesondere bestand die Hoffnung, daß 
die USA mitwirken würden. Die Amerikaner nahmen auch an der zweiten 
Konferenz von Colombo im Februar 1951 teil; ihre Haltung war nicht negativ. 
Ihr Interesse an der wirtschaftlichen Förderung des Raumes zeigten sie im Rah- 
men des „Punkt Vier“-Programms für besondere technische und wirtschaftliche Y 
Unterstützungsmaßnahmen. Hinderlich ist die Notwendigkeit einer jährlichen Neu- 
bewilligung durch den Kongreß. Außerdem haben die Rüstungsbedürfnisse neuer- 
dings der amerikanischen Wirtschaft zusätzliche Lasten auferlegt, so daß es 
schwierig sein dürfte, vom Kongreß die Annahme einer auf sechs Jahre berec- 
neten großzügigen Hilfsverpflichtung für Asien zu verlangen. Aus diesen Gründen 
sicherlich haben sich die Vereinigten Staaten entschlossen, keine direkten Beiträge 
nach dem Colombo-Plan zu leisten, sondern lieber ihre eigenen Vorhaben zu tech- 
nischem Beistand und wirtschaftlicher Förderung Südasiens zu verfolgen. Trotz- 
dem werden die Hilfsmaßnahmen Amerikas und des Commonwealth gegenseitig 
abgesprochen und möglichst koordiniert. Die amerikanische Regierung hofft, daß 
Einrichtungen wie die Weltbank oder die Export-Import-Bank so stark wie mög- 
lich herangezogen werden, so daß die Notwendigkeit, den Kongreß um eine direkte 
Bewilligung von Mitteln zu bitten, auf ein Mindestmaß eingeschränkt wird. 

Schließlich muß betont werden, daß der Plan von Colombo keine ausdrückliche 
Erwähnung der Notwendigkeit des Kampfes gegen die kommunistische Bedrohung 
enthält. Er wird jedoch überall dort Anklang finden, wo man der Ansicht ist, daß 
eines der besten Mittel in diesem Kampf die Hebung eines niedrigen Lebens- 
standards ohne totalitäre Methoden in konkret gegebenen Fällen darstellt. Gerade 
unter dem Gesichtspunkt der Abwehr des Kommunismus soll dafür gesorgt wer- 
den, daß Südasien seinen gebührenden Platz auf der Welt in freier Zusammen- 
arbeit mit dem Westen und in voller Gleichberechtigung erhält. 


BERICHTE 


‚Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. Wohl aber ergänzen sie 
die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse kaum Platz ist. Sie bemühen sich um 


Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme, 


IN DIESEM HEFT 


Bundesrepublik Uganda 
Österreich Grönland 
Island USA 
Frankreich Neuseeland 
Italien Australien 


Handelsflotte der Bundesrepublik 
Seit dem 3. April 1951 ist der Bau deut- 


scher Handelsschiffe frei von den Fesseln, 
die in den vergangenen sechs Jahren die 
deutsche Flagge so gut wie völlig aus dem 
Wettbewerb der seefahrenden Nationen aus- 
geschaltet haben. 

Die Tonnage der wichtigsten Handelsflotten 
betrug in Millionen Tonnen unter Berück- 
sichtigung der Einheiten über 100 Tonnen: 

1914 1939 1950 


Großbritannien 19,2 17,9 18,2 
(V. Kgr. mit N. Irl.) 

Deutschland 5,4 4,4 0,75 
(Bundesrep.) 

USA 2,9 9,3 27,9 
Norwegen 2,5 4,8 5,4 
Panama — 0,7 353 
Frankreich 2,3 2,9 3,2 
Japan 1,7 5,6 1,8 
Italien 1,6 3,4 2,5 
Niederlande 1,4 2,9 Sal 
Schweden 1,1 155 2,0 
Griechenland 0,8 7 1,2 
Sowjetunion _- — 21 


Da im Augenblick der Freigabe des Schiff- 
baus in Deutschland rund 200 000 t auf Sta- 
pel lagen und nunmehr die Kapazität der 
verbliebenen Werften bis zur Grenze der 
Leistungsfähigkeit in Anspruch genommen 
werden dürfte, ist noch in diesem Jahre eine 
Überschreitung der Millionengrenze für die 
deutsche Handelstonnage zu erwarten. 


S. H.E. 
Quelle: Lloyd’s Register of Shipping. 


Öl in Österreich 


In der Nacht vom 9. zum 10. Mai war der 
Himmel über Wien blutrot. Bei Matzen in 
Niederösterreich, wo schon 14 Tage lang 


Birobidshan Malaya 
Estland Indochina 
Ungarn China 
Syrien Argentinien 
Pakistan Mexiko 


Erdgas in Brand stand, hatten die Flammen 
auch auf das Öl übergegriffen. Eine Flammen- 
säule schoß 45m hoch. Über dem ganzen 
Gebiet hingen schwarze Rauchwolken. Fach- 
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NEMERDEERR 
Zistersdort N 


ORSSWERRORSERIZGHE] 
Matzen 
Bockfließ 


leute sind der Ansicht, daß die wiederholten 
wilden Öl- und Gaseruptionen nordöstlich 
Wiens den technischen Fähigkeiten der sowje- 
tischen Bohringenieure ein wenig gutes Zeug- 
nis ausstellen. Im August 1950 war der Schein 
eines großen Brandes auf dem slowakischen 
Ölfeld Malacky über eine Entfernung von 
65 km in Wien sichtbar, im November 1950 
versank ein Bohrturm bei Matzen im Krater 
eines wilden Gasausbruchs. 


Die Erdölfelder Niederösterreichs sind 
während des Zweiten Weltkriegs stark ent- 
wickelt worden. Ihre Vorräte werden auf 11 
Millionen Tonnen geschätzt. Zistersdorf ins- 
besondere war ein fester Begriff in der deut- 
schen Kriegswirtschaft. Die sowjetische Be- 
satzungsmacht hat die Verwaltung der 
Ölfelder durch ihre Gesellschaft SMOA mit 
dem Generaldirektor Wladimir Titschomirow 
übernommen und sich mit der Begründung, 
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das Werk sei reichsdeutsches Eigentum, in 
den Besitz der Raffinerie in der Lobau ost- 
wärts Wien gesetzt, die rechtsmäßig den bei- 
den Gesellschaften Socony Vacuum und Shell 
gemeinsam gehört, (sie haben sich zur „Roh- 
öl-Gewinnungs-A.G.“ zusammengeschlossen). 
Die westlichen Alliierten gestanden den $o- 
wjets den Besitz von 60 Prozent der Felder 
zu. Die Sowjets erschlossen 1949 das Feld bei 
Matzen. Am 1. Mai wurde bekanntgegeben, 
daß Bohrungen bei Bockfließ am Nordrand 
des Marchfeldes erfolgreich verlaufen waren. 
Für die Produktion einiger Quellen zahlt die 


SMOA eine Summe weit unter dem Welt-, 


marktpreis an Shell und Vacuum und die 
kanadische Firma Van Sickle. (Van Sickle 
hofft auf Grund von Bohrungen im Frühjahr 
1951, in der Steiermark außerhalb des sowje- 
tischen Machtbereichs neue Ölquellen er- 
schließen zu können.) 

Quellen: Alfred M. Stahmer: „Erdöl, Mächte und Pro- 
bleme“, Kevelaer 1950. Erdölinformationsdienst, Ham- 
burg, Jg. IV, 8—48. World Oil, International Opera- 


tions Issue, Juli 1949. Contemporary Review, London, 
März 1951: Russian Exploitation of Austria. 


Abermals amerikanische Besagung auf Island 


Vom Ersten Weltkrieg wurde Island kaum 
berührt. Am 1. Dezember 1918 erlangte die 
Insel die Stellung eines souveränen Staates, 
der nur in Personalunion mit dem König- 
reich Dänemark verbunden war. 


Im Zweiten Weltkrieg folgte der deutschen 
Besetzung Dänemarks und Norwegens am 
9. April 1940 die Besetzung Islands durch 
britische Truppen am 10.Mai. Den Vereinigten 
Staaten schien die Lage der Insel wichtig für die 
Sicherung der Pacht- und Leihlieferungen an 
England. Nachdem sie den Dänen bereits im 
April 1941 die Verteidigung Grönlands aus 


den Händen genommen hatten, lösten sie am! 


7. Juli 1941 die britischen Truppen durch 
eigene Verbände ab. (Dabei traten die USA 
erst im Dezember 1941 in den Krieg ein!) 
Präsident Roosevelt erließ am Tage der Be- 
setzung eine Botschaft an den Kongreß: 
„Wir haben dem isländischen Volk die Zu- 
sicherung gegeben, daß wir unmittelbar nach 
Beendigung des gegenwärtigen Ausnahmezu- 
standes alle amerikanischen Streitkräfte so- 
fort zurückziehen und der Bevölkerung Is- 
lands und seiner Regierung die volle sou- 
veräne Kontrolle ihres 
überlassen werden“. 


eigenen Landes 


Berichte 


Während des Krieges errichteten die Ame- | 
rikaner auf Island 18 Wetter- und Radar- 


stationen. Sie bauten den Flugplatz Meeks- 
field zu einer der größten Luftlandeanlagen 
der Welt aus. Die Insel wurde zu einer Zwi- 
schenstation für die Luftverbindung wach 
England und für die Seeverbindung nach 


Murmansk-Archangelsk. Sie war ein wichtiger | 


Stützpunkt für die Schlacht im Atlantik. 
Immer wieder wurden Gerüchte über stär- 
kere amerikanische Truppenzusammenzie- 
hungen auf Island ausgestreut, um deutsche 
Truppen angesichts einer angeblich drohen- 
den Invasion Nordnorwegens zu binden. Noch 
während des Krieges löste Island die Union 


mit Dänemark. Am 17. Juni 1944 wurde es | 


Republik. 


Nach Kriegsende sprachen die Vereinigten 
Staaten den Wunsch aus, ihren Stützpunkt 
auf der Insel für die Dauer der militärischen 
Besetzung Deutschlands behalten zu dürfen. 
Die Isländer waren mit einer Verlängerung 
der amerikanischen Besetzung nicht einver- 
standen. Nach längeren diplomatischen Ver- 
handlungen gab das amerikanische Außenamt 
am 21. September 1946 bekannt, daß die 
Vereinigten Staaten bereit seien, die Luft- 


stützpunkte auf Island zu entmilitarisieren 


und ihre Truppen innerhalb von sechs Mo- 
naten zurückzuziehen. Andererseits kam aber 
am 5. Oktober 1946 ein Abkommen zustande, 
das den amerikanischen Wünschen weit- 
gehend Rechnung trug. Es sah vor, daß Is- 
land den Flughafen von Meeksfield den 
American Overseas Airlines unter dem Na- 
men Keflavik Airport auf mehrere Jahre, 
leihweise überlassen sollte. Eine Landung von 
Militärflugzeugen in Keflavik sollte danach 
nur noch in solchen Fällen erlaubt sein, wo 
es sich um Transporte für die amerikanischen 
Truppen in Deutschland handelte. Der Flug- 
hafen kam unter zivile Verwaltung. Der 
vorherige amerikanische Horstkommandant 
wurde als Zivilbeamter Direktor der Iceland 
Airport Corporation. Am 9. April 1947 ver- 
ließen die letzten amerikanischen Truppen 
die Insel, die während des Krieges eine Be- 
satzung von 45 000 Mann gesehen hatte — 
bei einer Bevölkerung von 130000 Kin- 
wohnern. 


Als sich Island 1949 dem Atlantikpakt an- 
schloß, gab es im Alting 37 Jastimmen, 13 
Neinstimmen und 2 Enthaltungen. Da Island 


selbst über keine Truppen und Verteidi- 


gungsanlagen verfügt, war es eine Frage, wer 


den militärischen Schutz der Insel in Zukunft 
übernehmen sollte. Die Regierung berief nach 
dem Abschluß des dänisch-amerikanischen 
Abkommens über Grönland vom 27. April 
1951 die nichtkommunistischen Vertreter des 
Altings zu geheimen Besprechungen. Es kam 


zu vollkommener Einigkeit der Auffassun- 


gen über die notwendigen Schritte, und am 
5. Mai 1951 unterzeichneten der isländische 


Außenminister Benediktsson und der ameri- 


kanische Gesandte Lawson in Reykjavik ein 
Abkommen, das die militärische Sicherung 
der Insel festlegte. In der Präambel wurde 
festgestellt, die Organisation des Atlantik- 
 pakts habe mit Rücksicht auf die gespannte 
internationale Lage gewünscht, daß die USA 


und Island gemeinsam die Verteidigung der 


Insel einrichten sollten. In Artikel 5 ver- 
sprachen die Vereinigten Staaten ausdrück- 
lich, in keiner Weise in die isländische Innen- 
politik einzugreifen. Am Tag der Unterzeich- 
_ nung landeten 500 Amerikaner als erste 
Welle auf dem Flugplatz Keflavik, um die 
dortigen Nissenhütten zu beziehen. In den 
nächsten drei Monaten sollen weitere 4500 
Mann kommen. BrigadegeneralE.C.MacGaw 
machte dem Staatsminister Steinthorsson 
seine Aufwartung. 


Die Kommunistische Partei Islands läuft 
gegen den „Verrat des Landes durch die Re- 
‘ gierung“ Sturm. Die schwedische Presse be- 
fürchtet eine Verschärfung der Gegensätze 
im Nordatlantik und mögliche Gegenzüge 
der Sowjetunion. Auch die finnische Presse 
äußert sich mit Befremden darüber, daß Is- 
land „mitten im Frieden durch eine verbün- 
dete Schutz- und Großmacht praktisch okku- 
piert“ worden sei. Alle militärischen Kom- 
mentare in Skandinavien sind sich darüber 
einig, daß Island im Rahmen einer globalen 
Luftstrategie als Zwischenlandungsplatz und 
als selbständige Basis eine große Bedeutung 
zukommt und daß die Insel auch einen idea- 
len Stützpunkt für die Bekämpfung einer 
sowjetrussischen UBoot-Offensive im Atlan- 
tik darstellen würde. Von Island aus könnten 
die amerikanischen Fernbomber vom Typ 
B36 Ziele im gesamten europäischen Teil 
der Sowjetunion und in weiten Teilen Sibi- 
riens erreichen. Schon die kleinen B29 
könnten von der Insel aus das europäische 
_ Rußland und das Industriegebiet am Ural 


fli ö 
re Richard Frankenberg 
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Die Sprachenfrage im Elsaß 


Am 22. April forderte in der französischen 
Nationalversammlung der oberelsässische 
Abgeordnete Fonlupt-Esperaber (M.R.P.) 
die Wiedereinführung des Deutschunter- 
richtes in den Oberklassen der elsässischen 
und lothringischen Volksschulen. Der loth- 
ringische Kommunist Rosenblatt unterstützte 
den Antrag und betonte, daß die große Mehr- 
heit der Bevölkerung an der Verteidigung 
der Muttersprache festhalte. Die Kinder sän- 
gen zwar in der Schule, aber sie verstünden 
nicht, was gesungen würde. Über Fonlupts 
Antrag hinaus forderte Rosenblatt die Wie- 
derherstellung der Zustände vor dem Zwei- 
ten Weltkrieg. Obgleich der Unterrichtsmini- 
ster die Rückverweisung des Antrages an den 
Ausschuß forderte, nahm ihn die Versamm- 
lung mit 372 gegen 174 Stimmen an. 


Werner Wittich hat vor 40 Jahren das El- 
saß „das klassische Land der Schule“ genannt. 
Er dachte dabei mehr an die Blüte des el- 
sässischen Schulwesens im Spätmittelalter 
und der Reformationszeit als an die Sprach- 
fragen, die im letzten Jahrhundert der el- 
sässischen Schule eine besondere Stellung 
gaben. Hatte in den Jahrzehnten vor 1870 
eine zunehmende Französierung eingesetzt, 
so stellte sich die deutsche Regierung zu- 
nächst auf den Standpunkt, daß der Unter- 
richt in der Muttersprache erteilt werden 
müsse. Erst später wurde auch in französisch- 
sprechenden Gemeinden die deutsche Unter- 
richtssprache eingeführt, doch blieb in den 
gemischtsprachigen Gebieten französischer 
Unterricht in allen Klassen der Volksschule 
erhalten, auch der Religionsunterricht wurde 
in der Muttersprache gegeben. Die Forderung 
des Landesauschusses (1909) auf Einführung 
französischen Sprachunterrichts in allen 
Schulen des Landes wurde abgelehnt. Auch 
im Ersten Weltkrieg wurde der Unterricht 
des Französischen nicht eingeschränkt. 


Nach 1918 wurde sofort in allen Schulen 
Französisch Unterrichtssprache. Französische 
Lehrer, die kein Deutsch verstanden, unter- 
richteten die elsässischen Kinder, die kein 
Französisch verstanden, nach der „methode 
directe“. Nicht viel besser war es, wenn die 
elsässischen Lehrer, die vielfach nur wenig 
Französisch konnten, den Unterricht über- 
nahmen. Erst von 1920 ab wurde der Deutsch- 
unterricht vom 3. Volksschuljahr an freige- 
geben. Es wurden ihm 7 Stunden (3 Stunden 
Sprache, 4 Stunden Religion) vorbehalten. 
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Die Folge war ein rasches Absinken des Bil- 
dungsstandes. Die Straßburger Handwerks- 
kammer mußte 1926 feststellen, daß die 
Kenntnis des Französischen zwar bei den 
Lehrlingen in den Städten Fortschritte mache, 
auf dem Lande aber ganz ungenügend sei. 
Die Kenntnis des Deutschen nehme ab, und 
die Bewerber bei der Gesellenprüfung könn- 
ten weder richtig Deutsch noch genügend 
Französisch, so daß sie sich nur im Dialekt 
auszudrücken vermochten. Dies bedinge aber 
auch ein Absinken der Kenntnisse in den 
übrigen Fächern. Obwohl fast alle elsässi- 
schen Abgeordneten und Organisationen im- 
mer wieder eine Verstärkung des Deutsch- 
unterrichtes forderten, änderte sich an der 
1920 eingeführten Regelung in der Folge 
kaum etwas. Die Umgangssprache im Elsaß 
war der alemannischeDialekt. Deutsch wurde 
in der Volksschule als Fremdsprache mit so 
geringer Stundenzahl unterrichtet, daß eine 
wirkliche Beherrschung der Schriftsprache 
nicht möglich war, aber auch die Kenntnisse 
im Französischen blieben ungenügend, da 
seine Anwendung auf die Schule beschränkt 
war. 


Der Zweite Weltkrieg führte zu radikalen 
Lösungen. Bei der deutschen Wiederbeset- 


zung des Landes wurde jeder Französisch- 


unterricht, auch in den gemischtsprachigen 
Gebieten der Vogesen, verboten, ebenso 
verboten die Franzosen nach 1944 jeden 
Deutschunterricht. Selbst wenn dem Antrag 
Fonlupt von der Regierung stattgegeben 
würde, bliebe es also dabei, daß die Kinder 
von Jugend auf in einer Sprache unterrichtet 
werden, die sie daheim und im täglichen Le- 
ben nicht sprechen, daß ihre Muttersprache 
ihnen im Schulwesen nur als Fremdsprache 
mit geringer Stundenzahl begegnet. 


Italienische Auswanderung 


Das Kernproblem Italiens ist die Übervöl- 
kerung. Nur von ihm aus läßt sich die Hin- 
wendung der’ Massen zum Kommunismus 
oder Faschismus verstehen. Von ihm aus er- 
geben sich die drei vordringlichen Aufgaben 
der italienischen Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik: Bodenreform, Industrialisierung (ein- 
schließlich der Rohstoff- und Kapitalbeschaf- 
fung, der Hebung des Inlandkonsums und 
des Exports) und Auswanderung (in eigene 
Kolonien oder fremde Länder). 


Während angelsächsische und italienische 
Liberale den Rat zur freiwilligen Geburten- 
beschränkung geben, rechnet die wissen- 
schaftliche Statistik aus, daß die italienische | 
Bevölkerungsbewegung sich allmählich dem 
mittel- und westeuropäischen Bild anpaßt: | 
Geburten- und Sterberaten sinken. Mit der| 
nicht unbestrittenen Methode der Vorausbe- | 
rechnung wird festgestellt, daß die italieni- 
sche Gesamtbevölkerung, die heute 46,3 
Millionen beträgt, in etwa 20 Jahren bei 
einer Zahl um 48 oder 49 Millionen stehen- | 
bleiben wird. | 


Dieser Trost, falls es einer ist, löst aber 
nicht das gegenwärtige Problem. Seit dem | 
Ende des Zweiten Weltkrieges sind ungefähr | 
150 000 Italiener jährlich ausgewandert. Ita- | 
lien wünscht im Grunde eine Lösung der 
Augenblicksfrage im großen Stil durch eine | 
Organisation, die nach dem Muster der IRO | 
in kurzer Frist größere Menschenmengen 
umsiedeln kann. Es trug diesen Wunsch im 
Juli 1950 bei einer Dreimächtekonferenz in 
Paris seinen britischen und französischen 
Gesprächspartnern vor, ohne daß es bisher 
sichtbaren Erfolg gehabt hätte. Es schloß 
1950 ein Abkommen mit Brasilien, nach dem 
die im Kriege eingefrorenen italienischen 
Guthaben für die Ansiedlung italienischer 
Auswanderer benutzt werden sollen. Unter 
dem Patronat der ECA schickte Italien 1950 
Sonderdelegationen zur technischen Vorbe- 
reitung größerer Ansiedlungsprojekte nach 
Brasilien und Venezuela und plante ähnliche 
Maßnahmen in bezug auf Paraguay, Mexiko, 
Kolumbien und Ekuador. Die italienische Re- 
gierung bemüht sich bis jetzt vergeblich um 
eine Erhöhung ihrer Einwanderungsquote in 
die USA (jährlich 5802 Personen, von denen 
noch eine Anzahl auf Griechenland übertra- 
gen werden muß, seitdem der Dodekanes an 
Griechenland abgetreten wurde), mindestens 
um eine nachträgliche Erfüllung der Quoten 
aus den Kriegsjahren. 


Seit dem Beginn der europäischen Wieder- 
aufrüstung erhofft Italien Möglichkeiten für 
seine Facharbeiter in den Industriestaaten 
Westeuropas, die bei der Vollbeschäftigung 
der eigenen Staatsangehörigen ihr Produk- 
tionspotential nicht ganz ausnutzen können. 
1951 sollen 125 000 italienische Arbeitslose 
nach Frankreich, Belgien und Großbritan-. 
nien auswandern. Belgien schickt zweimal 
wöchentlich Sonderzüge zur Abholung von 
Arbeitswilligen für seine Gruben. Transfer- 


— möglichkeiten für den Lebensunterhalt der 


 zurückbleibenden Familie bestehen. Seit 


Kriegsende sind 90 000 Italiener unter zwei- 
jährigen Kontrakten in die belgischen Berg- 
werke gegangen, gegenwärtig befinden sich 
35 000 in Belgien, die zum größten Teil ihre 
Verträge verlängern lassen. 

Nach England wurden seit Kriegsende 350 
Italiener in die Waliser Eisenblechfabriken 
und eine größere Zahl von Mädchen in die 
Textilfabriken Lancashires vermittelt. Die 
britischen Bergarbeitergewerkschaften da- 
gegen wehrten sich gegen die Anwerbung von 
Italienern, obwohl die britischen Arbeits- 
kräfte in den Gruben knapp sind. Das Pro- 
blem wurde während des Besuches des italie- 
nischen Ministerpräsidenten in London 
Anfang März 1951 erneut angeschnitten. Am 
Karfreitag traf eine britische Auswahlkom- 
mission in Mailand ein. Bis Jahresende sollen 
3000 Bergleute nach England gehen, das ist 
sowohl vom Standpunkt des Arbeitermangels 
in den britischen Bergwerken als auch der 
italienischen Arbeitslosigkeit aus nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein. In der Woche 
vor Palmsonntag wurden von einer einzelnen 
britischen Firma 700 italienische Bergarbei- 
ter angeworben. Das Urteil der italienischen 
Arbeiter über England lautet bis jetzt: „Lots 
of work and lots of pay, but little sun and 
little fun“, während es in Italien umgekehrt 
war. In England warten die Gewerkschaften 
mißtrauisch ab. 


Baumwolle in Uganda 


Der britische Kolonialminister Griffiths 
besuchte im Mai das Protektorat Uganda im 
Inneren Ostafrikas. Für die 5 Millionen Ein- 
wohner Ugandas ist Baumwolle das wich- 
tigste Landesprodukt, sie bringt 17 von den 
23 Millionen £ des Exportwertes ein, geht in 
erster Linie nach Indien, in zweiter nach 
Großbritannien. Das Baumwollanbaugebiet 
von etwa 750000 Hektar gehört ganz 
den Eingeborenen, die Entkernungsbetriebe 
gehören eingewanderten Indern. Anbau 
und Verarbeitung erfolgen mit veralte- 
ten Methoden und liegen weit unter dem 
Leistungsdurchschnitt in anderen Ländern. 
Korrupte Zwischenhändler betrügen die An- 
bauer. Ein staatlicher Marktverband setzt 
die Preise unter der Weltmarkthöhe fest und 
- hält die Differenz zum Weltmarktpreis als 
Reserve für den Fall eines Preissturzes, er- 
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regt dadurch bei den Eingeborenen und den 
Indern Unwillen. Die Verwaltung will den 
Inlandspreis nicht höher steigen lassen, um 
keinen Anreiz zur weiteren Umwandlung 
von der Lebensmittelproduktion zum Baum- 
wollanbau zu geben. Der Verband Afrikani- 
scher Farmer erließ einen Aufruf mit dem 
Schluß: „Jeder Eingeborene Ugandas muß 
schwören, daß ihm der Tod lieber ist als das 
Wegschenken des Reichtums seiner ange- 
stammten Heimat“. 

Es kommt darauf an, das Mißtrauen der 
Eingeborenen durch ihre Einschaltung in den 
Verarbeitungsprozeß zu überwinden. Am 
Abend vor der Ankunft des Ministers ließ 
der Gouverneur den Vorsitzenden des Far- 
merverbandes, der unter Polizeiaufsicht in 
einer entlegenen Provinz leben mußte, in 
seine Heimat zurückkehren. Der Kolonial- 
minister erklärte während seines Besuchs, 
das einzig mögliche Ziel für Uganda sei die 
Selbstregierung. Er bezeichnete die Verstaat- 
lichung der Verarbeitungsbetriebe und der 
Ausfuhr als durchaus möglich. 


Bastion Grönland 


Am 27. April unterzeichneten in Kopen- 
hagen der dänische Außenminister Ole Björn 
Kraft und die amerikanische Botschafterin 
Frau Eugenie Anderson ein Abkommen über 
die Stellung der dänischen Kolonie Grön- 
land im Atlantikpakt. Ein dänischer Offizier 
soll die örtliche Verteidigung in Grönland 
leiten, der amerikanische Marinestützpunkt 
Groennedal soll unter dänischen Befehl 
kommen, jedoch allen Flotten der Atlantik- 
paktmächte offenstehen. Neue Verteidigungs- 
bezirke können dänischen oder amerikani- 
schen Offizieren unterstellt werden, jeweils 
tritt ein Verbindungsoffizer der anderen 
Wehrmacht in den Stab des Kommandanten. 
Die USA verpflichten sich zur Beachtung der 
dänischen Gesetze und zum Schutz der Ein- 
geborenen. 

Der Vertrag erneuert die Abmachungen, 
die 1941 zwischen den USA und Dänemark 
geschlossen wurden. Die Luftstützpunkte sol- 
len weiter von den USA aus betrieben wer- 
den. Soweit sie Dänemark im Sommer 1950 
übernommen hat, kehren sie unter amerika- 
nischen Befehl zurück. 


Quelle: „Le Groenland“, La Documentation frangaise 
no. 1431, 9. Februar 1951. 
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Korea und die öffentliche Meinung Amerikas 


Die Zeitung Arizona Republic veranstal- 
tete ein Preisausschreiben für Karikaturisten, 
bei dem sowohl der Künstler als auch die 
Preisrichter durch die Wahl und Behandlung 
des Stoffes bei der preisgekrönten Karikatur 
zeigten, wie ein Teil der öffentlichen Mei- 
nung Amerikas über den Koreakrieg denkt: 


ER Ze 
Res-MaunınsH 


Bis zum 11. Mai 1951 hatten die amerika- 
nischen Truppen in Korea 11112 Tote, 10905 
Vermißte und 43506 Verwundete. 


Pazifischer Pakt 


Am 8. Februar 1951 suchte der neusee- 
ländische Ministerpräsident Holland in Be- 
gleitung des Außenministers Acheson Präsi- 
dent Truman auf. Er erklärte den Ameri- 
kanern, Neuseeland mache sich ebenso wie 
Australien Sorge, daß ein wiedererstarktes 
Japan sich noch einmal aggressiv in die 
Südsee wenden könne. Es suche eine ameri- 


Fidschi I? 
Suva Aitutaki 
En nn ! O8 Be 


i oO 
oumea Nukualofa Tahiti 
Tonga 


160° w.L. 


1 

kanische Garantie gegen diese Möglichkeit. 
Die Unterhaltung über diese Frage wurde 
fortgesetzt, als der Sonderbeauftragte John 
Foster Dulles in Canberra mit dem austra- 
lischen Außenminister Spender und seinem | 
neuseeländischen Kollegen Doidge Mitte Fe- 
bruar verhandelte und als er auf dem Heim- 


-weg noch einmal in Neuseeland Station | 


machte. Die Amerikaner scheuten vor den 
großen Verpflichtungen eines Regionalpaktes 
für den gesamten pazifischen Bereich, wäh- 
rend die kleinste Anliegernation europäi- 
scher Herkunft, Neuseeland, mit seinen 
nicht einmal zwei Millionen Einwohnern, 
Halt an Amerika suchte. 

Am 18. April verkündete Präsident Tru- 
man, daß die Vereinigten Staaten zur Garan- 
tie der Sicherheit Australiens und Neusee- 
lands bereit seien. Der Sonderberater John 
Foster Dulles wurde mit der Vorbereitung 
eines Abkommens beauftragt. 


Südpazifikflug 


ae 

Der australische Luftfahrtminister White 
sagte am 13. März: „Die Besatzung beginnt 
den letzten Weltflug über unkartiertes Ge- 
biet“, als er ein Catalina-Flugboot in Rose 
Bay, einer Hafenbucht der Förde von Syd- 
ney, verabschiedete. Die Maschine flog über 
Neukaledonien, Fidschi, Tonga, Tahiti, Pit- 
cairn, die Osterinsel nach Valparaiso in 
Chile. Das Flugboot kam am 26. März in 
Quintero, ungefähr 25 km nördlich von Val- 
paraiso, an. - 

Durch das Schwergewicht der nördlichen 
Hemisphäre in wirtschaftlicher und politi- 
scher Hinsicht wird oft übersehen, daß der 
nächste Weg über den Stillen Ozean von 
Australien nicht über Hawaii nach Panama 
oder San Franzisko führt, sondern nach 
Südamerika. Der Südpazifik ist ein verkehrs- 
leerer Raum geworden, nachdem die Segel- 
schiffe nicht mehr um Kap Horn fuhren, son- 
dern die-Dampfer durch den Panamakanal. 
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besonders wichtig, in der Spannungen ge- 
fährlichster Art den Nordpazifik erfüllen. 
Es liegt nahe, auf der stillen Südseite der 
Erde einen Ersatzweg für den lebenswich- 
tigen Verkehr zu suchen. 


* 


Das Ende Birobidshans 


Im November 1950 ging bei einem seit 


1934 in New York arbeitenden Hilfskomitee 


für das jüdische autonome Gebiet Birobidshan 


‘ein Telegramm des Regierungschefs von 
Birobidshan, Lew Jefremowitsch Benkowiitsch, 


ein, das um Einstellung der Hilfsmaßnahmen 
ersuchte, die nicht mehr nötig seien. Im 
März 1951 gab die Zeitung Haaretz in Tel 
Aviv den Inhalt eines Berichts bekannt, den 
der Sekretär der Kommunistischen Partei 
Birobidshans, Pawel Wassiljewitsch Simo- 
now, vor dem Parteikongreß des Gaues 
Chabarowsk gehalten hat. Danach will die 
Sowjetregierung ihre Bemühungen um die 
‘geschlossene Ansiedlung von Juden in Biro- 
bidshan nicht weiter fortsetzen. Noch 1947 


und 1948 siedelten die Behörden zahlreiche 


Juden aus der Ukraine und anderen west- 
lichen Landesteilen nach Birobidshan um, 
so daß der jüdische Anteil in Birobidshan von 
knapp 30 000 bei einer Gesamtbevölkerung 
von 108 000 im Jahre 1939 auf 42 000 bei 
einer Gesamtbevölkerung von 140 000 heute 
gestiegen ist. 

‘Vor der Einstellung des Siedlungsplanes 
fand eine große Säuberung der Partei statt, 
der zahlreiche jüdische Funktionäre und die 
letzte jiddische Zeitung der Sowjetunion 
zum Opfer fielen. Diejenigen Juden der So- 
wjetunion, die eine nationale Heimstätte im 
kommunistischen Machtbereich der Auswan- 
derung nach Israel vorzogen, waren von der 
Gründung des autonomen Gebiets im Jahre 
1928 an mit den wirtschaftlichen Möglich- 
keiten der armen und unerschlossenen Land- 
schaft an Amur und Bira unzufrieden. Nur 
die antisemitische Unterströmung, die seit 
den großen Säuberungsaktionen gegen die 
alten Bolschewiken deutlich spürbar war, 
trieb einzelne jüdische Gruppen zur Ansied- 
lung in Ostsibirien. Während der Zwangs- 
deportationen aus Weißrußland und der 
Ukraine nach dem Zweiten Weltkrieg wur- 
den die überzeugten Zionisten ausgesondert 
und nicht nach Birobidshan, sondern an die 
Eismeerküste gebracht. 


Die Sowjetunion ist nicht nur antizioni- 
stisch, sondern sie weigert sich neuerdings, 
die Juden als besondere Nationalität anzu- 
erkennen. Sie schloß 1949 die Jiddische Ver- 
lagsanstalt, sie hob die jüdischen Schulen auf. 
Sie sperrt die Auswanderung nach Israel. 
Der Kampf gegen den Modernismus in der 
Kunst, den „Kosmopolitismus“, richtet sich 
in hohem Maße gegen Juden. Der Zionismus 
ist heute nicht nur als nationalistische „Ab- 
weichung“ gefährlich, sondern auch als 
Brücke zum Westen. 


Außerdem kommt es angesichts der Ereig- 
nisse in Ostasien darauf an, die Verhältnisse 


in Ostsibiren klar zu ordnen. Sachalin ein- 


schließlich der den Japanern weggenom- 
menen Südhälfte wurde als selbständiges 
Gebiet aus dem Gau Chabarowsk herausge- 
nommen, ebenso am 2. August 1948 ein be- 
sonderes Amurgebiet. An einer Grenze, die 
gefährdet werden kann, will die Sowjetunion 
keineswegs eine „Heimstätte“ für Gruppen 
erhalten, auf die sie sich nicht unbedingt 
verlassen kann. 

Quellen: Isaac Perlmutter: The End of Birobidjan, in 
East Europe and Soviet Russia, Bd. VII, Nr. 330, 


10. V. 1951; Harry Schwartz: Soviet Gives Up Jewish 
Homeland, in New York Times, 22. IV. 1951. 


Krise der Sowjetherrschaft in Estland 


Die innerpolitische Situation im sowjetisch 
besetzten Estland scheint sich wesentlich ver- 
schärft zu haben. Der laue Verlauf des Wahl- 
kampfes zum Obersten Sowjet der Estnischen 
Sozialistischen Sowjetrepublik hatte bereits 
Ende Februar zu einer Ersetzung des Pro- 
pagandasekretärs Alexander Kelberg durch 
Leonid Lenisman geführt. Im März wurde 
der Innenminister Resew abgesetzt. Bald 
darauf wurde auch der Ministerpräsident 
Arnold Veimer seines Amtes enthoben. Sein 
Nachfolger wurde der Stellvertretende Mi- 
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nisterpräsident und ehemalige Parteisekre- 
tär Aleksei Müürisepp. (Mit Veimer schied 
der letzte der alten estnischen Kommunisten 
aus der Regierung aus. Er war zur Zeit der 
estnischen Selbständigkeit wegen kommuni- 
stischer Agitation zu einer längeren Gefäng- 
nisstrafe verurteilt worden. Bei der ersten 
Besetzung Estlands durch die Sowjets 1940 
wurde er Industriekommissar, bei der zwei- 
ten Besetzung 1944 Vorsitzender des Rates 
der Volkskommissare). 

Weitere Umbesetzungen wurden vom VI. 
Parteikongreß der KP Estlands vorgenom- 
men, der vom 11. bis 14. April in Reval statt- 
fand und völlig im Zeichen des Kampfes mit 
dem „bourgeoisen Nationalismus“ und „reak- 
tionären Kulakentum“ stand. 461 Delegierte 
(davon 51 mit beratender Stimme) nahmen 
teil, die im Februar auf den örtlichen Partei- 
konferenzen der 39 Bezirke (Rayone) und 
5 republik-unmittelbaren, also bezirksfreien 
Städte — Reval, Dorpat, Narva, Pernau und 
Kochtel — nominiert worden waren. 

Von dem Parteikongreß wurde ein neues 
Zentralkomitee gewählt, das die Neubeset- 
zung der Vollzugsorgane (Polit- und Org- 
büro, Sekretariat, Parteikontrollkommission) 
vornahm. Erster Sekretär wurde erneut Iwan 
G. Käbin, der während der Säuberungen im 
April 1950 Nachfolger des langjährigen Ge- 
neralsekretärs der KP Estlands, Karotamm, 
geworden war. Zweiter Sekretär wurde 
Wassili W. Kossow. Zu weiteren Sekretären 
wurden Dmitri M. Kusmin, Leonid N. Lents- 
man, $S. A. Derjabin und Villem I. Kuusik 
bestimmt. Mitglieder des Politbüros wurden 
außer den sechs Sekretären der Vorsitzende 
des Obersten Sowjets August Jakobson, der 
Ministerpräsident Aleksei Müürisepp, der 
Minister für Staatssicherheit Valentin Mos- 
kalenko, Pawel Harlamow und der bisherige 
Parteisekretär Alexander Jaanus. Mit Aus- 
nahme des nominellen Staatsoberhaupts So- 
wjet-Estlands, Jakobson, sind alle übrigen 
Politbüromitglieder entweder Russen oder 
russifizierte Esten. 

In seinem Tätigkeitsbericht machte der 
Generalsekretär Käbin die Mitteilung, daß 
der Umfang der Industrieproduktion Est- 
lands im Jahre 1950 das dreieinhalbfache 
des Vorkriegsstandes betragen habe. Die 
Kollektivierung der Landwirtschaft sei 
im wesentlichen abgeschlossen. Ende 1949 
seien erst 4,6 v.H. der Bauernhöfe kollekti- 
viert gewesen, nunmehr sei bereits der Satz 
von 90 Prozent überschritten worden. Wei- 


tere Anstrengungen müßten gemacht werden, 7 
um die jungen Kolchosen zu festigen und die h 
Kollektivierung weiter zu treiben. Die Partei 
müsse für eine leistungsfähige Verwaltung, 
eine zweckmäßige Organisation der Kolchos- 
arbeit und die Bereitstellung der notwen- 
digen Kader Sorge tragen. Daß der Kollek- 
tivisierungsprozeß auf aktiven Widerstand 
sämtlicher Bevölkerungsschichten in Est- 
land gestoßen ist, ließen die weiteren Aus- 
führungen Käbins erkennen, in denen er be- 
sonders hervorhob, daß es im vergangenen 
Jahr gelungen sei, zahlreiche bürgerlich- 
nationalistische Elemente zu entlarven und 
aus staatlichen, wirtschaftlichen und kultu- 
rellen Ämtern zu entfernen. An ihre Stelle 
seien von der Partei neue Kader gesetzt wor- 
den. Von mehreren Rednern wurde auf dem 
Parteikongreß die gewaltsame Entfernung 
von „Kulakenelementen“ und „Faschistischen 
Lakaien“ aus den Kolchosen gefordert. Wie 
diese Äußerungen erkennen lassen, scheint 
man auf sowjetischer Seite entschlossen zu 
sein, den passiven Widerstand der estnischen 
Bauern gegebenenfalls mit den gleichen Me- 
thoden zu brechen wie Anfang der dreißiger 
Jahre den der Bauern im Inneren Rußlands. 
Eine Zusammenlegung der kleinen Kollektiv- 
wirtschaften zu Großkolchosen, wie sie seit 
dem Frühjahr 1950 in den Hauptgebieten des 
europäischen Rußland durchgeführt worden 
ist, könnte leicht zu ernsthaften Unruhen 
führen, würde doch die Schaffung solcher 
Latifundien für das Baltikum eine eigenar- 
tige Umkehrung der Geschichte bedeuten. 
Damit würden nämlich praktisch die alten 
Gutswirtschaften wiederhergestellt werden. 
Allerdings mit dem einen großen Unter- 
schied, daß nunmehr an die Stelle der patri- 
archalischen Herrschaft feudaler Landbarone 
das totalitäre und unpersönliche Regime 
bürokratischer Kolchosvögte treten würde. 


Bo. 


Civis Romanus Sum 


Am 1. Mai kehrte der Stellvertretende 
Aufsichtsratsvorsitzende der amerikanischen 
Firma International Telephone & Telegraph 
Corporation, Robert A. Vogeler, nach New 
York zurück, nachdem er am 28. April aus 
siebzehnmonatiger Einzelhaft in Budapest 
entlassen worden war. Bei seinem Abflug von 
Wien am 30. April war der amerikanische - 
Gesandte Walter J. Donnelly auf dem Flug- 


platz Tulln anwesend. 


{ 4 
ee: | 


Vogeler wurde am 18. November 1949 
durch die ungarische Politische Polizei ver- 
haftet und am 21. Februar 1950 zu einer 
Kerkerstrafe von 15 Jahren wegen Spionage 
und Sabotage gegen Ungarn verurteilt. 

Die amerikanische Gesandtschaft verhan- 
delte über seine vorzeitige Freilassung mit 
den ungarischen Behörden. Sie sagte im Auf- 
trag des amerikanischen Außenministeriums 
die Erfüllung von drei ungarischen Forde- 
rungen zu: 1. Erlaubnis zur Wiedereröffnung 
der ungarischen Konsulate in New York und 
Cleveland, die am 15. Januar 1950 geschlos- 
sen worden waren; 2. Erlaubnis zu Besuchs- 
reisen amerikanischer Staatsbürger nach Un- 
garn, die seit dem 20. Dezember 1949 nicht 
mehr gewährt wurde; 3. Rückgabe ungari- 
schen Eigentums, das beim sowjetischen Ein- 
fall nach Ungarn in die spätere amerikani- 
sche Besatzungszone Deutschlands verbracht 
worden war. Die vierte Forderung, die Rück- 
gabe der in Süddeutschland aufbewahrten 
Stefanskrone, erfüllten die Amerikanernicht. 
Schon im Juni 1950 hatten Verhandlungen 
stattgefunden, die aber daran scheiterten, 
daß die Amerikaner ihre Rundfunksendun- 
gen, die sie von München aus in madjarischer 
Sprache nach Ungarn sendeien, nicht aus 
dem Wellenbereich des Budapester Senders 
herausnehmen wollten. Auch das aber ge- 
schah im April 1951. 

Die Zeitung New York Times schrieb zu 
dem Fall am 30. April in ähnlichem Sinne, 
wie sich der britische Außenminister Palmer- 
ston im 19. Jahrhundert für einen höchst 
fragwürdigen Herrn aus Gibraltar eingesetzt 
hatte, der sich in griechischer Haft befand, 
weil er britischer Staatsbürger sei und damit 
sagen könne: Civis Romanus sum: „Sein Fall 
bietet ein gutes Beispiel für die verschiedene 
Bewertung eines Menschenlebens durch eine 
freie Demokratie und eine totalitäre Dikta- 
tur. Für die Vereinigten Staaten handelte es 
sich um einen amerikanischen Staatsbürger, 
für dessen Sicherheit und persönliches Wohl- 
befinden es sich wohl lohnte, die diploma- 
tischen und wirtschaftlichen Konzessionen zu 
machen, die nach Monaten geduldiger Ver- 
handlungen gemacht werden mußten“. 


* 

Am See Tiberias 
Seit dem 15. März wiederholen sich Zwi- 
;chenfälle an der syrisch-israelischen Grenze 


1ördlich und südwestlich des Sees Tiberias. 


;yrische Posten versuchen, Arbeiten in dem 
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Sumpfgebiet von Huleh zu vereiteln, das 
nach syrischer Ansicht neutrales und entmili- 
tarisiertes Niemandsland bleiben muß, bis 
eine vertragliche Regelung die politische An- 
erkennung und die Grenzen Israels regelt. 
Am 3. April überschritten die Syrer die 
Grenze des entmilitarisierten Gebietes, am 
4. April gab es Todesopfer, am 5. April war- 
fen Flugzeuge Israels Bomben auf syrische 
Einheiten bei El Hamma. Seitdem wieder- 
holen sich die Zusammenstöße ebenso wie 
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Kommission in Palästina und die zuständi- 
gen Stellen in Lake Success. 

Syrien erkennt nicht an, daß die Grenze 
Israels mit der Grenze des früheren Mandats- 
gebiets Palästina zusammenfallen soll. Der 
Streit geht um ein wasserreiches Gebiet, das 
bei zweckmäßiger technischer Erschließung 
landwirtschaftlich genutzt werden könnte. 
Israel will die Senke der Huleh-Sümpfe 
trockenlegen, Torf stechen und später Ge- 
treide anbauen. Syrien befürchtet die Ent- 
stehung eines dichtbevölkerten Wirtschafts- 
gebiets, das später ein Übergreifen über die 
Demarkationslinie von 1949 anstreben werde. 
Die jüdischen Genossenschaftssiedlungen er- 
richten nach syrischer Meinung eine militä- 
rische Machtstellung im Grenzgebiet. 

Israel vertrat in Lake Success die Ansicht, 
daß die UNO-Waffenstillstandskommission 
rur militärische, nicht aber politische Fragen 
aufgreifen dürfe. Generalmajor William Ri- 
ley, der Stabschef der Kommission (Ange- 
höriger der amerikanischen Marine-Infan- 
terie), dagegen berief sich auf frühere 
Entscheidungen des UNO - Schlichters Dr. 
Ralph Bunche, die der Kommission auch po- 
litische Verantwortung zuteilten. 
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Pakistans Heer 


In der britisch-indischen Armee hatten die 
überwiegend muslimischen Regimenter, die 
sich aus den Bauernsöhnen des heutigen 
Westpakistan rekrutierten, einen guten mili- 
tärischen Namen. Sie bildeten bei der Teilung 
Indiens im Jahre 1947 den Grundstock für 
die Armee des neuen Dominions Pakistan. 
Zunächst blieben die britischen Ofäziere aus 
der alten kaiserlich indischen Armee unter 
Anstellungsverträgen mit der Regierung des 
neuen Staates. (Es ergab sich die schwierige 
Lage, daß britische Offiziere im ersten Sta- 
dium auch im Heer der neuen Indischen 
Union standen, so daß bei den militärischen 
Spannungen an der Teilungslinie und später 
in Kaschmir die Möglichkeit bestand, daß 
Engländer einen Kampf gegen Engländer 
mindestens vorbereiteten.) 


Am 15. Januar 1951 übergab der britische 
General Sir Douglas Gracey den Oberbefehl 
an Generalleutnant Muhammad Ayub Khan, 
der 1928 die britische Kadettenanstalt Sand- 
hurst verlassen hatte und danach den üb- 
lichen Dienst tat, noch 1946 nur Bataillons- 
kommandeur war. Chef seines Stabes blieb 
zunächst der australische Generalleutnant 
R. C. MeCay. Insgesamt blieben etwa 160 
britische Offiziere: Generalmajor S. Greeves 
als militärischer Berater des Oberbefehls- 
habers, Generalmajor W. H. Kempster als 
Leiter einer Gruppe von Instrukteuren, 
außerdem der Kommandant der Kriegsaka- 
demie in Quetta, die Chefs einiger Lehrab- 
teilungen, eine Gruppe im Oberkommando 
in Rawalpindi und technische Spezialisten. 
Britische Beurteiler erkannten der jungen 
Armee gewisse Vorteile zu: soldatischeEigen- 
schaften bei den Rekruten, ein gutes Kadre 
von Unieroffizieren und Subalternoffizieren 
und die Vermählung alter Traditionen mit 
neuer Begeisterung. Sie hatten jedoch ihre 
Zweifel über die sehr rasch beförderten und 
unerfahrenen Stabsoffiziere und Generale. 


Um 6.30 Uhr früh am 9. März wurde der 
Generalstabschef Generalmajor Akhbar Khan 
in der Garnisonstadt Rawalpindi geweckt, 
um ein Dokument entgegenzunehmen, das 
seine Entlassung aus dem Heer verfügte, 
gleich darauf mit seiner Frau durch die Poli- 
zei verhaftet. Der Ministerpräsident Liaquat 
Ali Khan gab bekannt, daß einige Offiziere 
und hochgestellte Zivilisten Putschpläne vor- 
bereitet hätten, die teils auf persönlichen 
Ehrgeiz, teils auf kommunistische Beeinflus- 
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sung zurückzuführen seien. Akhbar Khan ist 
Pathane und soll die Politik des Ministerprä- 
sidenten in Kaschmir als zu zögernd verur- 
teilt haben. Die Offiziersgruppe hätte gern 
sowjetische Unterstützung gesucht, weil sie 
die Haltung der Westmächte als unfreund- 
lich empfand. In den muslimischen Staaten 
gibt es Berührungspunkte zwischen kommu- 
nistischen Hoffnungen und den Nationalisten‘ 
islamischen Glaubens. Die taktische Gemein- 
samkeit der Feindschaft gegen Großbritan- 
nien stellt zum mindesten vorübergehend 
eine Front her. 4 
Die Ereignisse um diese Verschwörung 
machen deutlich, was Großbritannien verlo- 
ren hat: ein starkes, erpedisiönaher R 
Söldnerheer aus geschulten und erprobten 
Berufssoldaten, die einer Handvoll britischer 
Offiziere blind auf jeden Kriegsschauplatz 
folgten. Stattdessen steht jetzt im Nordwe- 
sten Indiens ein Heer, in dem Offiziersmeu- 
tereien möglich sind, das die Möglichkeit 
eines Krieges mit der Indischen Union im 
Auge behält und daher an der langen Grenze 
vom Meer bis nach Kaschmir gebunden ist, 
zugleich aber auch keine Sicherheit vor den 
afghanischen Glaubensgenossen im Nordwe- 
sten hat. Das starke Menschenpotential der 
Nordwestteile des indischen Subkontinents 
ist gebunden und nicht mehr verfügbar, es 
ist außerdem anfällig für Infiltrationen. 


Der Preis für Indochina i ; 


Am 9. Mai teilte der Minister für die Be- 
ziehungen zu den mit Frankreich verbun- 
denen Staaten Letourneau bei einer Veran- 
staltung der Anglo-American Press Associa- 
tion in Paris mit, daß vom Ausbruch der 
Kämpfe gegen die Viet Minh-Truppen im 
Jahre 1946 bis zum 31. März 1951 in Indo- 
china 9925 Franzosen aus dem Mutterland, 
4893 Fremdenlegionäre, 4762 Soldaten aus 
Nordafrika, 1345 Angehörige von Kolonial- 
truppen aus anderen Teilen Afrikas, 8002 
Indochinesen und rund 1000 Franzosen aus 
Marine und Luftwaffe gefallen seien, in der‘ 
Gesamtzahl seien eiwa 1000 Offiziere einge- 
rechnet. Der franzöische Staat habe bis zu 
demselben Zeitpunkt 700 bis 800 Milliarden 
Franken für den Krieg um Indochina aus- 
geben müssen. Im Mai 1951 seien 51000 
Franzosen, 18 000 Fremdenlegionäre, 26 000 _ 
Nordafrikaner, 15 000 Kolonialsoldaten aus 
anderen Teilen Afrikas, 56 000 Indochinesen 


. 
x 


Er Di | 
Indochina — Malaya — 


und 17 000 französische Angehörige von 
Marine oder Luftwaffe eingesetzt, dazu 
42 000 Mann eingeborene Hilfstruppen, also 
zusammen 225000 Mann im Rahmen der 
französischen Wehrmacht, außerdem 162 000 
Mann eigene Truppen der drei mit Frank- 
reich verbündeten Staaten Viet Nam, Laos 


und Kambodscha. 


Malaya 


Seit zwei- oder dreiviertel Jahren bereiten 
die Kolonien auf der Malaiischen Halbinsel 
Großbritannien schwere Sorgen. Die großen 
Kosten des ständigen Bandenkrieges können 
von der Regierung und den Plantagen nur 
getragen werden, weil die wichtigsten Pro- 
dukte der Kolonien: Gummi und Zinn, Hoch- 
konjunktur haben. Die Tatsache, daß in dem 
urwaldbedeckten Land auch früher schon 
kostspielige Unternehmungen zum Schutz der 
öffentlichen Ordnung nötig waren, ist ein 
schwacher Trost. Früher stand weder ein 
nationalistisches Erwachen der Malaien noch 
die Drohung chinesischer Interventionen hin- 
ter örtlichen Unruhen. Der Traum von 1945, 
man könne nach der „Befreiung“ der Kolo- 
nien von den Japanern ein demokratisches 
Dominion Malaya errichten, läßt sich einst- 
weilen nicht verwirklichen. General Briggs, 
der die militärischen Operationen leitet, läßt 
die vorgesehene Freigabe höherer Stellun- 
gen an Eingeborene aus Sicherheitsgründen 
vorläufig nicht durchführen. Malaiische Of- 
fiziere können nicht höher als bis zum Haupt- 
mannsrang befördert werden. Britische Be- 
amte haben schon freigegebene Posten wieder 
besetzt. 

"Im März 1951 waren 11500 Personen in- 
terniert. Die starke chinesische Kolonie im 
Lande versucht, der allgemeinen Mobil- 
machung durch Ausreise der wehrpflichtigen 
Männer nach China auszuweichen (im ersten 
Vierteljahr 1951 wurden 10 000 Anträge auf 
Visen gestellt). 

Von den Chinesen Malayas (sie stellten 
1947 mit 2 615 000 44,7 Prozent der Gesamt- 
bevölkerung von 5 849 000) hatten bis zum 
März 1951 nur 350000 malaiische Staats- 
angehörigkeit durch Geburt oder aus anderen 
rechtlichen Gründen und 154 320 hatten Na- 
turalisierung beantragt und erreicht. Die 
überwiegende Mehrzahl bekennt sich zur 
Chinesischen Volksrepublik, während eine 

"nur kleine Anzahl die Chinesische Regierung 
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in Formosa für ihre Belange zu interessieren 
versucht. 


Es wird erwogen, auf einer unbewohnten 
Insel an der Küste von Borneo ein Konzen- 
trationslager für Chinesen zu errichten. 


Die Kolonie Singapur, die aus der Malai- 
ischen Föderation ausgenommen ist, wählte 
am 10. April neun Abgeordnete für ihr Par- 
lament: 6 Progressive, 2 Labour-Leute und 
einen parteilosen Inder. Drei der Neugewähl- 
ten waren Chinesen, drei Inder, ein Europäer 
(in einem Wahlbezirk mit chinesischer Mehr- 
heit gewählt), ein Europäermischling und 
ein Ceylonese. Sie alle bekannten sich zum 
Gedanken der gemeinsamen Verpflichtung 
gegenüber Malaya. H.M. 


Quelle: Malayan Bulletin, Singapur, 25. III. 1951. 


Chinas Außenhandel 


Am 8. April gab die chinesische Regierung 
bekannt, daß im Jahre 1950 zum erstenmal 
seit 1877 ein Außenhandelsüberschuß erzielt 
worden sei (in Höhe von 9,34 %)o). Staatliche 
Außenhandelsmonopolverwaltungen trugen 
53,92 % der Ausfuhr und 70,52 % der Ein- 
fuhr. Etwa ein Viertel des Außenhandels- 
volumens entfiel auf die Sowjetunion, ein 
zweites Viertel auf die USA. Es folgten 
Hongkong, Großbritannien und Japan. 


* 


Atomforschung in Argentinien 


Am 28. März verlieh Präsident Perön dem 
österreichischen Physiker Ronald Richter 


eine hohe Auszeichnung als Dank für seine 
Arbeiten auf dem Gebiet der Atomforschung. 
Argentinien hofft, durch die Atomforschung 
eine hohe Auszeichnung als Dank für seine 
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neue Energiequellen erschließen zu können, 
die eine sichere Grundlage für seine Indu- 
strialisierungspläne sein könnten. Professor 
Richter erklärt, eine neue Methode zur Aus- 
lösung der Energie gefunden zu haben. Das 
Laboratorium liegt auf der Insel Huemul in 
einem See der Hohen Anden bei San Carlo 
de Bariloche, über 1000 km südwestlich von 
Buenos Aires. 


Die politischen, wirtschaftlichen und ideo- 
logischen Gegner Argentiniens bemühen sich 
nach Kräften, die Mitteilung zu bagatellisie- 
ren oder lächerlich zu machen. Es ist ihnen 
weder gelungen, die argentinischen Äuße- 
rungen zu entkräften noch Argentinien zur 
Preisgabe von Einzelheiten zu veranlassen. 


Mexikanische Heeresform 


Ein Erlaß des Präsidenten verkündete am 
1. April die Neuorganisation des mexikani- 


schen Heeres. Das Land wird in neun Mili- 
tärregionen eingeteilt, in jede werden 


Instrukteure mit Aufträgen des Oberkom- 


mandos entsandt. Ein Generalinspekteur soll 
die Modernisierung überwachen. Der Ver- 
waltungsapparat des Oberkommandos wird 
vereinfacht.Der Verteidigungsminister Gene- 
ral Gilberto Limon gab bekannt, daß Mexiko 
eine Armee von 2 Millionen Mann ausbilden 


will, womit das aktive Heer, die Reserve und 
die Miliz zusammen gemeint sind. Mexiko ist. 


mit über 20 Mill. Menschen das volkreichste 
Land des Spanisch sprechenden Amerika. 


AUS DEM SCHRIFTTUM 


Australien als Zukunftsland 


Die Aufgabe einer Besprechung der in 
Deutschland neu erschienenen Australien- 
bücher ist referierend, da es sich nicht um 
Streitschriften oder Problembücher han- 
delt. Sie alle haben dasselbe Ziel: das ver- 
hältnismäßig wenig bekannte Australien 
vorzustellen. Nur Standpunkt und Aus- 
wahlprinzip, Methode und Stil sind ver- 
schieden. Alle Veröffentlichungen gewinnen 
erhöhte Bedeutung zu einer Zeit, da der 
Blick von Politikern und Wirtschaftlern, 
vor allem aber von Auswanderungswilligen 
auf den Fünften Kontinent gerichtet ist. 
Dieser selbst steht vor Entscheidungen, die 
in bezug auf seine künftige Entwicklung — 
z.B. in der Frage der Einwanderung von 
Deutschen — richtunggebend sein werden. 


Kleine Länderkunde 


Der Band KARL HEINZ PFEFFER, 
„AUSTRALIEN“, „KLEINE LÄNDER- 
KUNDE“, Franckhsche Verlagshandlg., Stutt- 
gart 1950, 160 S. DM 9,80, wendet sich an 
jeden, der als Gebildeter oder Auswanderer 
Auskunft oder aber auch ein Urteil über 
diese junge Nation auf geologisch ältestem 
Boden erhalten will. 


Das erste Kapitel mit dem überraschen- 
den Titel „Die Frage des australischen 
Schicksals“ vermittelt einen Begriff von der 
Eigenständigkeit des Kontinents in bezug 
auf die einheimische Tier-, Pflanzen- und 
Menschenwelt, behandelt das Problem der 
asiatischen Nachbarschaft und die Geschichte 
Australiens in ihrer Abhängigkeit von der 
europäischen Geschichte, vor allem als eng- 
lische Kolonie und britisches Dominium. 
Es endet mit einem Leitmotiv: „Das austra- 


lische Schicksal ist der Dreiklang von 


Isolierung, asiatischer Nachbarschaft und 


europäischer Bindung. Die Lösung dieses 
geographischen Problems ist Australiens 
geschichtliche Aufgabe.“ — Dieses austra- 
lische Problem dürfte mehr als nur ein 
geographisches sein; es ist mindestens ebenso 
stark ein psychologisches Problem, bei des- 
sen Lösung es nicht nur auf den Menschen 
(den Australier, den nicht-australischen 
Weißen in Europa und Amerika und den 
Asiaten), sondern auch auf die Natur des 
Landes und seine Seele ankommt. Pfeffer 
weist darauf hin in dem Abschnitt „Der 
eigenständige Erdteil“ (S. 9ff) und vor 
allem später in „Werden und Sein der 
Landschaft“ ($. 26ff). Die Eigenständig- 
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keit bedeutet eine Eigen-Art, die über 
schwer einzuschätzende Kräfte mit einem 
Eigen-Willen verfügt, der dem des Men- 
schen entgegensteht. 

Auf das Einführungskapitel folgen die 
Abschnitte: „Die natürlichen Landschaften 
Australiens“, „Die Eingeborenen“, (die nur 
noch musealen Wert haben — abgesehen 
von der menschlichen Verpflichtung gegen- 
über diesen zum Aussterben verurteilten 
Resten des Steinzeitmenschen), „Siedlung 
und Staatsbildung“, „Wirtschaft und Ver- 
kehr“, „Die Politik des Australischen Bun- 


des“, „Die australische Kultur“. 


Besonders übersichtlich gegliedert ist das 
Kapitel über die natürlichen Landschaften 
(S. 26 ff), das auch gerade den Einwanderer 
interessieren wird, der einen Anhalt über 
eventuelle Siedlungs- oder Arbeitsplätze zu 
erhalten wünscht. Im Vergleich zu älterer 
Literatur dürfte der Abschnitt „Der Ver- 
such zum Aufbau einer autarken Natio- 
nalwirtschaft“ (S. 118ff) erhöhtes Inter- 
esse finden, da hier auch die letzte Ent- 
wicklung nach dem Zweiten Weltkrieg 
geschildert und ein Begriff von den Grund- 
lagen der australischen Industrie vermittelt 
wird, die auf vielen Gebieten den Fünften 
Erdteil nicht nur von Europa unabhängig, 
sondern sogar zu einem Ausfuhrland macht 
und damit auch der australischen Außen- 
politik eine eigene Note aufzwingt. Gerade 
in Anbetracht der kürzlichen Arbeiteran- 
werbung in Deutschland für den Snowy- 
River-Staudamm, das größte australische 
Wasserkraftprojekt, dessen Fertigstellung 
20 bis 30 Jahre dauern wird, dürften Ein- 
zelheiten des Werkes, seiner Bedeutung 
für die im Ausbau begriffene Schwerin- 
dustrie sowie ein Kartenplan interessieren 
(S. 94f). Zum Vergleich ziehe man die 
Bewässerungskarte (8.86) und die Darstel- 
lung des gesamten Gewässernetzes von 
Australien ($. 33) hinzu. 

Eins der schwierigsten Kapitel des ausira- 
lischen Lebens ist der innerstaatliche Auf- 
bau des Landes, sein Parteiwesen, das 
seltsame Spannungsverhältnis von Föde- 
ration (mit einer immer stärker werdenden 
Zentralgewalt) und Einzelstaat, schließlich 
die Organisation der Arbeiterschaft in Ge- 
werkschaft und Labour-Partei. Die Herr- 
schaft des Caucus, der Parteimaschine, 
d.h. die Bevormundung der Minister durch 
die Parteifunktionäre, unterscheidet das 
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australische System wesentlich vom eng- 
lischen. Man sollte nie vergessen, daß in 
Queensland bereits 1899 und in der austra- 
lischen Bundesregierung 1904 die Arbeiter- 
partei den Ministerpräsidenten stellte. Troiz 
der frühen Entstehung einer Arbeiterpartei 
stimmen durchaus nicht alle Arbeiter für 
sie — wie z.B. die letzten Wahlen im 
November 1949 und im April 1951 gezeigt 
haben. Aber gerade deshalb darf keine Par- 
tei eine arbeiterfeindliche Politik verfolgen. 
Man vermißt bei Pfeffer nur eine genauere 
Aufstellung der Parteien und ihrer Stärke 
in den Parlamenten der Einzelstaaten (für 
das Bundesparlament s. Tab. 12, S.141); 
in allen australischen Parlamenten zusam- 
men gibt es über 600 Abgeordnete, von 
denen. 181 in Canberra in den beiden 
Kammern des Bundesparlaments sitzen und 
80 als Minister die Geschicke des Bundes und 
der Einzelstaaten lenken. 


Folgender Einwand ist zu verzeichnen: Ich 
halte die Feststellung, die Australier bezeich- 
neten Großbritannien als ihre Heimat und 
sagten bei einem Besuch von England, sie 
führen „nachhause“ (S. 20), nicht für richtig. 
Gerade in diesem Punkte hat Australien von 
Anfang an eine andere Haltung eingenom- 
men, als sie heute noch in Neuseeland 
herrscht. 


Sehr sorgfältig ist die Untersuchung des 
Begriffes der „Verstädterung“, und mit Recht 
weist Pfeffer die europäische Neigung zum 
Moralisieren über die „Landflucht“ zurück. 
Dabei bleibt das Monstrum der Zusammen- 
ballung von zwei Dritteln der australischen 
Bevölkerung in den Städten, von mehr als 
einem Drittel in Sydney und Melbourne be- 
stehen. Es wäre wert, einmal die Frage zu 
untersuchen, welchen Anteil europäische 
Städter des 19. und 20. Jahrhunderts an 
der australischen Einwanderung gehabt ha- 
ben. Sicherlich kann man sagen, daß viel 
zu wenig Bauern, von Bauernland kom- 
mend und Bauernland suchend, in Austra- 
lien eingewandert sind — im Gegensatz zu 
Nordamerika. Aus der jüngsten Vergangen- 
heit ist die Zuwanderung der deutschen 
Emigranten oder aber auch der DPs ein 
für die Geschichte der australischen Bevöl- 
kerungszunahme typisches Beispiel: wieder 
sind es meistens Städter, die in die Stadt 
drängen. Und wenn bei der Frage weiterer 
Einwanderung das Bedürfnis der aufblü- 
henden Industrie die Auswahl bestimmt, 
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werden — zum Nachteil der gesamtaustra- 
lischen Entwicklung — Stadt und Städter 
weiterhin Australien das Gepräge geben. 


Bei der australischen Außenpolitik (S. 
118 ff, bes. S. 121) ist zu unterstreichen, 
daß Australien bei aller Treue dem Briti- 
schen Reich gegenüber keine einseitig 
englische Politik treibt, aber auch nicht 
etwa von den USA abhängig ist. Die Poli- 
tik einer „australischen Monroe-Doktrin für 
die Südsee“, die sich seit dem Ausgang 
des 19. Jahrhunderts abzeichnet, fordert 
vom australischen Politiker die höchste 
Kunst der Diplomatie, um den Ausgleich 
zwischen der englischen und amerikanischen 
Ostasien- und Pazifik-Politik, zwischen den 
alten Kolonialmächten (England, Holland 


‚ und vor allem Frankreich) und den um 


Selbständigkeit bemühten Kolonien, zwi- 
schen asiatischer und amerikanischer Ex- 
pansion herzustellen. Ob die Behauptung 
einer selbständigen Politik, die von dem 
eigenen Gegensatz zwischen der Weißaustra- 
lienpolitik und der wirtschaftlichen Aus- 
dehnung in den asiatischen Raum hinein 
bestimmt wird, möglich ist, wird erst die 
Zukunft lehren. 

Der „Amerikanismus“ ist im australi- 
schen Leben im Zunehmen nicht zuletzt als 
Folge der friedlichen amerikanischen In- 
vasion während des Krieges und der damals 
angeknüpften menschlichen Beziehungen. 
Einflußreich sind der amerikanische Film, 
der Rundfunk und die vielen Zeitschriften, 
vor allem aber das technische Vorbild in 
der Industrie und der täglichen Lebensge- 
staltung sowie schließlich die Wirtschafts- 
beziehungen. Die wirtschaftlichen Verbin- 
dungen hätten wahrscheinlich schon eine 
amerikanische Vorherrschaft heraufgeführt, 
wenn die Entwicklung nicht durch den 
Pfundsturz und Australiens Zugehörigkeit 
zum Sterlingblock jäh abgerissen worden 
wäre. Dieser Umstand ist gerade auch für 
eine positive Entwicklung deutsch-austra- 
lischer Handelsbeziehungen — vor allem 
nach Deutschlands Anschluß an den Ster- 
lingblock — entscheidend. 

Aus dem Anhang seien zwei Tabellen 
besonders erwähnt, Nr. 3: Schätzungen der 
Bevölkerungskapazität und Nr.5: Wachstum 
der australischen Bevölkerung (von 1788 
bis 1949). 

Wenn man die Skizzen „Klimazonen“ und 
„Großlandschaften“ nebeneinander , stellt, 


2 


versteht man die Grundlage der vergange- 
nen Besiedlungsgeschichte und der mögli- 
chen Einwanderungsplanung. Die Darstel- 
lung des Anteils der verschiedenen Völker 
an der Einwanderung nach Australien in 
den Jahren 1925—44 charakterisiert die 
Tendenz derEinwanderung,nicht nur „weiß“, 
sondern auch „britisch“ zu bleiben. Der Hin- 
weis auf deutsche Einwanderungswellen 1833" 
und nach 1860 (S.24) müßte erweitert werden, 
um die Einwanderer der Zeit 1885—90 und 
1907—12 nach dem nördlichen Queensland. 


Taschenbuch für Auswanderer 


Schneebergers Australien-Führer für 
„Auswanderer und Kaufleute“ ist ein knap- 
pes, sachliches und übersichtliches Taschen- 
buch, das alles Wesentliche für jede erste 
Orientierung enthält: W. F. SCHNEEBER- 
GER „AUSTRALIEN. NATUR, MENSCH, 
GESCHICHTE UND WIRTSCHAFT“ in 
„KLEINE K & F — REIHE FÜR AUSWAN- 
DERER UND KAUFLEUTE“. Kümmerly & 
Frey Bern, 1950, 119 $. Die einzelnen Kapi- 
tel geben eine „Geographische Übersicht“ und 
eine „Kurze historische Übersicht“, behan- 
deln dann „Die Bevölkerung“, „Die Wirt- 
schaft“, „Das kulturelle Leben Australiens“. 

Für den Auswanderer ist das 6. Kapitel: 
„Australien als Finwanderungsland“, das 
wichtigste. Es enthält nicht nur die „grund- 
sätzlichen“ Bemerkungen des Verfassers, 
sondern auch eine genaue Beratung, die | 
vom Schweizer Generalkonsulat in Sydney. 
zusammengestellt worden ist. 

Nicht genug kann der Hinweis des Ver- 
fassers auf die Notwendigkeit, daß sich der 
Einwanderer so schnell wie möglich den 
Lebensgewohnheiten der Australier anpas- 
sen solle, unterstrichen werden. Im Gegen- 
satz zu den USA hat Australien eine sehr 
einheitliche Bevölkerung, die — jung in 
ihrem Prozeß der Nationwerdung — ge- 
rade in ihrem Nationalbewußtsein sehr 
empfindlich ist und aufbegehrt, wenn Neu- 
linge alles besser wissen und dauernd be- 
tonen: „Bei uns aber macht man das so 
und so.“ 

Schneeberger ist Geologe; so dürfen die 
entsprechenden Kapitel in der Gesamtli- 
teratur über Australien Beachtung erwarten. 
Die wirklichen Vorkommen der wertvolleren 
Minerale und Metalle sind natürlich Staats- 
geheimnis, das gerade ein Mann wie Dr. 
Schneeberger, Superintending Petroleum 


Geologist der australischen Regierung, nicht 
lüften darf. 


Ein Reisebuch 


Das Buch von KURT V. STUTTERHEIM: 
„AUSTRALIEN“ F. A. Herbig Verlagsbuch- 
handlung, Berlin und Bonn, 1949, 157 S., ist 
das Buch eines Journalisten, der das Interes- 
sante und Aktuelle herausgreift und packend 
zu schildern versteht. 


Der Verfasser war langjähriger Korre- 
spondent des Berliner Tageblattes in Lon- 
don, wurde auf einer Welt- und Studien- 
reise in Australien vom Kriege überrascht 
und war nach dem Kriege Dozent für 
Deutsch an der Universität Sydney. Er bie- 
tet in sechs Abschnitten eine Einführung 
in australische Verhältnisse und Probleme: 
„Wenn je ein Land mit der Menschheit 
Verstecken gespielt hat, so war dies Austra- 
lien“ (S. 11). Bestechend sind Formulierun- 
gen wie die Einleitung zu dem Kapitel 
„Wirtschaft“: „Es gehört zu den Schön- 
heitsfehlern des australischen Kontinents, 
daß er teils zu dicht, teils zu dünn bevöl- 
kert ist“ (S.93) — doch erwarte man nicht 
eine tiefere Begründung der australischen 
wirtschaftlichen und sozialen Zustände. Und 
fürwahr „ein surrealistisches Bild“ bietet 
der Kontinent, der „eine starre Monotonie 
mit einem scharfen Herausarbeiten von Ge- 
gensätzen vereinigt“ (S.48). 


Glücklich ist die Heraushebung der Schaf- 
scherer als der australischen „Arbeiterari- 
stokratie“ (S.30). Sie halten auf dem Lande 
der Aristokratie der großen Schafherden- 
besitzer das Gegengewicht, ja können sie 
30gar tyrannisieren. ; 


Im Gegensatz zu den USA ist Australien 
nicht ein Schmelztiegel heterogener Rassen- 
ınd Volkselemente, verschiedener Lebens- 
zebräuche und -gewohnheiten; es ist vor- 
wiegend britisch. Der Australier gewährt 
dem Einwanderer nach fünf Jahren zwar 
das Staatsbürgerrecht, aber nicht das Recht, 
sich als Australier zu fühlen; das kommt 
erst der nächsten Generation zu. Der Austra- 
ier erkennt den Südländer (Italiener und 
Griechen, meist mit dem Schimpfwort dago 
bezeichnet) nicht als gleichwertig an. Und 
loch könnte er von ihm manches in bezug 
auf Lebensweise und Arbeitsmethode in 
»inem sonnigen Klima lernen. 
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Australische Selbstdeutung 


Die Übertragung des umfangreichen Bu- 
ches von McGuire ist ein Verdienst, da es 
ausführliche Darstellungen von Australien 
in deutscher Sprache nicht gibt: PAUL 
McGUIRE: „AUSTRALIEN, KONTINENT 
DER ZUKUNFT“. Deutsche Übertragung 
von „AUSTRALIAN JOURNEY“ durch Dr. 
EUGEN TEUCHER. Orell Füssli Verlag, 
Zürich, 1950, 362 $S. Der ursprüngliche Titel 
Australian Journey („Australische Reise“) 
wird dem zwanglosen Ton des Buches gerech- 
ter. McGuire ist geborener Australier und 
kennt jedes Stück Land, jedes einzelne Pro- 
blem, das er darstellt, persönlich, hat Land 
und Problem sich wandeln sehen und gerade 
ausder Wandlung seine Erkenntnis gewonnen. 

Bei der freimütigen Schilderung der Auf- 
gaben seiner Heimat wird McGuire zum 
Warner, vor allem bei der Bevölkerungs- 
frage, der Erosionsgefahr, der geopoliti- 
schen Lage. Gerade weil das Buch mit 
einer leidenschaftlichen Liebe zu Austra- 
lien — für Australien — geschrieben: ist, 
wirkt die Kritik an der überlieferten austra- 
lischen Gleichgültigkeit der Zukunft gegen- 
über, die durchaus noch nicht überwunden 
ist, umso eindringlicher. Wenn der Austra- 
lier den Inselkontinent für sich und für 
die weißen Völker überhaupt bewahren will, 
darf er nicht einfach in den Tag hinein le- 
ben und nur Raubbau treiben — sei es beim 
Holzfällen oder dem schnellen Abweiden 
der dünnen Grasnarbe, beim Abzapfen der 
artesischen Wasservorräte oder dem Fischen 
mit Dynamit. Er muß lernen, daß allem 
Wegnehmen ein produktiver Neuaufbau 
parallel zu gehen hat, daß nach ihm eine 
Generation nach der anderen kommen soll, 
die auch leben will und muß. 

Da McGuire nomadenhaft wie der Urein- 
wohner oder abenteuernd wie so viele sei- 
ner Landsleute durch die australischen Land- 
schaften und Probleme zieht, ist es bei der 
Fülle des verarbeiteten Stoffes bedauerlich, 
daß die deutsche Ausgabe nicht wie das 
englische Originalwerk ein Schlagwörter- 
verzeichnis enthält. Die Überschriften der 
einzelnen Kapitel sind zur Orientierung un- 
zureichend. So wird z. B. Tasmanien im 
Kapitel über Victoria unter der Über- 
schrift: „Eine günstige Lage für ein Dorf“, 
behandelt; welcher Nichteingeweihte aber 
weiß, daß sich aus diesem „Dorf“ Melbourne, 
die Hauptstadt Victorias, entwickelte? In 
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dem Kapitel „Die Bundeshauptstadt“ finden 
wir nicht nur alles Einschlägige über Can- 
berra und seine Planung, sondern auch über 
die australische Verfassung, das Verhältnis 
zu England, die Geschichte der australischen 
Labour Party, über die Gewerkschaften und 
die Verschuldung des Landes, über Wirt- 
schaftslenkung und Bürokratie. 


Australien im Schulunterricht 


Kurz erwähnt sei das kleine, englisch ge- 
schriebene Unterrichtsheft: KAY STEVENS 
FOOTE „INTRODUCING AUSTRALIA“. 
Als Schulausgabe bearbeitete Kapitel aus 
„WALKABOUT DOWN UNDER“ von IRENE 
A. GOTTHELF, Verlag von Ernst Klett, 
Stuttgart, 1950, herausgegeben. Hier ist 
Australien ein einzigartiges modernes Aben- 
teuer — gleichgültig ob es sich um die frühen 
Pioniere: Cook,Philip oderFlinders handelt, 
um die eigenartige australische Fauna und 
Flora, die Eingeborenen und ihre Tänze 
(Corroborree),die Suche nach Weideland und 
Gold, die Herausbildung von Demokratie und 
Föderation oder die Weißaustralienpolitik. 

Mit walkabout, going walkabout (= sich 
wiederaufmachen zum Umbherziehen) be- 
zeichnen die Australier die Unstetheit der 
Eingeborenen, die auch heute, selbst wenn 
sie der Nahrungssorge enthoben sind, nach 
kurzem Aufenthalt an einer Stelle aus in- 
nerem Drang heraus weiterziehen müssen. 
Gerade deshalb ist das Festhalten der Ein- 
geborenen in kleinen Reservaten so wider- 
sinnig. Etwas von dem Drang zum Noma- 
disieren, zur Unstetheit ist auch dem weißen 
Australier eigen — auch dann, wenn er 
nicht, wie einst die Squatters auf Weide- 
suche, im modernen Leben durch klimatisch 
bedingte Rückschläge oder Arbeitslosigkeit 
in den Städten dazu gezwungen ist. Gerade 
an diesem Punkt möchte man von einer 
starken Geseizmäßigkeit des Landes spre- 
chen, die auch den zunächst heterogenen 
Abendländer in ihren Bann zwingt. 


Amerikanisches Urteil 


Die Untersuchung des Amerikaners Burck 
über die Grundlagen der zukünftigen austra- 
lischen . Industrieentwicklung: GILBERT 
BURCK „THE NEW AUSTRALIA“, Studie 
in „FORTUNE“. September 1950, Seite 85 ff, 
scheint durch die Niederlage der Arbeiter- 
Partei und ihres Sozialisierungsprogrammes 
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im Jahre 1949 hervorgerufen worden zu sein. 
Die Behauptung, daß das private Unterneh- 
mertum bei der Entwicklung einer großen 
Nation die führende Rolle spielen müsse, 
wird am australischen Fall geprüft. ö 
Die private Initiative wird nach Burck 
durch folgende Tatsachen in Australien 
gestört: 2 
1. Die Industrieproduktion ist nicht ent- 
sprechend der vermehrten Arbeiterzahl ge- 
stiegen; vor allem hat die Kohleförderung 
versagt (1950 12 Millionen Tonnen statt der 
benötigten 15). 
2. Für zu viele Stellen gibt es zu wenige 
Menschen; die Folge ist Unstetigkeit; die 
Arbeiter wechseln Arbeitsplatz und -fach, 
versuchen etwas Neues (Nomadeninstinkt). 


3. Statt in lebenswichtigen Betrieben zu 
arbeiten, gehen die Arbeiter in neue, oft 
unzulänglich arbeitende, kostspielige Indu- 
strien; der Mangel an Wettbewerb aus 
Übersee auf Grund der Einfuhrbeschrän- 
kungen führt zu Selbstzufriedenheit und 
unzulänglicher Leistung. 

4. Die Arbeiter haben zu viel Freizeit: 
40-Stundenwoche; 12 bezahlte Feiertage 
(früher 9); 3 Wochen bezahlten Krank- 
heitsurlaub — ob krank oder nicht — (frü- 
her 1 Woche); 3 Wochen bezahlte Ferien 
(früher 10 Tage); Teepause am Vor- und 
Nachmittag. | \ 


3. Kommunistische Arbeiterführer kon- 
trollieren die wichtigsten Gewerkschaften 
(in Neusüdwales 11; darunter Bergarbeiter, 
Seeleute, Schauerleute). Auf das Konto die- 
ser kommunistisch geführten Gewerkschaf- 
ten entfielen 88 Prozent aller Streiktage; 
jeder diesen Gewerkschaften angehörige 
Arbeiter verlor 1946-49 je 311/a Arbeits- 
tage, ein anderer nur je einen Tag. Am 
radikalsten sind die Bergarbeiter, die in 
Neusüdwales nur 3,7 Prozent aller gewerk- 
schaftlich organisierten Arbeiter bilden, 
aber für 56 Prozent aller Streiks verant- 
wortlich waren. 


6. Der Gegensatz, der zwischen Arbeitern 
und Nicht-Arbeitern besteht, muß geradezu 
neurotisch genannt werden; den geringsten 
Laufburschen in der Verwaltung rechnet 
der Arbeiter zu den „Blutsaugern von Ka- 
pitalisten“; dafür beschimpft dieser jeden 
Arbeiter als einen Commo (Kommunisten). 

7. Der gesetzlich festgelegte Grundlohn 
für ungelernte Arbeit ist zu hoch, der für 
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qualifizierte Arbeit zu niedrig; so fehlt der 
Antrieb zur Leistungssteigerung. 

8. Die Theorie vom Wohlfahrtsstaat zwingt 
die Regierung, Subventionen zu zahlen — 


sowohl bei der Gewinnung von Rohpro- 


dukten als auch bei der Herstellung von 
Industrieerzeugnissen. 


Die Begründung für den australischen 
Optimismus wird von Burck weniger ein- 
gehend durchgeführt. Er bewertet den Cha- 
rakter des Australiers trotz mancher Schwä- 
chen positiv, nennt ihn eine glückliche 
Mischung von Engländertum und Ameri- 
kanismus. Der Australier könne sehr gut 
und zuverlässig arbeiten, nur komme es 
‘darauf an, ihn von der Notwendigkeit dazu 
zu überzeugen; mit Zwang erreicht man 
nichts. Positiv beurteilt Burck den zuneh- 
‚menden Einfluß der Frau und ihre Eman- 
zipation sowie die Anregung, die Wirtschaft 
und Leben durch die „Neu-Australier“ er- 
halten. Am meisten berechtigt zur Hoffnung 
auf eine günstige Entwicklung die Tatsache, 
daß der Australier kein Doktrinär ist. 


Der australische Politiker hat die schwere 
Aufgabe, den Arbeiter von der Notwendig- 
keit zu überzeugen, daß er im eigenen In- 
teresse an das Morgen und an das Ganze 
denken und mehr Qualitätsarbeit ohne Be- 
sorgnis um persönliche Freiheit und hohen 
Lebensiandard leisten muß. 


Australien in Gefahr 


Das Urteil der gesamten neueren Austra- 
lien-Literatur läßt sich in Pfeffers Worten 
zusammenfassen: „Der Erdteil hat eigene 
Schwere und eigene Art, eigene Land- 
schaft und eigene Größe, liegt fern von 
anderen Erdteilen und von Durchfahrts- 
strecken, hat ein eigenes eintöniges Land- 
schaftsbild und starke innere Gemeinsam- 
keiten. Er hat sich spröde gegen die Er- 
schließung durch den Europäer gewehrt.“ 
(S.14) Doch müßte man hinzufügen: „Und 
er tut es heute noch.“ 


Die Zukunft Australiens ist nicht nur von 
den Menschen — in bezug auf das „Weiße“ 
Australien von dem Weißen und damit von 
einem abendländischen Gesamtverantwor- 
tungsbewußtsein an Australiens Schicksal — 
abhängig; sie wird wohl ebenso stark be- 
stimmt von dem Australien innewohnenden 
Gesetz seiner Natur, und viele Warnungs- 


Neumann: Australien als Zukunftsland 393 


x 


zeichen der letzten Jahrzehnte zeigen, daß 
die jahrtausendelang unberührt gebliebene 
Natur nicht bereit ist, den oft sehr rohen 
Zugriff des Weißen ungestraft hinzunehmen. 
Zu der Bezwingung und Erhaltung Austra- 
liens genügen nicht nur der Wille und die 
technische Vollkommenheit des Weißen Man- 
nes. Australien in der Gesamtheit seiner 
Vorstellungen ist zu wenig umworben und 
umpflegt, zu schnell genommen und gar zu 
oft vergewaltigt worden. In einer Änderung 
dieser psychologischen Einstellung dem Lande 
gegenüber sehe ich — so wie es auch 
MecGuire mehrfach tut — die Hauptaufgabe, 
die dem Australier von heute und von 


morgen gestellt ist. 
Gerhard Neumann 


Australische Vertretungen im Bundesgebiet: 


1. Diplomatische Mission: Köln-Marienburg, 
Eugen-Langenstr. 29 

2. (frühere) Militärmission: Köln-Marien- 
burg, Bayenthalgürtel 23/25. 


Schriften zur Auswanderungsfrage 


Unerwartet und von der breiten Öffent- 
lichkeit kaum beachtet ist in den letzten Wo- 
chen die Auswanderung aus der Bundes- 
republik in Gang gekommen. Besonders die 
angelsächsischen Länder haben die Tore für 
deutsche Einwanderer weit aufgemacht. 
Diese Entwicklung hängt ohne Zweifel mit 
der weltpolitischen Lage zusammen. Überall 
werden neue Truppenkontingente aufge- 
stellt, deshalb fehlen der Wirtschaft, beson- 
ders der Rüstungswirtschaft, die notwendigen 
Kräfte. Diese Lücke kann nur durch eine 
verstärkte Einwanderung geschlossen werden. 

Zu einer Massenauswanderung aus West- 
deutschland hat diese Entwicklung noch nicht 
geführt. Wenn auch genaue Unterlagen über 
die monatliche Auswanderung erst seit Ja- 
nuar 1951 vorliegen, so ergeben sie immerhin 
eine Zahl von täglich 200 Auswanderern aus 
der Bundesrepublik. Diese Zahl wird im 
Laufe dieses Jahres aber ohne Zweifel noch 
steigen. Dabei wird es sich fast ausschließlich 
um eine Einzelauswanderung handeln, nicht 
um eine Gruppenauswanderung, denn für 
letztere fehlen in den überseeischen Ländern 
jegliche Voraussetzungen, es sei denn daß es 
da und dort zur Ansiedlung von Gruppen 
jeweils aus einigen wenigen Familien 
kommt. Gerade die Einzelauswanderung aber 
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erfaßt in erster Linie handwerkliche und 
technische Berufe, also jene Arbeitskräfte, 


“die zum Teil auch in der Bundesrepublik 


schon Mangelberufe sind. Eine wertvolle Dis- 
kussionsgrundlage für die Entwicklung einer 
westdeutschen Auswanderungspolitik bietet 
eine vom „Bremer Ausschuß für Wirtschafts- 
forschung“ herausgebrachte Schrift.1 Sie 
spricht zunächst über die Anzeichen und Ur- 
sachen der Übervölkerung und setzt sich da- 
bei mit der Frage auseinander, ob für einen 
Staat eine „optimale“ Bevölkerungszahl an- 
genommen werden kann. Im zweiten Teil 
behandelt sie die Ursachen und die Bedeu- 
tung der europäischen Massenauswanderung 
im 19. Jahrhundert und dehnt diese Unter- 
suchungen im dritten Teil auch auf die asia- 
tischen Wanderungsvorgänge aus. Im letzten 
Kapitel zieht der Verfasser Schlußfolgerun- 
gen, in denen er eine bedingungslose Zu- 
stimmung zu einer Massenauswanderung ab- 
lehnt, aber unserer Ansicht nach mit Recht 
einer Freizügigkeit in der staatlichen Aus- 
wanderungspolitik zustimmt. 


Die Veröffentlichung von Karl Götz zum 
Thema der Auswanderung? ist keine wissen- 
schaftliche Untersuchung, sondern eine leicht 
verständliche und übersichtliche Darstellung 
aller Fragen für jeden, der sich mit Auswan- 
derungsplänen trägt. Der Verfasser kennt 
die überseeische Welt von mehreren Reisen 
her, und seiner Arbeit liegen daher keine 
Theorien zugrunde, sondern eigene Beobach- 
tungen und Hunderte von Zuschriften. Im 
einleitenden Kapitel vergleicht Götz die 
Schwierigkeiten der Auswanderung einst und 
jetzt. Im Hauptteil behandelt er die Lage in 
den wichtigsten überseeischen Einwande- 
rungsländern, wobei er es aber nicht bei 
einer landeskundlichen Übersicht bewenden 
läßt. Er gibt vielmehr auch Anhaltspunkte 
über die Lebenshaltungskosten, über die 
Einwanderungspolitik der einzelnen Staaten 
und über die beruflichen Aussichten. Die 
Darstellungen werden immer wieder durch 
Briefe von Auswanderern ergänzt. Diese 
praktischen Hinweise werden zum Schluß 
noch durch eine Währungstabelle und ein 
Verzeichnis der ausländischen Vertretungen 
in der Bundesrepublik ergänzt. Für eine 
Neuauflage der Schrift wäre zu wünschen, 
daß sie auch die Fragen der europäischen 
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zwischenstaatlichen Wanderungemöglichke 
ten berücksichtigt, ebenso das Problem einer 
gemeinsamen europäischen Erschließung des 

afrikanischen Kontinents. Aber auch die Exi- 
stenzmöglichkeiten für deutsche Fachkräfte | 
im Nahen Osten und in Indien bedürfen 
einer Darstellung. Darüber fehlen heutenoh 
zusammenfassende Veröffentlichungen, und 
es könnte manche Enttäuschung verhindert 


werden. N 
Norbert Zimmer 


1 Hans Schuster: „Übervölkerung und 
Auswanderung“, Verlag Friedrich Trüjen, 
Bremen 1951, 8°, 95 Seiten, kart. 3,— DM. 


2 Karl Götz: Auswandern? Friedrich Vor- 
werk Verlag, Stuttgart 1951, 223 Seiten, kar- 
toniert 6,— DM. 


Die Tragödie der Sudetendeutschen 


Erich Kern vermittelt in einer Zusam- 
menstellung über die Austreibung der Sude- 
tendeutschen aus ihrer Heimat einen guten 
historischen Überblick über Geschehnisse, die 
auch heute noch in den Herzen und Hirnen 
von Millionen Vertriebener nachklingen. Die 
reiche Stoffülle wird in mehr als zwanzig 
Abschnitten systematisch gegliedert, die ein- 
zelnen Entwicklungsphasen sind klar umris- 
sen. Die Darstellung ist eindrucksvoll und 
im großen und ganzen unvoreingenommen, 
wenn auch nicht ganz frei von propagandi- 
stischen und politischen Bemerkungen (wie 
die Anklage gegen die Mehrheit des tschechi- 
schen Volkes), die aber die positiven Seiten 
nicht beeinträchtigen, denn selbst im Schluß- 
kapitel mit dem verfänglichen Titel „Die 
Rechnung von Lidice“ sagt Erich Kern: 
„Auch das Schicksal der Sudetendeutschen 
ist einzuordnen in das große Ringen um die 
christlich-humanistische Wiedergeburt Euro- 
pas“. Erich Kern hat einen positiven Beitrag 
dazu geleistet, die Mauer des Schweigens 
weiter zu durchbrechen und einer gesunden 
politischen Entwicklung weiterzuhelfen. 


Richard Reitzner 


Erich Kern: Das andere Lidice. Die Tra- 
gödie der Sudetendeutschen. Verlag „Welser- 
mühl“, Wels 1950, 111 S. 


e - Erlebnis des Ostfeldzuges 


Die Gewinnung breiter Kreise für die 
Probleme des Ostens, wie sie Hans Raupach 
in Heft 2 dieser Zeitschrift, S. 140, fordert, 
kann nicht allein Aufgabe weniger Lehrstühle 
an den Hochschulen bleiben. Esist daher zu be- 
grüßen, wenn die Verfasser belletristischer 
oder geschichtsphilosophischer Auseinander- 
setzungen mit den Fragen der jüngsten 
Vergangenheit und Gegenwart auch für die 
Probleme des Ostens Interesse zu erwecken 
verstehen. Sie können Anregungen zum 
ernsthaften Studium der Ostfragen in viel 
weitere Bereiche hinaustragen, als es die 
Fachliteratur allein vermag. Gelingt es 
außerdem einem Autor, wie es Erich Kern 
gelungen ist, Ausgaben seines Buches in 
Westdeutschland, in der Schweiz, Österreich, 
England, in den USA, in Italien, Schweden 
und der Türkei in guten Übersetzungen 
erscheinen zu lassen, dann können neue 
Kräfte den Interessen für Ostfragen er- 
schlossen werden. 

Als Freiwilliger, später Kompaniechef in 
der Waffen-SS, als Panzergrenadier und 
Panzerjäger immer im vordersten Einsatz, 
kam Kern als einer der ersten Journalisten 
in unmittelbare Berührung mit der Bevöl- 
kerung des Ostens. Dialoge mit Zivilisten 
und Kriegsgefangenen, mit Kameraden und 
Vorgesetzten offenbaren sein tiefes mensch- 
liches Mitgefühl mit den Völkern, die das 
Schicksal dem Ostfrontkämpfer zu Gegnern 
bestimmt hatte. Offen bekennt er seine 
Achtung vor der sittlichen Haltung der 
Frauen dieser Länder. Mit Schrecken er- 
kennt er die Fehler der deutschen Führung, 
insbesondere in der Menschenbehandlung. 
Er nimmt die charakterliche Ungeeignetheit 
und den völligen Mangel an Vertrautheit 
mit den Problemen der Ostvölker bei den 
maßgeblichen Männern wahr und sieht 
darin die wirkliche Schuld, die ein gleicher 
Mangel bei den Nachkriegskritikern fälsch- 
lich dem Ostfrontkämpfer der Wehrmacht 
und der Waffen-SS zur Last zu legen versucht. 

Der Verfasser benutzte einen Arbeitsur- 
laub, um ein Memorandum an den hohen 
und höchsten Stellen des Reiches vorzu- 
legen. Die meisten Exponenten der Macht 
wollten ihn ebensowenig hören wie 1941 
den Grafen Schulenburg, und die wenigen, 
die ihn anhörten, wollten oder konnten den 
auf falschen Touren laufenden Mechanis- 
mus weder anhalten noch umlenken. 
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Mit offenen Sinnen und warmem Herzen 
nimmt der Verfasser unzählige Wesenszüge 
der östlichen Welt auf und korrigiert das 
verzerrte Bild, das unter dem Einfluß von 
westlich orientierten russischen Literaten 
und landfremd gewordenen Emigranten die 
Vorstellungen der westlichen Welt erfüllt. 
Er weist darauf hin, daß diese falschen 
Vorstellungen nicht nur den meisten un- 
serer eigenen Fehler in bezug auf den 
Ostfeldzug, sondern auch vielen Irrtümern 
der Westalliierten bis in die jüngste Zeit 
zugrundeliegen. Aus diesen Erkenntnissen 
heraus gestaltet der Verfasser den großen 
Rausch des siegreichen Vormarsches und die 
große Qual der Rückzugskämpfe ohne große 
Worte, in herber, verhaltener Sprache. 


Der Teilnehmer des Ostfeldzuges erkennt 
die geschilderten Erlebnisse als die seinen, 
erkennt die Personen als Typen, wieder, 
die er selbst gekannt, viele der Empfin- 
dungen und Gedanken als Gefühle wieder, 
die auch er empfunden und mit seinen 
Kameraden ausgetauscht hat. Aufs neue 
erlebt er die seelischen Erschütterungen 
und die absolute Hoffnungslosigkeit am 
Ende des großen Rückzuges. In den Dis- 
kussionen der Verzweifelnden in den Nach- 
kriegsgefangenenlagern des Westens wird 
jedoch von dem Verfasser etwas Neues 
geboten: Anstelle der vermeintlichen Sinn- 
losigkeit des Opfers der Millionen Toten 
des Ostfeldzuges stellt der Autor ein Er- 
gebnis, das jenseits von heute und morgen 
liegt und selbst der tiefsten Niederlage 
einen höheren Sinn verleiht: Die Enträt- 
selung, die Entschleierung des Ostens als 
eine Tatsache, die nicht mehr ungeschehen 
gemacht werden kann. 


Der Versuch, das Buch in den kleinlichen 
Parteihader des Tages hinabzerren zu wol- 
len, sein Verbot durch den Alliierten Rat 
für Österreich zu einem Zeitpunkt, da es 
im Begriffe stand, in fünf Sprachen seinen 
Weg durch die Welt zu nehmen, hat nur 
eine ungewollte Reklamewirkung mit ge- 
steigertem Absatz hervorgerufen. 


Friedrich Knaipp 


Erich Kern, „Der große Rausch, Rußland- 
feldzug 1941—1945“, Thomas-Verlag, Zü- 
rich, Ed. Kaiser Verlag, Klagenfurt, Lothar 
Leberecht, Stuttgart, außerdem in Ankara, 
Stockholm, Italien, London, New York. 
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legt sie Wert. 


En Defensa de la Geopolitica 


Sehr geehrte Herren! 


Im Aprilheft Ihrer Zeitschrift deutet 
Walter Stubbe an, daß in Deutschland eine 
Diskussion über den Begriff „Geopolitik“ 
in Gang gewesen ist, — nicht immer mit 
sachlichen Argumenten. Ich darf sie dar- 
auf hinweisen, daß eine ähnliche Diskus- 
sion in Argentinien geführt wurde, und 
Ihnen im Einverständnis mit dem Verfasser 
die Ausführungen zur Verfügung stellen, die 
Dr. Alfredo Kölliker-Frers 1948 in Buenos 
AiresinderZeitschrift Linea veröffentlicht hat: 

Cierto legislador opositor serefiriö hace poco 
en plena Cämara respectivamente a la geo- 
politica, calificandola de teoria nazi. 

Desconocer las leyes geopoliticas es tan 
infantil como restar importancia a la regla 
de gravedad de Newton-Laplace o a cual- 
quier otra ley natural que rige el mundo 
fisico o animado. Evidencia una ignorancia 
absoluta el que cree que el relacionar la 
geografia con la evoluciön de los estados 
es un invento alemän y, por consiguiente, 
sinönimo de nazismo. Como toda ley bio- 
lögica esta regla que rige el desarrollo de 
los estados estä mäs allä del bien y del mal. 
Una ley natural no se »inventax sino se 
descubre y se formula. Desde la epoca de 
Tucidides hasta el siglo pasado, sinnuümero 
de pensadores se han ocupado de la geo- 
grafia politica aplicada y de la dinämica de 
las äreas estatales y todos los grandes es- 
tadistas y soldados de la historia mundial 
han actuado instintivamente en terminos de 
geopolitica, sin que se conocierahasta hace po- 
co esta ciencia por el nombre que se ledaen 
la actualidad. Es cierto que el precursor 
inmediato de la geopolitica moderna es el 
alemän Raizel, pero su tesis fue recogida, 
desarrollada y rectificada por un sueco, 
Rudolf Kjellen, y un ingles, Sir Halford 
Mackinder. La doctrina de este ültimo, a su 
vez, fu&E adaptada a los fines imperialistas 
alemanes por el famoso general y profesor 
Haushofer, pero debemos hacer notar que 
sus enselanzas, que de paso sea dicho, con- 


sideramos erröneas aun desde el punto de! 
vista alemän, no fueron tenidas en cuentak 
por Hitler que desarrollö una politica ex- 
terior que, salvo en un breve lapso, estuvoN 
siempre en abierta contradicciön con las| 
ideas de la escuela de Munich. 

El determinismo geogräfico impone la ma-| 
teria prima con la cual el posibilismo hu-| 
mano se esfuerza en forjar la herramienta \; 
de que ha menester el estado para sus fines, 
cosa que no siempre logra. La geopolitica \ 
permite intuir el destino de una naciön, 
sus posibilidades en la paz y en la guerra, 
dejando siempre un amplio margen para | 
la acciön del hombre. No se concibe estra- 
tegia de largo alcance sin tener en cuenia 
el {rio realismo de la geografia. El no haber | 
seguido los dictados de su intuiciön geopo- 
litica que le aconsejaba la alianza con Gran 
Bretaüa contra Rusia (Cap. XIV: „Mi 
Lucha« ),le hizo perder a Hitler la guerra y la 
vida. En los Estados Unidos se le asigna una 
importancia creciente a esta ciencia. William 
H. Hessler, dice en un articulo premiado en 
1947 por el United States Naval Institute que 
los conceptos estrategicos fundamentales 
basados en las realidades geopoliticas no solo 
son mäs preciosos que los rubies sino tambien 
la bomba atömica. Lo que rige para la 
guerra se aplica a la paz, pues no olvidemos 
que segün una definicion conocida la guerra 
no es sino la continuaciön de la diplomacia 
por medios distintos. El dia que se escriba 
la historia geopolitica de la humanidad Ile- 
garemos a conclusiones sorprendentes. No 
obsiante esos sefores para quienes la ima- 
ginaciön es un desdehable ejercicio mental 
y que no atinan a ver debajo de la super- 
ficie de las cosas, sigue la geopolitica plas- 
mando el destino de la humanidad. Ora se 
trate de guerras con sus derrotas y victorias, 
ora del encumbramiento o de la declina- 
ciön y caducidad de grandes potencias, ora 
de la constitueiön o disgregaciön de bloques 
politicos, econömicos o culturales, no hay 
hecho trascendente de los que presenciö nues- 
tra generaciön en la arena internacional 
que no se haya desarrollado sobre una sub- 


siractum geogräfico y cuyo genesis no se ha 
operado con la concurrencia mäs 0 menos 
.decisivo de causales geopoliticas. 

Dios quiera que la politica exterior ar- 
gentina se base siempre en un profundo 
respeto por la ciencia que relaciona a la 
tierra con el estado, pues solo entonces sere- 
'mos los artifices de nuestro propio destino. 


Enrique Schibli 


Übersetzung 
Zur Verteidigung der Geopolitik 


Ein oppositioneller Abgeordneter nahm kürzlich im 
Plenum der Kammer verächtlich auf die Geopolitik 
Bezug und bezeichnete sie als Nazi-Theorie. 

Eine Verkennung der geopolitischen Gesetze ist eben- 
so kindisch, wie wenn man dem Gravitations-Grund- 
satz von Newton-Laplace oder einem anderen Natur- 
gesetz, das die physikalische oder organische Welt 
regiert, seine Bedeutung absprechen wollte. Wer meint, 
das Verhältnis der Geographie zur Entwicklung des 
Staates sei eine deutsche Erfindung und somit identisch 
mit Nazismus, beweist vollkommene Unwissenheit. 
Wie jedes biologische Gesetz steht auch dieser Grund- 
satz, der die Entwicklung der Staaten regiert, jenseits 
von Gut und Böse. Ein Naturgesetz „erfindet“ man 
nicht, sondern man entdeckt und formuliert es. Von 
der Epoche des Thukydides bis zum vergangenen Jahr- 
hundert hat sich eine Unzahl von Denkern mit der 
angewandten politischen Geographie und mit der Dy- 
namik der Staaten-Räume beschäftigt. Alle großen 
Staatsmänner und Soldaten der Weltgeschichte haben 
instinktiv in geopolitischen Grenzen gehandelt, ohne 
daß man bis in die jüngste Vergangenheit hinein diese 
Wissenschaft unter dem Namen kannte, den man ihr 
in der Gegenwart gibt. Es ist zwar richtig, daß der 
‚unmittelbare Vorläufer der modernen Geopolitik der 
Deutsche Ratzel war, aber seine These wurde durch 
den Schweden Rudolf Kjellen und den Engländer Sir 
Halford Mackinder aufgegriffen, entwickelt und be- 
richtigt, Die Lehre des letzteren wurde ihrerseits durch 
den bekannten General und Professor Haushofer den 
Zwecken des deutschen Imperialismus angepaßt. Aber 
wir müssen darauf hinweisen, daß seine Lehren, die 
wir — nebenbei bemerkt — selbst vom deutschen 
Standpunkt aus gesehen für irrig halten, von Hitler 
nicht berücksichtigt wurden. Hitler entwickelte seine 
Außenpolitik abgesehen von einer kurzen Zeitspanne 
immer in offenem Widerspruch zu den Ideen der Mün- 
chener Schule. 

Der geographische Determinismus bestimmt den 
Rohstoff, mit dem der menschliche Possibilismus sich 
bemüht, das Werkzeug zu schmieden, dessen der Staat 
für seine Zwecke bedarf, — was ihm nicht immer ge- 
lingt. Die Geopolitik gestattet es, das Geschick einer 
Nation, ihre Möglichkeiten in Frieden und Krieg un- 
mittelbar zu erkennen, und läßt stets einen weiten 
Raum für das Wirken des Menschen. Man kann keine 
Sirategie auf lange Sicht entwerfen, ohne den kalten 
Realismus der Geographie zu berücksichtigen. Die 
Nichtbefolgung der inneren Stimme seiner geopoliti- 
schen Erkenntnis, die ihm eine Allianz mit Groß- 
britannien gegen Rußland anriet (Kapitel XIV von 
„Mein Kampf“), ließ Hitler den Krieg und das Leben 
verlieren. In den Vereinigten Staaten mißt man dieser 
Wissenschaft eine wachsende Bedeutung bei. William 
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Hessler sagt in einem im Jahre 1947 vom United 
States Naval Institute prämiierten Artikel, daß die 
grundlegenden strategischen Begriffe, die auf den geo- 
politischen Realitäten basieren, nicht nur kostbarer 
als Rubine, sondern auch als die Atombombe sind. 
Was für den Krieg gilt, wird für den Frieden ange- 
wandt, denn wir wollen nicht vergessen, daß nach 
einer bekannten Definition der Krieg nichts anderes 
als die Fortsetzung der Diplomatie mit anderen Mit- 
teln ist. An dem Tage, an dem die geopolitische Ge- 
schichte der Menschheit geschrieben wird, werden wir 
zu überraschenden Schlußfolgerungen kommen. Ohne 
Rücksicht auf jene Herren, für die die Phantasie ein 
verachtungswürdiger Gebrauch des Geistes darstellt 
und die nicht unter die Oberfläche der Dinge zu sehen 
vermögen, bestimmt die Geopolitik weiterhin das Ge- 
schick der Menschheit. Ob es sich um Kriege mit Nie- 
derlagen und Siegen, um Aufstieg oder Verfall und 
Vergehen von Großmächten oder aber um die Bildung 
oder Auflösung von politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Blocks handelt, — es gibt kein wichtiges 
Geschehen, dessen Zeuge unsere Generation in der 
internationalen Arena gewesen ist, das sich nicht auf 
einer geographischen Grundlage abgespielt hätte und 
dessen Entstehung nicht unter mehr oder weniger ent- 
scheidender Beteiligung geopolitischer Ursachen vor 
sich gegangen wäre. 

Gebe Gott, daß die argentinische Außenpolitik sich 
stets auf eine tiefe Achtung vor der Wissenschaft 
gründen möge, die den Boden mit dem Staate in Be- 
ziehung bringt, denn nur dann werden wir dieSchmiede 
unseres eigenen Geschickes sein. 


Eine Antwort an General Prchala 


Sehr geehrte Herren! 


Ich habe mit Genugtuung festgestellt, daß 
Ihre Aufmerksamkeit auch den Problemen 
meiner Heimat gilt. Da Sie in der ersten 
Nummer Ihrer Neuen Folge meinen Lands- 
mann, den jetzt in London lebenden General 
Prchala, mit einer Übersetzung aus seiner 
Londoner tschechischen Zeitung zu Worte 
kommen lassen, bitte ich, die folgende ge- 
kürzte Fassung einer Darlegung aus meiner 
Feder in dem Lissaboner tschechischen Blatt 
Ceska Obrana als Antwort abzudrucken: 


Als ich als ehemals führender Funktionär 
des Prchala-Nationalausschusses den sicht- 
baren Trennungsstrich zwischen diesem und 
unserer Gruppe zog, da nannte mich in 
einer Versammlung einer der Prchala treu 
ergebenen Funktionäre einen tschechischen 
Otto Strasser. Dieses hat schon in gewisser 
Beziehung seine Richtigkeit: gleich jenem 
habe ich mich von meinem früheren poli- 
tischen Chef losgesagt, als ich zu der Über- 
zeugung gelangt war, daß dieser eine ver- 
kehrte Politik zu vertreten begann. Unsere 
Gruppe, bestehend hauptsächlich aus Prchala- 
Dissidenten sowie tschechischen Rechts- 


398 Freie Ausprache 


Konservativen (ehemaliger Kramar- und 
Stribrny-Parteilern), war damals die erste, 
welche bereits drei Tage nach Veröffent- 
lichung des „Vertrages“ Prchala-Lodgman 
gegen diesen protestierte und eine scharfe 
Gegenerklärung herausgab. Gleichzeitig ha- 
ben wir den ersten „Vorbereitenden Aus- 
schuß“ unserer „Tschechischen Konserva- 
tiven Sammel-Bewegung“ ins Leben gerufen 
und unsere neue Aktion damit auch orga- 
nisatorisch konstituiert. Es ist erstaunlich, 
aber man scheint in deutschen Kreisen zu 
übersehen, daß ein „Sichverlegen“ auf 
Prchala nichts anderes wäre als eine ge- 
fährliche, Illusionen weckende Spielerei. 
Demgegenüber hat trotz des schweren Stan- 
des, welchen die neue „Tschechische Kon- 
servative Sammelbewegung“ in ihrem An- 
fangsstadium hatte — abgesehen von der 
Kampagne der Prchala-Kreise auch der 
kühl überheblichen Skepsis der damals noch 
im Exil majoritären, seither jedoch aufge- 
spaltenen, Gruppe der „Benesch- Anhänger“ 
ausgesetzt — sie sich nach stetigem 
Anwachsen allmählich durchgesetzt und 
stellt heute einen entscheidenden Faktor 
der Eail-Politik dar. Trotzdem wirft ihr 
besonders die sudetendeutsche Presse vor, 
eine nur traditionalistisch getünchte, aber 
im Grunde pro-bolschewistische Gruppe 
hypernationalistischer Chauvinisten zu sein, 
die eine „anti-europäische Linie“ vertreten. 
Unser Programm aber und der Weg, auf 
welchem ich die „Tschechische Konservative 
Sammel-Bewegung“ von ihren Anfängen an 
leite, ist jedoch gerade das ganze Gegenteil 
von diesen Anschuldigungen! 


Zunächst sind wir zwar der Ansicht, daß 
der 1918 beschrittene „tschechoslowakische 
Weg“ ein Irrweg war — deshalb waren auch 
anfangs viele von uns Parteigänger Prchalas, 
da dieser dasselbe zu betonen schien, wobei 
er sich erstmalig von den „Benesch- Anhän- 
gern“ klar absetzte. Wo aber Prchala seit 1918 
einen „tschechischen Imperialismus“ (wegen 
der unorganischen und auch von uns als Un- 
sinn empfundenen Synthese einer tschecho- 
slowakischen Nation) zu entdecken glaubt, 
sehen wir gerade das Gegenteil: eine ängst- 
liche und von ausländischen Interessengruppen 
beeinflußte Politik der nur unvollkommen 
verhüllten „Kleinheit“, mit welcher Masaryk 
und Benesch die „Errungenschaft“ von 1918 
bezahlen mußten. Unserer Meinung nach 
hat 1918 das tschechische Volk viel mehr 
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aufgegeben, als durch die neue „tschecho- 
slowakische Synthese“ hätte aufgewogen 
werden können, die die Republik mitbrachte, 
— nämlich die ruhmreichen Bindungen an 
die alttschechische königliche Tradition und 
die Bande an einen zur Einheit gebieten- 
den größeren Raum im Donau-Becken. Im- 
perialisten waren also durchaus nicht die 
Träger der „tschechoslowakischen Verlegen- 
heitslösung“ Masaryk-Benesch, als Imperia- 
listen könnten heute lediglich die bezeich- 
net werden, welche in geschichtlicher An- 
knüpfung an Premysl-Otokar den Großen 
und an Kaiser Karl IV. daran dächten, ein 
tschechisch geführtes Groß-Reich in Zentral- 
europa zwischen Deutschland und Rußb- | 
land neu zu begründen. ’ 


Dann aber weigern wir uns ganz ent- 
schieden, nach Prchalas Gewohnheit zuviel 
mit dem Schlagwort „Selbstbestimmungs- 
recht der Völker“ zu operieren — gerade | 
einer der gefährlichsten Giftpflanzen aus 
dem Zaubergarten des jakobinischen Natio- 
nalismus; einem Begriff, der half, die euro- 
päische Gemeinschaft im allgemeinen und 
die Symbiose unserer Donau-Völker im ein- 
zelnen auseinanderzusprengen. Wo sich doch 
Prchala so in allem gegen Benesch stellt, 
sollte er nicht übersehen, daß gerade die- 
ser mit dem Schlagwort „Selbstbestimmungs- 
recht der Völker“ die donauländische, tra- 
ditionell gewachsene Einheit 1918 zum | 
Einsturz zu bringen half und damit das | 
Unheil in diesem Raume begann. Noch skep- 
tischer gegen diesen Begriff muß uns aber 
die Tatsache stimmen, daß 1938 bis 1941 ge- 
rade der Hitlerismus mit Hilfe jenes 
Schlagwortes die „sudetendeutsche“, „slo- 
wakische“, „ruthenische“ und „kroatische“ 
Krise auslöste und damit durch Vollen- 
dung der „Balkanisierung“ des Donau-Rau- | 
mes unsere Widerstandskraft zermürbte 
und sich selbst den Weg nach dem Süd- | 
osten Europas freimachte. In ganz ähn- 
licher Weise wiederholte dies dann — mit 
umgekehrtem, groß-slawischem Vorzeichen 
— seit 1944 Stalin, damit sich ja keine 
„Einheit der Donau-Völker“ bilden konnte 
und er so sein Sowjet-System, durch „Selbst- 
bestimmungsrecht“ getarnt, nach Zentral. 
europa vortragen konnte. Dreimal hat sich 
also innerhalb einer einzigen Generation 
der Begriff „Selbstbestimmungsrecht der 
Völker“ als Inhalt jener Sprengladung er- 
wiesen, welche die mögliche Einheit un- 
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seres Raumes sprengte und fremden Mäch- 
ten in die Hand spielte. i 

Entgegen allem Trennenden in unserem 
Raum (und gerade dazu gehört ja in sei- 
nen praktischen Auswirkungen jenes „Selbst- 
bestimmungsrecht“ mit der Überspitzung 
des „nationalen Minderheiten-Problems“ ) 
kommt es aber unserer Bewegung darauf 
an, alles Gemeinsame wiederzubele- 
ben, die verlorene Symbiose un- 
serer Donau-Völker wiederzufinden und das 
Gesprengte wieder zusammenzubauen. 


Die geographischen Gegeben- 
heiten unseres Raumes sind 
für uns der wichtigste Impe- 


rativ — denn sie sind die organischen 
und natürlichen Kräfte, welche allmählich 
die geschichtliche Tradition geformt haben. 
Da sich aber die Geographie nicht ändert, 
waren sie dieselben zu Premysl-Otakars 
Zeiten wie heute: sie schufen die Grund- 
lagen der Tradition des unteilbaren „Böh- 
mischen Staatsrechtes“ und stellten sich den 
seit nahezu 100 Jahren angestrebten Ten- 
denzen des „Anschlusses der deutschspra- 
chigen Gebiete des Donau-Raumes an 
Deutschland“ entgegen — sie gebieten 
die doppelte Einheit in un- 
serem Raum: die der „Böhmi- 
schen Länder“ einmal, und die 
des „Donau-Beckens“, (dessen Eck- 
pfeiler Böhmen ist), zum anderen. 
Dies sind die ehernen Baugesetze unseres 
Raumes (ungeachtet aller Schlagworte wie 
„Selbsibestimmungsrecht der Völker“, ein- 
mal von Masaryk-Benesch, dann von Hen- 
lein, Tiso, Pavelic und heute von Prchala 
vorgeschützt) — ein Verstoß gegen sie 
wird von der Geschichte selbst bitter ge- 
-ächt. Diesen Gesetzen aber wie- 
der bei uns zur vollen Gel- 
ung zu verhelfen und damit den 
Zusammenbruch auszubalancieren, den ein 
eichtsinniger Verstoß gegen sie verschul- 


let hat — darin sehen wir un- 
:ere erste Aufgabe. 

Jawohl, die tschechoslowa- 
sische Entwicklung“ seit 1918 
var verkehrt — aber sie war 
os nicht deshalb, weil sie, wie 


Prchala meint, angeblich den überspitzten 
„slowakischen National- Partikularismus“ 
ınterdrückte, „groß-ukrainischen Expan- 
ionalismus“ unterband und die „Anschluß- 
edanken der Sudetendeutschen“ sich nicht 
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ausleben ließ — sondern diese Ent- 
wicklung war im Gegenteildes- 
halb verkehrt, weil sie die 
Folge von Ereignissen war,die 
den gemeinsamen „zwischen- 
europäischen Groß-Raum“ 
schlagen hatte und seine geo- 


politischen Baugesetze auf den 
Kopf stellte. 


In der „ungarischen Frage“ wurde in der 
Tat von Prag aus viel kurzsichtige Takt- 
losigkeit an den Tag gelegt — in allen üb- 
rigen Argumenten müssen wir aber Prchalas 
übliche Meinung korrigieren. „Polen“ gab 
es nämlich in der ehemaligen CSR keine 
— das was man im_tschechoslowakischen 
Olsa-Gebiet, fälschlicherweise als „Polen“ 
anzusprechen pflegte, sind die Reste 
eines historischen, slawischen 
Zwischen-Stammes (zwischen Tsche- 
chen und Polen), der Slezaner, 
welche bei uns „Slonzaken“ genannt wur- 
den, in Polen „Goralen“ hießen und in 
Deutsch-Schlesien als „Wasser-Polacken“ be- 
zeichnet wurden. 


Ähnlich liegt der Fall auch mit den so- 


zerT- 


genannten „Karpatho-Ruthenen“: 
sie sind ein kleines, boden- 
ständiges slawisches Bergvolk 


(jahrhundertelang im vergessendsten Win- 
kel Europas, dem inneren Karpathen-Bo- 
gen, völlig übersehen und — wohl aus 
„strategischen Gründen“ — erst von Met- 
ternich wiederentdeckt). Sie aber hatten 
weder entwicklungsgeschichtlich noch kul- 
turell etwas gemein mit den nördlich der 
Karpathen siedelnden „Ukrainern“ und sind 
auch ethnologisch und linguistisch von die- 
sen so verschiedentlich wie etwa die Slo- 
waken von den Tschechen oder die Ukrai- 
ner selbst von den Russen. In Wirklichkeit 
ging es darum, daß ein unserem Raum 
fremder Imperialismus unsere Donau-Völ- 
ker der gemeinsamen, natürlichsten Grenze 
— der Karpathenpässe — beraubt! All 
diese Tatsachen aber übersieht 
das „Programm Prchala“, welches 
von „Karpatho- Ukrainern“ im ruthe- 
nischen Raum spricht und von einer „pol- 
nischen Minorität* in der Tschechoslowa- 
kei erzählt. 

Noch viel krasser ist dies im Falle der 
Slowaken und Sudetendeutschen, deren Be- 
rücksichtigung einen breiten Raum in Prchalas 
Programmatik einnimmt. Daß sich das Pra- 
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ger Regime wehrte, die Vervollkommnung 
einer bereits im alten Österreich-Ungarn 
von alldeutscher Seite gebildeten „Phalanx 
von Landesverrätern“ noch zu ermutigen, 
das dürfte man Prag kaum verübeln. Üb- 
rigens war anfangs gerade Benesch durch- 
aus kein „Feind“ der Sudetendeutschen, ja 
nicht einmal Hitlers. Unser Kronzeuge, Dr. 
Passer, lebt leider nicht mehr (er wurde 
1945 ermordet) welcher 1934/35 hinter dem 
Rücken des verbündeten Frankreich im 
Auftrag Beneschs geheime Fäden nach der 
'Reichskanzlei spann und 1935 in Reichen- 
berg mit Henlein über ein Wahlbündnis 
verhandelte, als die Präsidentschaftswah- 
len vor der Tür standen. Es war nichts 
Neues — schon im alten Österreich-Ungarn 
wollte man in Reichenberg und Eger „los 
von Habsburg“ —, war man vielleicht unter 
Kaiser Franz Joseph I. auch schon „unter- 
drückt“? Gegen den Kaiser pflegte aber im 
Reichsrat schon damals Lodgman zu wet- 
tern, und der junge Prchala — ist aus der 
k.u. k. Armee desertiert. Also geliebt haben 
beide auch die Donau-Monarchie nicht — 
dort war halt die Dynastie „imperialistisch“. 


Ähnlich ist es auch mit dem Fall 
der Slowakei. Wohl ist es eine unleug- 
bare Tatsache, daß leider jedes der 
bisherigen „tschechoslowakischen“ Regime 
die Slowakei hintergangen hat und nicht 
nur Masaryk und Benesch alleine! Mit je- 
nem Pittsburgher Vertrag fing es an, aber 
auch das Zwischen-Regime der sogenann- 
ten Zweiten Republik (1938/39) setzte sich 
über ihre dezentralisiert-föderalistische No- 
vemberverfassung von 1938 genau so hin- 
weg, wie schließlich dann Benesch im Bunde 
mit den Kommunisten die den Slowaken 
1945 in Kaschau gegebenen Versprechungen 
auf Selbstverwaltung Schritt für Schritt wie- 
der abzubauen verstand. Vielleicht hat 
in manchem das Prager Regime 
die slawischen Slowaken sogar 


noch mehr benachteiligt, als 
die sudetendeutsche Minder- 
heit. Diese Entwicklung hat natürlich 


einen Wall von Mißtrauen zwischen Tsche- 
chen und Slowaken aufgetürmt, und der 
macht heute ein neues tschechisch-slowa- 
kisches Gespräch sehr schwierig. Trotzdem 
lag aber die Lösung dieser Spannung we- 
der 1939 in dem slowakischen Staat von 
Hitlers Gnaden, noch liegt sie heute in 
dem Angebot Prchalas an den Slowaken 
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Ferdinand Durcansky, die „tschechoslowa- 
kische Symbiose“ (die leider nie eine wurde!) 
endgültig zu zerschlagen, genauso wie an- 
dererseits auch, nach allem was bisher vor-. 
gefallen ist, ein nochmaliges Bemühen der | 
Benesch-Anhänger auf Erneuerung des 
„tschechoslowakischen Staats-Zentralismus“ 
ein völlig aussichtsloses Bemühen sein dürfte! 
Die Lösung kann nur in dem liegen, | 
was wir Konservative anstreben: in einem 
dezentralisierten, föderali- 
stischen „Trialismus“ aber ge- 
bündelt als „Union“ zu einem Staats- 
verband durch gemeinsame Interessen und 
ein gemeinsames Symbol: eine über den | 
Nationen stehende Krone! 


Lediglich solch ein trialistisches „Verei- 
nigtes Königreich der Tschechen, Slowaken 
und Ruthenen“ (kurz „Vereinigtes König- 
reich der Donau-Slawen“ ) ist eine Überwin- 
dung des Zentralismus und zugleich des Se- | 
paratismus — denn Separatismus 
und Zentralismus sind nur ent- 


gegengesetzte Auswüchse des 
jakobinisch- etatistischen Na- 
tionalismus, der echte Föde- 


ralismus aber überwindet ihn. 
Wenn aber Prchala von Föderalismus 
sprechen will, so ist dies nur Ironie — denn 
dieser wird durch dieBedingungen 
des Raumes und die Gegeben- 
heiten der Tradition bestimmt, 
nicht aber durch Selbstbestim- 
mungsrecht und Volksabstim- 
mungen, mit welchen der Nationalist 
Prchala Nationalismus kurieren und Föde- 
ralismus aufbauen möchte. 


Wir wissen demgegenüber, daß unser 
Weg nicht bequemist—denner gestat- 


tet keinem der National-Im- 
perialismen, sich frei auszu- 
leben. Gerade aber dadurch 


bauteramneuen,großen,föde- 
ralistischen Imperium zwischen 
Deutschland und Rußland, welches unter 
dem übernationalen Regulativ der Krone 
die nationalen Interessen zu jenem Ein- 
klang und zu jener Koordination zwingt, 
wie es Raum und Tradition bei uns erfordern. 

Das, was wir nämlich zwischen Tschechen, 
Slowaken und Karpatho-Ruthenen im klei- 
nen erreichen wollen, das soll auch das ge- 
meinsame Ziel sein für jenes um den Do- 
nau-Raum kristallisierte, neue, 
große „Commonwealth“ aller klei- 


nen Völker der Zone Zwischeneuropas, "wo- 
durch wir — als Vollendung unseres Pro- 
‚gramms — die seit 1918 zerschlagene Ein- 
heit des zur Vereinigung prädestinierten 
Raumes wiedererrichten möchten. Das kön- 
nen die Gegner unserer Völker wohl viel- 
leicht „Imperialismus“ nennen — weil wir 
uns auf diese Weise als große Gemeinschaft 
nicht mehr unterwerfen lassen wollen — 
 „anti-europäisch“ ist es aber gewiß nicht! 
' Wenn für Prchala das „sudetendeutsche 
Problem“ im Vordergrund steht und er mit 
dieser Problemstellung die Majorität der 
‚tschechischen Emigration für immer verlor, 
so steht für uns im Vordergrund 
die Schaffung des zentraleuro- 
päisch-donauländischen „Com- 
monwealth-Gedankens“, für die 
heute nicht nur alle weitblickenden Tsche- 
chen, sondern mit uns auch alle anderen 
Donau-Völker einzutreten beginnen. In die- 
sem Zusammenhang ist es füruns primär, 
die künstlich geschürte tschechisch-ungarische 
Spannung durch eine teilweise Korrektur 
der Bestimmungen von Trianon aus der 


Welt zu schaffen! 


„Die Verhältnisse in Mittel-Europa müs- 
sen tatsächlich von Grund auf neu geregelt 
werden“ — wie Prchala immer sa gt —, aber 
das Pferd ist nicht vom Schwanz aufzuzäu- 
men — was Prchala tut! Wenn das auch 
die Volksdeutschen schmerzen mag: 
— ihr Problem rangiert in der europpäi- 
schen Rangordnung nichtvor dem der 
Schaffung des neuen „Donau- 
Commonwealth“ der Voraussetzung 
jeglicher Neuordnung. Die Geschichte un- 
seres Raumes hat uns gelehrt, daß legitime 
Verhältnisse lediglich die sind, welche kon- 
form gehen mit den Anforderungen unserer 
traditionellen Kräfte und den sie formen- 
den ewigen geopolitischen Gesetzen, aber 
nicht bestimmt werden durch Schlagworte 
wie „Selbstbestimmungsrecht“ und „Volks- 
abstimmung“— Begriffen jakobinischer Dema- 
gogie!' Ohne Demagogie und Schlagworte, 
aber auch ohne Sentimentalitäten wollen 
wir Konservative deshalb unseren Heimat- 
raum reorganisieren nach den ehernen Ge- 
setzen von Raum und Zeit! 


Jacques O. Grezer 
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Hongkong im April 
Sehr geehrte Herren! 


Mit der Datierung: „Hongkong, im April“ 
brachte eine angesehene deutsche Wochen- 
zeitung zu Beginn des Monats Mai unter 
entsprechenden Schlagzeilen einen alarmie- 
renden Artikel über die Zustände in der bri- 


tischen Kronkolonie: die nationalchinesische 
I 


Blockade und Ausfuhrverbote der britischen 
Regierung — das amerikanische Embargo 
vom Dezember 1950 wird nicht erwähnt! — 
hätten Hongkong ruiniert. Der Hongkong- 
Dollar sei „ins Bodenlose gefallen“, und 
längst schon „ins Bodenlose gefallen“ sei 
auch das Papiergeld Mao Tse-tungs. 

Die offiziellen Zahlen und Berichte er- 
lauben eine Richtigstellung. Danach hat sich 
der Außenhandel Hongkongs in folgender 
Weise entwickelt (alle Zahlen in Millionen 
Hongkong-$: 6 HK-$ gleich 1 US-$): 


Import Export 
1949 2750 2319 
1950 3786 3716 
1951 Januar 453 547 
Februar 346 448 
März 535 556 


Im ersten Vierteljahr 1951 hat also der 
Import bereits über 35 Prozent, der Export 
über 41 Prozent des Umfanges der Vor- 
jahre erreicht. 

Und der Hongkong-Dollar soll ins Bo- 
denlose gefallen sein? Die offiziellen Be- 
richte zeigen folgende Werte: 

Goldpreis pro Unze US$T.T. 
Anf. Okt. 1950 238-262 HK$ 6,35-6,41 HK$ 
Anf. Jan. 1951 267-296 HK$ 6,01-6,17 HK3 
3.W.Apr.1951 272-274 HK$ 6,06-6,15 HK$ 

Der Goldpreis ist nicht stärker gestiegen 
als im freien Verkehr auf dem Weltmarkt 
überhaupt, der amerikanische Dollar ist 
nicht unerheblich gefallen. Ganz ähnlich hat 
sich der Kurs des „Papiergeldes Mao Tse- 
tungs“, nämlich des Dollars der Volksbank 
der Chinesischen Volksrepublik (PBY), ent- 
wickelt: 

amtlicher Kurs „schwarzer“ Kurs 
Anf. Okt. 1950 4750 PBY 5 100 PBY 
Anf. Jan. 1951 4200 PBY 4 165-4445 PBY 
3.W. Apr. 1951 4200 PBY 4325-4500 PBY 

Alle angeführten Ziffern sind dem füh- 
renden Hongkonger Wirtschaftsblatt Far 
Eastern Economic Review entnommen. Sie 
sind der Redaktion der eingangs erwähn- 
ten deutschen Wochenzeitschrift mitgeteilt 
worden, die zugab, von dem Einsender 
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des betreffenden „Hongkonger Aprilbriefes“ 
irregeführt._ worden zu sein, die es aber 
nicht für angebracht hielt, den dadurch 
hervorgerufenen falschen Eindruck bei ihren 
Lesern zu korrigieren. 

Das ist um so bedauerlicher, als derartige 
irreführende Berichte angeblicher und auch 
tatsächlicher Beobachter von Hongkong aus 
in der britischen Kronkolonie nicht nur 
Entrüstung, sondern auch das Gefühl her- 
vorrufen, einer planmäßigen Propaganda- 
kampagne hilflos ausgeliefert zu sein. So 
schreibt Daniel Duxbury in dem zweiten 
Artikel einer Berichtserie aus Hongkong in 
der Londoner Financial Times vom 4. Mai 
1951: „Viele Briten in Hongkong halten es 
für verhängnisvoll, daß man sich so be- 
nimmt, als ob sich die Welt bereits im 
Krieg befinde — nur, weil die Welt ge- 
spalten zu sein scheint. Sie sind mit Recht 
erbittert, wenn sie Proben des Unsinns le- 
sen, der über Hongkong geschrieben wird. 
Sie behaupten — aber sie können ihrer 
Auffassung nur selten in der Öffentlichkeit 
Gehör verschaffen —, daß solche auf fal- 
schen Informationen beruhenden Artikel be- 
wußt bezwecken, das Ansehen Hongkongs 
und damit das des britischen Commonwealth 


zu schädigen. Herbert Mueller 


Zu Professor Launs Thesen 


Sehr geehrte Herren! 


Unter dem Eindruck der ebenso maßvollen 
wie zwingenden Argumente, die Prof. Laun 
im Maiheft Ihrer Zeitschrift vorträgt, darf 
ich als jüngerer Mann, der Soldat des Zwei- 
ten Weltkrieges war, an Sie schreiben: 


Das Problem, um das sich noch mancher 
Politiker wird bemühen müssen, ist die 
vermutete „politische Abstinenz der deut- 
schen Jugend“, ihre angebliche „Flucht aus 
der politischen Verantwortung“. Jugend, das 
sind in diesem Falle die Jahrgänge 1910 bis 
1925, d.h. also die aus dem abendländischen 
Bruderkrieg heimgekehrten Soldaten, ihre 
Frauen und die Witwen der Gefallenen. 
Jede Behandlung des Themas, die an der 
Grundhaltung dieser durch das Kriegserleb- 
nis entscheidend geformten Schicht vorüber- 
geht, kann das Wesentliche nicht erfassen 
und muß deshalb auch die Symptome falsch 


deuten. 
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Als wir in die Gefangenen- und Internie- 
rungslager getrieben wurden, als die öst- 
lichen Alliierten mit Zustimmung ihrer west- 
lichen Partner unsere ÖOstprovinzen mit 
Mord, Raub, Vergewaltigung und Vertrei- 
bung der polnischen Verwaltung unterstell- 
ten, wurden unter dem Schutz der Sieger- 
mächte verschiedene Reiser der Demokratie 
auf den Stamm der abgeschlagenen deutschen 
politischen Wirklichkeit aufgepfropft. Das 
feierlich verkündete Programm der fried- 
liebenden neuen Zeit umfaßte die „Entna- 
zifizierung“, die „Entmilitarisierung“ und 
die demokratische Umerziehung, die eine 
karikierte Auffassung des „Nazismus“ und 
des „Militarismus“ als Voraussetzung hatten. 
Die „Befreiungsaktion“ nahm für viele Be- 
troffene den Charakter einer politischen 
Verfolgung an. Nicht freiwillig also haben 
wir uns aus dem politischen Leben zurück- 


“ gezogen, sondern wir wurden verfemt 


und ausgestoßen, und zwar gerade 
von denen, die uns nunmehr diese angeb- 
liche Abstinenz zum Vorwurf machen. 

Viele von uns haben die Demokratie des 
Westens und die „Volksdemokratie“ des 
Ostens in ihren Ursprungsländern erlebt. 
Die Politik und das Verhalten der Be- 
satzungsmächte sowie die zugegebenermaßen 
schwierige Aufbauarbeit der neuen deutschen 
Behörden wurden von uns beobachtet, die 
verkündeten Grundsätze der Demokratie mit 
ihrer Verwirklichung im besetzten Deutsch- 
land verglichen. 

Dann kam der Bruch unter den Großen 
Vier, die Berliner Luftbrücke, der Marshall- 
Plan, neue deutsche Staatsanfänge, Korea, 
erste Anzeichen einer Revision der Nürn- 
berger Urteile und die Notwendigkeit einer 
freiwilligen deutschen Entscheidung. Die bis 
dahin übliche Verfemung des deutschen Sol- 
datentums war plötzlich nicht mehr so ge- 
meint, wie wir sie in unserer „Empfind- 
lichkeit“, „Selbstbemitleidung“ und „schizo- 
phrenen psychischen Erkrankung“ verstanden 
hatten. Die von den Tageszeitungen (z.B. 
Herrn — elk in der „Welt“ vom 2. Februar 
1951) beobachtete, passiv scheinende Zu- 
rückhaltung der Frontgeneration ist ein 
innerlich sehr aktives und wachsames Ab- 
warten! Statt uns zu beleidigen, sollten die 
Publizisten dazu beitragen, daß aus dieser 
Haltung nicht zum Schaden des Vaterlandes 
eine neue Front wird! 

Der Jahrgang 1914 war 1933 noch nicht 
volljährig — nicht seine Männer haben sei- 
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nerzeit das Ermächtigungsgesetz unterzeich- 
net! Wir wissen sehr wohl, um mit dem 
Vorsitzenden der „Ersten Legion“ zu spre- 
chen, daß „die politische Führung des neuen 
deutschen Staatswesens zum überwiegenden 
Teil in der Hand von Menschen liegt, die... 
den neuen Problemen mit den Methoden 
von vorgestern begegnen zu können glau- 
ben..., die nur zu gern vergessen, daß sie 
schon einmal in verhängnisvoller Form ver- 
sagten,... daß der Untergang der Weimarer 
Demokratie die Tragödie einer Demokratie 

ohne Volk war“. Herr Friedländer hat recht: 

wir sind wirklich „viel hellsichtiger gewor- 

den für Unechtes und Unvollkommenes, sehr 
‚viel kritischer und skeptischer“. 


Die meisten Angehörigen der Kriegsjahr- 
gänge haben andere Sorgen und keine Zeit, 
der Demokratie Hindernisse in den Weg zu 
legen: sie kämpfen noch immer stumm und 
verbissen um eine schmale Basis für ihr Le- 

ben. Da steht der ehemalige Geschwader- 
kommodore auf der Baustelle, dort sitzt der 
 spätheimgekehrte Unteroffizier und Ritter- 
kreuzträger noch auf der Schulbank, hier be- 
wirbt sich ein bewährter Stoßtruppführer 
der Waffen-SS um eine kleine Fahrerstelle 
und darf seinen richtigen Dienstgrad, ge- 
schweige denn seine Kriegsauszeichnungen 
nicht einmal erwähnen, weil er sonst von der 
. Behörde für ungeeignet befunden werden 
könnte, in X-Dorf hat der ehemalige Ober- 
gefreite seinen Kommandierenden General 
als Arbeitsmann auf seinem Bauernhof auf- 
' genommen, und schließlich mußte man auch 
einmal gewissen Parteidienststellen ein 
Schnippchen schlagen, um die Frau eines ge- 
fallen Kameraden unterzubringen. Das ist die 
Wirklichkeit! Die Kameradschaft der Front 
und. des Lagers hat sich tausendfach bewährt, 
— und wir heißen noch immer die deutsche 
Jugend, weil unser Manneswerk noch vor 


uns liegt. 


Weitaus die meisten sind weder grundsäiz- 
liche Gegner noch Anhänger der Demokratie. 
Sie sind Skeptiker. Sie lassen sich gerne an- 
genehm überraschen und warten auf die Seg- 
nungen des wie eine Ersatzreligion geprie- 
senen Systems. Sie vermissen leider die über- 
zeugenden persönlichen Vorbilder und die ein- 
leuchtenden sachlichen Neugestaltungen. Sie 
sahen bisher zu wenig von Opferbereitschaft, 
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Disziplin, Sauberkeit, Härte und echter so- 
zialer Gemeinschaft, um ihren leise aufkei- 
menden Hoffnungen auf eine Wendung zum 
Besseren den persönlichen Einsatz folgen zu 
lassen. Sie haben ein Gefühl für Eindeutig- 
keit und Doppelzüngigkeit, für Taten und 
für Geschwätz. Sie begreifen nicht die Aus- 
höhlung der Staatsautorität, das Versagen 
der Länder bei der Verteilung der Flücht- 
linge und aller Kriegsfolgelasten. Sie erwar- 
ten endlich ihre Rehabilitierung und den 
Aufruf durch den Staat zum Anpacken und 
zum Einsatz ihrer Kräfte, zum gleichen Start 
für alle — ohne Parteibuch! Die Parteien, 
Parlamente, Gewerkschaften und Behörden 
sollten einmal ihren zahlenmäßigen Anteil 
an Frontsoldaten bekanntgeben, damit die 
Öffentlichkeit erführe, was hier noch für die 


Kriegsgeneration getan werden kann. 


Die Kriegsgeneration hat für ihre Ent- 
scheidung zum Abendland bereits einmal ge- 
kämpft und geblutet! Wir sitzen alle in einem 
Boot. Wir richten an die Verantwortlichen 
eine Bitte: Begrabt endlich das Kriegsbeil 
mit der Aufschrift „Ohne Euch“! Die Gleich- 
berechtigung, die Ikr mit Recht vom Aus- 
land für Deutschland fordert, solltet Ihr um- 
gehend und freiwillig der verfemten deut- 
schen Kriegsjugend zugestehen! Sie will und 
wird mitarbeiten, aber sie kann nicht ihre im 
Kriege bewährte Haltung und Leistung ver- 
leugnen. Zwingt uns nicht, erneut eigene und 
eigensinnige Wege zu gehen! Oder glaubt 
Ihr, es sei angenehm, noch immer mit dem 
Stempel der „Ämnestie* herumzulaufen? 
Welchen strafrechtlichen Tatbestand haben 
wir denn erfüllt? 


Wir fordern auch für uns die Freiheit der 
Persönlichkeit und die Freiheit vom Seelen- 
zwang sektiererischer und kollektivistischer 
Parteiansichten. 


Wir erlebten im Kampf gegen den Bolsche- 
wismus das Entstehen einer europäischen 
Kampfkraft. Wie erleben heute immer deut- 
licher und beglückender eine große Gemein- 
samkeit der Haltung mit der Frontgenera- 
tion aller europäischen Völker. Wir haben 
den Glauben an eine große Aufgabe: Ein 
starkes und geeintes Europa, in dem die Bru- 
dervölker gleichberechtigt leben! 


Hans Miesel 
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Erasmus von Jakimow zum Gedächtnis 


Sehr geehrte Herren! 


Im Mai 1951 fand in Hamburg eine Aus- 
stellung der Zeichnungen und Aquarelle des 
Künstlers Erasmus von Jakimow statt, der 
im November 1944 sechsundzwanzigjährig 
fiel. Jakimow gehört zur Elite einer in Krieg 
und Zusammenbruch gerissenen Jugend, die 
heute politisch und geistig fast stumm ist. 
Sein russischer Vater, der Bildhauer J. von 
Jakimow, und seine deutsche Mutter, die Ma- 
lerin A. Kruse, die beide in Geist und Leben 
im europäischen Raum zwischen Rußland, 
Italien und Frankreich heimisch waren, gaben 
Jakimow die spannungsreiche Fülle und hohe 
Sicht eines europäischen Menschen mit. 
Dennoch blieb Deutschland, wo er heran- 
wuchs und in der Odenwaldschule und Schul- 
pforta dem Humanismus in seinen letzten 
lebendigen Überlieferungen begegnete, bei 
aller abendländischen Weite des Blickes, der 
die Plastik der Griechen wie die Modernen, 
Goethe wie Balzac umfaßte, die Wahlheimat 
seines Geistes und seiner Kunst. 


Wie viele seiner Generation kam. Jakimow 
gleich nach der Schulzeit ins Heer, das ihn 
im Zweiten Weltkrieg nach Frankreich und 
Rußland und schließlich zwei Jahre lang in 
den Balkanraum führte, nach Serbien, Kroa- 
tien, Bosnien und Dalmatien, wo er den Par- 
tisanenkrieg mit all seinen Schrecken erlebte. 
Wie sonst nur Wenige aber hat er das Ver- 
hängnis, das alle erfuhren, geistig und see- 
lisch durchdrungen und durch Gestaltung in 
Wort und Bild überwunden. Neben seinen 
Bildwerken, die er dem Kriege abrang, hat 
Jakimow in seinen Tagebüchern ein geistiges 
Werk hinterlassen, das nicht nur ein unver- 
geßbares Bild der Völker und Länder zeich- 
net, die er durchzog, sondern auch die Er- 
Jahrungen und die Haltung der hochgearteten 
Jugend aufleuchten läßt, die sich in allen 
Verhältnissen zu bewähren hatte. Es ist die 
Frucht eines welizugewandten hochfliegenden 
Geistes, der auch in Gefahren und Nöten sein 
hohes Gleichgewicht wahrt, und gleichzeitig 
der Reflex erscheinungshungriger Augen, 
die, „unermüdliche Lebensspender“, mit der 


Sehschärfe und Realistik des geistig gebilde- 
ten Malerblicks die Menschen und Landschaf- 
ten bis in ihre Tiefenschichten verfolgen. 
Die Tagebücher aus Frankreich spiegeln 
die Gartengefilde der Loire, die satte Fülle 
Burgunds, die öden Kreideplateaus Mittel- 
frankreichs wie den Zauber der Welt- und 
Kunststadt Paris; — die Skizzen aus Rußland 
die russische Wald- und Schneelandschaft mit 
ihrer schwingenden Weite des elementaren 
Raumes. Vor allem schildern Jakimows Tage- 


. bücher jedoch den jugoslawischen Balkan, in 


dem sich Abend- und Morgenland, Urgebirge 
und Mittelmeerlandschaft durchdringen, von 
den staubigen Ebenen Kroatiens bis zu den 
Karstgipfeln und bis zur Adria mit solcher 
Leuchtkraft, daß sie geradezu zu einer Phäü- 


nomenologie dieser Länder und Völker — 


und nicht zuletzt ihres Partisanenkrieges — 
werden. Den vielfach reflektierten „Strah- 
lungen“ Ernst Jüngers mit ihrem Ballast an 
Lesefrüchien und an Privata steht hier das 
Werk einer ungebrochenen Jugend zur Seite, 
das nur die Erscheinungen selber auf knapp- 
stem Raume zu meistern sucht. 

Dennoch bleibt gerade auch jene mensch- 
lich-geistige Haltung, die Jakimows Tagebü- 
cher ‘bezeugen, in der Erinnerung haften. 
Jakimow hat schon vor Beginn dieses Krie- 
ges das „schreckliche Ereignis“ vorausgesehen, 
„das niemand will und worauf alles hin- 
arbeitet“, und im totalitären Staat den 
Werkmeister eines Schicksals erblickt, das 
„die finsteren Mächte“ treibe, die Mensch- 
heit durch Feuer und durch Zerstörung zu 
läutern. Er trat daher in den Krieg ohne 
„patriotischen Enthusiasmus“ ein, obgleich 
er sich mit der Tapferkeit einer wohlgera- 
tenen Jugend und eines geistigen Helden- 
tums schlug, das zu stolz und zu vornehm ist, 
sich dem allgemeinen Verhängnis zu ent- 
ziehen. In allen Erschütterungen, die ihm 
das Staatssystem und der Krieg, die Zerstö- 
rungen und der Tod von Freunden bearbei- 
teten, wird niemals ein Ton der Verzweiflung 
laut, und der Tod im Einsatz für die Ge- 
fährten erhält von dieser tragischen Haltung 
her seinen besonderen Sinn. 


Friedrich Wagner 


VERLAG: Kurt Vowinckel Verlag, Heidelberg - DRUCK: Zechnersche Buchdruckerei. Speyer - VERANTWORTLICH 
FÜR DEN INHALT: Professor Dr. K. H. Pfeffer, Hamburg 36, Gänsemarkt 35 I und Kurt Vowinckel, 
Heidelberg, Wolfsbrunnenweg 36 - Es gilt Anzeigenpreisliste Nr. 1 
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WILMONT HAACKE 


Handbuch des Feuilletons 


in drei Bänden 


Bereits erschienen: Band I, 450 Seiten, Ganzlw., DM 22,50 

Band II folgt in Kürze, etwa 450 Seiten, Ganzlw., Richtpreis DM 22,50 

Band III enthält Zeittafel, Bibliographie, sowie Personen- und Sachregister, etwa 120 Seiten, 
Leinen, Richtpreis DM 5,00 

Das Gesamtwerk umfaßt über 1000 Seiten. — Der Preis aller drei Bände zusammen wird 
etwa DM 50,00 betragen. 


Ein erstes Presseurteil: 


„Mit dieser Veröffentlichung legt Haacke eine Arbeit vor, die in allen Einzelheiten die 
Entstehung dieses besonderen und einzigartigen Teiles der Tageszeitung schildert, seine ver- 
schiedenen Entwicklungen verfolgt und die Formen und Erfordernisse der Gestaltung eines 
wirkungsvollen Feuilletons aufzeigt.“ 


(Zeitungsverlag, Wiesbaden, Nr. 112, 1951) 


Publizistik als Wissenschaft 


sieben Beiträge für Emil Dovifat 
von 


KARL D’ESTER / WALTER HAGEMANN / KURT BASCHWITZ / WILMONT HAACKE 
EDGAR STERN-RUBARTH / KURT WAGENFÜHR / FRIEDRICH MEDEBACH 
Herausgegeben vom Institut für Publizistik der Universität Münster/Westf. 


Halbleinen gebunden DM 7,50 


CARL NIESSEN 


Handbuch der Theaterwissenschaft 


in zehn Bänden und einem Register-Band 


Bereits erschienen: Band I, 1. Teil: 


Daseinsrecht und Methode / Ursprung und Wert der dramatischen Kunst 
XXIV und 595 Seiten, Halbleinen gebunden, Abb. im Text, DM 30,00 
Die weiteren Bände folgen in Abständen von etwa 6 Monaten. 


Aus dem Urteil der Presse: 


„Mit seinem neuen Werk hat der unermüdliche Forscher abermals einen Beitrag zur gei- 
stigen Wiederanerkennung der deutschen Wissenschaft in der zivilisierten Welt geleistet, für 
den ihm Kenner und Laien nicht genug danken können. Die unfaßbare Magie des Theaters 
erfährt durch Carl Niessens großes Werk eine neue, gültige wissenschaftliche Kristallisation.“ 


(Deutsche Universitäts-Zeitung, Göttingen, Heft 2, 1951) 


Verlangen Sie die ausführlichen Sonderprospekte 
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